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Vorwort. 

Vorliegende Arbeit ist bereits im Herbst 1892 auf eine 
Anregung meines leider so früh verstorbenen Lehrers Prof. 
Dr. R. Scholl hin entstanden und will den Charakter einer 
Sammlung von Einzeluntersuchungen nicht verleugnen; im 
Winter 1893/94 wurden diese „Studien zum attischen Staats- 
recht" als Dissertfitio inauguralis bei der Universität München 
vorgelegt und von der hohen philosophischen Fakultät ge- 
nehmigt. 

Zu den bei den vorliegenden Untersuchungen benützten 
Quellen kamen noch unmittelbar vor der Drucklegung zwei 
neu erschienene hochwichtige Werke, Wilamowitz: „Ari- 
stoteles und Athen'* und K aibel: „Stil und Text der TcoXttsta 
'A^Y]vat(öv des Aristoteles'*, die ich freilich bei der Kürze der 
zur Verfügung stehenden Zeit leider nur mehr ganz obenhin 
einsehen konnte; doch war es mir immerhin noch möglich, 
denselben sehr nützliche, teilweise auch meine eigenen Ver- 
mutungen bestätigende Winke zu entnehmen. — Bei dieser 
Gelegenheit möchte ich es nicht versäumen, auch hier den 
hochverehrten Herren Professoren der Universität München, 
vor allen Herrn Geheimrat Dr. W. v. Christ und Herrn 
Di;. J. V. Müller meinen aufrichtigsten Dank für deren stets 
so freundliche Förderung auszusprechen. — Zu ganz beson- 
derem Danke fühle ich mich auch den Herren Beamten der 
Kgl. Hof- und Staatsbibliothek zu München verpflichtet, die 
mich durch ausserordentlich freundliches Entgegenkommen aufs 
liebenswürdigste unterstützt haben. 

München, Ostern 1894. 

H. Keller. 
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Einleitung. 



Die Beschäftigung mit den griechischen Staatsalter- 
tümern führt uns notwendigerweise auf den Gedanken, Pa- 
rallelen zwischen den Grundsätzen jener Zeiten und den heu- 
tigen zu ziehen, Vergleiche zwischen dem Einst und Jetzt auf 
dem Gebiete der Staatsverfassungen anzustellen. Und hier 
scheint es ja manchem, als ob der athenische Staat gar nicht 
so ferne von den modernen Staatsbegriffen stehe, als ob sogar 
moderne, nach seinem Vorbilde „Demokratien'' genannte Staats- 
wesen uns genau das Bild des einstigen kleinen Griechenstaates 
wiedergäben. Doch ist dem durchaus nicht so ; die Anschau- 
ungen haben sich seitdem bedeutend geändert, wir finden heut- 
zutage kaum mehr Spuren vom wahren Wesen des einstigen 
demokratischen Staatswesens, das gleich weit entfernt war von 
den Ansichten neuzeitiger Phantasten wie von den meisten 
der zu unserer Zeit bestehenden sog. Demokratien. Wie kommt 
es aber, dass gerade auf dem Gebiete des Staatsrechts auf 
athenische Einrichtungen als angebliche Vorbilder moderner 
Institutionen hingewiesen wird, wo wir einen solchen Zu- 
sammenhang unbedingt bestreiten müssen? Der Grund hie- 
von ist namentlich in der Verkennung der Prinzipien des 
athenischen Staatswesens zu suchen. Mannigfache 
Analogien finden sich allerdings zwischen unseren modernen 
Einrichtungen und den damaligen; aber in sehr vielen Fällen 
sind diese rein äusserlich, da dabei oft gerade die Prinzipien 
verschieden sind. 

Aber es gibt auch ganze Gebiete, die uns aufs deutlichste 
zeigen, wie verschieden der antik-griechische Begriff des Staates 
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von unseren heutigen Anschauungen ist, welch tiefgehende 
Kluft moderne, nach ihr benannte Staatswesen von jener attischen 
Demokratie so weit trennt, dass oft eine Brücke nicht mehr 
-.recht, daröber geschlagen werden kann. Eines dieser Gebiete 
ist das d^f *B'eaxnten wählen, die an und für sich unseren 
; öiipdr^nt^urop^lisch'en Institutionen ebenso fremd sind, wie die 
*daWi in betracht* kommenden Anschauungen, deren Kenntnis 
aber wesentlich zu unserem Verständnis jener alten Zeiten 
und Gebräuche beiträgt. Dieses Gebiet, dessen theoretische 
Seite besonders durch die Auffindung der 'A ö* y] v a t «> v 
TToXtTsia des Aristoteles neues Material erhalten hat, soll 
der Gegenstand dieser Abhandlung sein, die allerdings unmög- 
lich alle hieher gehörigen Fragen beantworten, sondern viel- 
fach nur darauf hinweisen konnte, wo besondere Schwierig- 
keiten zu liegen schienen. 

Wie gleich angedeutet werden soll, finden wir in unserer 
Frage, die sich vorzüglich mit dem Wahlrechte befasst, nur 
wenige Vorarbeiten , da die meisten grösseren Werke über 
griechische Geschichte und griechische Staatsaltertümer eigent- 
lich nur der praktischen Seite der Beamtenwahlen gerecht 
werden; und doch ist gerade die Theorie hier für uns von 
um so grösserem Interesse, als die Prinzipien für Einführung 
und Anwendung der beiden hier besonders zu besprechenden 
Hauptwahlformen, der direkten Wahl und der Looswahl, durch- 
aus nicht so ofien daliegen, wie wir es wünschen. Nament- 
lich für die letztgenannte Wahlform, die uns bei oberfläch- 
licher Betrachtung geradezu als Absurdität erscheinen könnte 
und doch in ihren Prinzipien sogar die tiefsten Gründe des 
antik-athenischen Staatsgedankens enthält, fehlt uns fast jede 
eingehendere moderne Untersuchung. Aus der Gegenwart ist 
uns sogar nur eine einzige Arbeit bekannt, die allerdings mit 
ungeheurem Fleisse und hervorragender Geistesschärfe das 
bisher vernachlässigte Gebiet bebaute und zugänglich machte. 
Freilich wird unsere Frage nebenbei auch von den Führern 
der neueren griechischen Geschichtsschreibung aufgenommen, 
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wie von Grote und Curtius, desgleichen auch von Busolt und 
Anderen; aber bei den Werken dieser mehr dem Gesamtbilde 
sich widmenden Historiker hat es einerseits an der Möglich- 
keit solcher theoretischer Einzeluntersuchungen und anderer- 
seits an dem jetzt durch Auffindung des Papyrus mit der 
aristotelischen Schrift gewonnenen Material gefehlt. Doch 
werden wir noch mehrmals Gelegenheit haben, auf die An- 
schauungen dieser Männer zurückzukommen. 

Als Verfasser von Untersuchungen, die sich mehr oder 
weniger mit dieser Frage beschäftigen , sind vor allem zu 
nennen: K. Lugebil, der in einem im V. Supplementband 
der , Jahrbücher für klassische Philologie*' erschienenen Auf- 
satz „Zur Geschichte der Staatsverfassung von Athen'- die 
Einführung der Looswahl für das Archontat behandelt; aller- 
dings sind seine Ausführungen hierüber fast ganz verdeckt 
durch seine mit grossem kritischen Scharfsinne geführten Er- 
örterungen betreffend die Schlacht bei Marathon. 

Neben ihm ist stets rühmend zu erwähnen Pustel de 
Cou langes, der in seinem Werke ,,La cite antique^' die 
Frage der Beamtenwahlen und speziell der Looswahl von 
einem mehr universellen, kulturhistorischen Standpunkte cuis 
behandelt und auch eine neue Theorie für ihre Einführung 
aufstellt, indem er als Grund der Anwendung dieser Wahl- 
form ein religiöses Prinzip annimmt. 

Neben dem auf diesem Gebiete gerade vielfach über- 
holten Werke von Müller-Strübing „ Aristophanes und 
die historische Kritik*' ist noch das auf modernen sozial-po- 
litischen Anschauungen aufgebaute Sammelwerk „Die De- 
mokratie" von J. Schvarcz zu nennen, der im i. Bande 
höchst geistreich die Verfassung Athens bespricht, dabei aber 
nicht selten über die Ergebnisse der kritisch - historischen 
Philologie hinausgeht.*) 



*) Vorübergehend zu erwähnen sind noch namentlich Haussoullier^ i^La 
vie municipale en Attique", Filleul : „Le si^cle de Pericle" und MooceaiLN : 
„La Gr^ce avant Alexandre", 



— 8. — • 

Wir haben schon oben angedeutet, dass in neuester Zeit 
die Frage der Beamtenwahlen eine Bearbeitung gefunden hat, 
die alle Anerkennung verdient. Im Jahre 1891 erschien die 
von der historischen Sektion des Cambridge College preis- 
gekrönte Schrift von J. W. Headlam: „Election by lot at 
Athens", der unsere Untersuchung mannigfachste Förderung 
verdankt; sie ist mit ausserordentlichem Scharfsinne und mit 
dem grössten Fleisse geschrieben, so dass sie, wenn sie auch 
in einem Teile ihrer Voraussetzungen und Resultate durch die 
erst später erfolgte Veröffentlichung des neuen Aristoteles 
antiquiert worden ist, doch stets als hochwichtige Arbeit an 
der Spitze der dieses Gebiet behandelnden Untersuchungen 
zu nennen sein wird.*) 

Auch hier gedenke ich mit dankbarer Erinnerung der 
hochgelehrten Männer, die meinen Eintritt in das klassische 
Altertum geleitet haben, und deren Schüler ich mich mit 
Stolz nenne ; den allergrössten Dank aber bin ich dem leider 
so früh verschiedenen Professor Dr. R. Scholl schuldig, auf 
dessen Worte sich all diese Ausführungen stützen, die als 
Erstlingsarbeit des Verfassers mit gütiger Nachsicht betrachtet 
werden mögen! — 

Antike und moderne Anschauung. 

Um über die Anschauungen der Griechen von den ver- 
schiedenen Wahlformen volle Klarheit zu erlangen, haben wir 
nicht nur solche Stellen aufzusuchen, in denen sich ein Schrift- 
steller unmittelbar über die Bedeutung irgend eines Wahl- 
systems, wie der Looswahl oder der direkten Wahl, ausspricht; 
mit dieser Auslese erreichen wir unser Ziel noch nicht. Denn 



*) Ausser den hier erwähnten Quellen und Autoren dienten zu ständiger 
Unterstützung die Fundamentalwerke auf dem Gebiete der griechischen Alter- 
tumswissenschaft : Die Corpora inscriptionum Graecarum und Atticarum ; Ditten- 
berger: Sylloge inscriptionum; Hicks: Manual of Greec Historical inscriptions; 
Boeckh: Staatshaushaltiing der Athener; endlich die Werke über griechische 
Staatsaltertümer von Tittmann , K. Fr. Hermann , Schömann , Gilbert und 
Busoh , sowie eine grosse Anzahl von Spezialuntersuchungen , die zum teil ge- 
legentlich an ihrer Stelle Erwähnung finden werden. 
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wir wollen durch die folgenden Ausführungen darthun, dass 
wir hiebei noch einen weiteren Umstand zu berücksichtigen 
haben. Es erscheint nämlich als ganz klar, dass die Be- 
deutung einer und derselben Wahlform verschieden ist je 
nach ihren Voraussetzungen , insbesondere denen des Wahl- 
rechts; darum ist es bei einer Charakteristik der einzelnen 
Wahlarten stets von der allergrössten . Wichtigkeit , den Grad 
des aktiven wie passiven Wahlrechts mit zu bestimmen, also 
auch in diesem Punkte, der Berechtigungsfrage, die Grund- 
sätze des griechischen Altertums aufzusuchen. — Allerdings 
müssen wir gleich im Eingange feststellen, dass hier die Zahl 
der Quellen eine sehr kleine ist; für diese prinzipielle Frage 
bieten uns die Inschriften nahezu gar nichts, Redner und 
Historiker nur wenig, so dass wir hiebei fast nur auf die grössten 
antiken Philosophen, auf Plato und noch mehr auf Ari- 
stoteles angewiesen sind, welches letzteren IloXtTtxd als 
ein Ideal antiker Staatsrechtslehre betrachtet werden können. 
Leider hat die Ueberlieferung dieses Werk, wie am deut- 
lichsten Susemihls Ed. III. darthut, vielfach so verstümmelt 
und verändert, dass es oft sehr schwer ist, aus den sich 
widersprechenden oder auch unrichtigen Angaben des Textes 
das herauszuschälen, was dem Geiste des Aristoteles und 
überhaupt dem griechischen Sinne angemessen erscheint. *) 

Wie aus dem griechischen Altertum viele der politischen 
termini in die modernen Sprachen übergegangen sind, wie 
z. B. die Namen der Hauptformen der Staatsverfassungen, 
so ist auch vielfach versucht worden^ moderne Theorien an 
die Anschauungen und staatsrechtlichen Verhältnisse der 
Griechen anzuknüpfen, wobei man allerdings häufig viel weiter 

*) Diese gewiss mehr auf die Beschaffenheit der Ueberlieferung als auf 
eine Schuld des grossen Philosophen zurückzuführenden Mängel haben den sehr, 
geistreichen CJelehrten Schvarcz in seinem Werke „Zur Kritik der aristotelischen 
Staatsformen" zu einer scharfen Polemik gegen den geistesge walligen Autor der 
„Politik" geführt, welcher wir um so mehr entgegentreten zu müssen glauben, 
als sie von der nicht zutreffenden Voraussetzung ausgeht, wir hätten hier ganz 
den Text vor uns, wie ihn Aristoteles dereinst niedergeschrieben. Vgl. Crusius 
im Philologus 50, N, F. IV, p. 176. 
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ging, als es die alte „Demokratie" gethan. Dieses Streben 
ist eine Errungenschaft der grossen französischen Revolution 
des vorigen und der europäischen Revolutionen dieses Jahr- 
hunderts. Von allen modernen Rechtsfundamentalsätzen klingt 
als der schönste, alle Menschen seien gleichberechtigt, ein 
Grundsatz, den die französische Revolution aufgestellt hat. 
und mit dem sie sich an die Theorien des gepriesenen Alter- 
tums und seiner durch die moderne Brille betrachteten 
„Demokratie^' angeschlossen zu haben wähnte. Und doch 
war man hiemit weit abgekommen von der Theorie der 
Griechen, die gerade in ihrer Sklaverei die modernen Funda- 
mentalsätze der allgemeinen Menschenrechte mit Füssen traten. 
Ja, selbst Aristoteles, der sonst so freisinnige Denker, konnte 
sich von diesem Banne so wenig losmachen, dass er die Be- 
hauptung aufstellt, die Sklaverei sei eine Art Naturnotwendig- 
keit, indem er Pol. 1252^9 sagt: w? taÖTÖ ^ooet ßdpßapov %al 
SoöXov 2v.*) 

Freilich traten damals schon der Ansicht des Aristoteles, 
die eben vielleicht mehr die des Philosophen als des Menschen 
war, andere Aufstellungen entgegen, welche uns zeigen, dass 
man die Sklaverei, die als ein alter, fester Brauch bei den 
Griechen eingewurzelt war, doch nicht als etwas Selbstver- 
ständliches empfand ; so fragten sich die Sophisten , ob sie 
<p6asi oder d^asi bestehe, und erklärten ihr Fehlen für eine 
Eigentümlichkeit des goldenen Zeitalters oder auch der Zeit 
der Pelasger. (Cf. Herod. VI, 37; Polyb. XII, 6, 7.) — Ja, 
ein Satz, der sich freilich ziemlich vereinzelt in der griechischen 
Litteratur findet, klingt sogar ganz modern freisinnig, wenn 
Alkidamas sagt : iXsoddpoo? a^'^xs TcdvTac 6 ^sö?, o»j8eva SooXov 

il ^DOIC TCSTCOlYjXSV. **) 

*) Cf. Pol. 1285^^ igff. : ^Jiä Y^p '^^ 8oüA'.xa»t£poi xa r^^i] etvai cp6o£i 
ol [J.SV ßapßapoi luiv '^EXX'fjvcuv, ol hl irspl ty^v 'Aaiav tü>v irepl ttjv EoptOiiirjv, 
oder Pol. 1254^ 15: 6 '(äp [xt] aotoo cpoGsi ttXX' aXXou avO-piüiro«: aiv , ohxoc, 

Cp60£t hoöXoq EGTIV. 

**) Cf. Eiirip. Jon. 854: sv '^a^ xt. xoi^ SoüXoioiv aloyoyYjv <p£ps'., loüvo^ia* 
xä 3' aXXa «dvxa xd>v iXsüO-spojv ouo^v xaxicuv SoöXoc, ooxiz e^tS-Xoc 'fj* — 
Melanipp. fragm. 515: hoöKov ^ap eo^Xov xoovo|jl' öu oiacpö-epsl, iroXXol 8' 
3t|jLeivoüs elol tü>v iXeoä-lpcov. • — 
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So fühlen wir deutlich den Widerspruch heraus zwischen 
der wohl philosophisch -theoretischen Auffassung des Aristoteles 
vom y6ost SooXsüov und dem aus der praktischen Erfahrung 
des täglichen Lebens gewonnenen Satze: „iXeo^^pooc ay^xs 
7rdvTa<; 6 ö-eoV, sowie auch der humanen Behandlung der 
Sklaven. Diesen Widerspruch zwischen der theoretischen 
Ansicht des Denkers und der praktischen Bethätigung des 
Menschen finden wir wieder im Stande der Freien, wo die 
ganze griechische .Geschichte — wenn auch weniger gewalt- 
thätig als in Rom — das Streben durchzieht, die nach der 
Ansicht des Philosophen unleugbar durch die Natur gegebenen, 
auch im Stande der Freien bestehenden Gegensätze auszu- 
gleichen, in staatsrechtlicher Beziehung sowohl, wie in öko- 
nomischer. Daher kamen die Ideen eines Rousseau von der 
natürlichen Gleichheit aller Menschen so manchen excentrischen 
Aufstellungen des Altertums ziemlich nahe; doch diese in 
die Praxis umzusetzen , ist den Ultras des Altertums ebenso- 
wenig geglückt, wie den Revolutionären unserer Tage. Mag 
uns also Aristoteles lediglich seine eigene Ansicht aussprechen, 
wenn er uns in den beiden ersten Büchern der floXitixa be- 
ständig darauf hinweist, dass die Menschen zweifellos ^ooei 
verschieden seien , mag diese Ansicht auch damals durchaus 
nicht allgemein geteilt worden sein , jedenfalls war sie eine 
richtige; denn diese natürliche Verschiedenheit der Menschen 
wird nie ausgeglichen und doch stets bestritten werden. 

Diese natürliche Verschiedenheit der Individuen, 
die sich ja schon im Körperbau, im Besitze oder Mangel von 
körperlichen oder geistigen Kräften kundgibt, und welche 
heutzutage kein denkender Mensch mehr leugnen wird, diese 
Verschiedenheit ist auch die Schöpferin der Mannigfaltigkeit 
in den Staats formen; denn dies ist eine notwendige Folge 
der von uns eben behaupteten Thatsache der Verschiedenheit 
der Individuen. Und wie nun der Besitz oder Mangel irgend 
einer körperlichen wie geistigen Fähigkeit beim einzelnen 
Menschen verloren oder auch ersetzt werden kann, nän^ entlich 
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wenn äussere Umstände dabei mitwirken, so sehen wir auch 
oft bei ganzen Völkern den Uebergang von einer Staatsform in 
eine andere, worin aber stets ein Anzeichen zu erblicken ist 
dafür, dass ein Stimmungswechsel in den Köpfen der grossen 
Menge vor sich gegangen ist. 

Der Charakter einer Staatsform ist somit ganz gewiss von 
dem teils immanenten, teils transitorischen Wesen der das 
Staatsganze bildenden Individuen bedingt. Der Volkscharakter 
ist die Form, nach welcher sich im allgemeinen die Ver- 
fassung bildet ; eine diesem fremde wird entweder verändert 
und ihm angepasst oder beseitigt. Und in dieser Beziehung 
ist das attische Staatswesen von ganz besonderem Interesse, 
da es uns ein wesentlich anderes Bild, als unsere Staaten, 
bietet. Denn während wir im allgemeinen den Satz aufstellen 
und ihn auch durchgehend in den Bewegungen und Wand- 
lungen unserer heutigen grossen Staaten bestätigt finden 
können , dass der Mensch nicht nur ein C^jjov TToXtTtxöv, 
sondern sogar ein Ctjjov (JLOvapxtxöv sei , dass also die m o n - 
archi sehe Verfassung doch immer wieder den festen Punkt 
im vielfachen Wechsel des Verfassungslebens bilde, können 
wir diesen Grundsatz im athenischen Staatswesen nicht be- 
stätigt finden. Wir erkennen allerdings auch dort viele mon- 
archische Elemente, wir sehen, dass sich der Athener zuweilen 
sehr leicht der Leitung eines Einzelnen anvertraut ; aber dieses 
monarchische Element tritt ganz und gar zurück hinter einem 
anderen , dem demokratischen, das wir als den festen 
Punkt des attischen Staatslebens in der historischen Zeit be- 
zeichnen müssen. Und dies ist eine Thatsache von aller- 
grösstem Interesse; denn Athen steht, wie alle anderen Staaten, 
bis zum Eintritt in die historische Zeit unter einer monarchischen 
Regierung. Doch diese Zeit ist uns noch nicht durch das 
Licht der Geschichte erhellt, die selbst nur so lange existiert, 
als die attische Demokratie besteht; denn als, wie mit einem 
letzten Aufflackern der Erinnerung, sich nach der Einbusse 
der Selbständigkeit im Volke wieder eine monarchivSche 
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Regung geltend machte, da war auch schon die selbständi^^c 
Geschichte Athens zu Ende. Zwischen diesen beiden mon- 
archischen Polen war nun in mehr als einem halben Jahr 
tausend die Demokratie gewachsen und gesunken , allerdings 
nicht sie als beständige Herrscherin, sondern mit einem 
äusserst bunten Wechsel der Verfassungsformen, in welchem 
sich die Wage stets wieder zur Demokratie senkte. Be- 
trachten wir von diesem Gesichtspunkte aus dann die athenische 
Verfassungsgeschichte der 3 Jahrhunderte vor dem Untergant^e 
der griechischen Freiheit, mit ihren unverhältnismässig zahl- 
reichen und oft tiefgehenden Veränderungen, so ist es leicht 
zu verstehen , wenn wir schon aus jener Zeit eine hochent- 
wickelte Theorie vom Staats- und Verfassungsrecht besitzen. 
Diese verdanken wir wiederum dem Philosophen, der so viele 
Gebiete der menschlichen Erkenntnis erst recht erschlosricn 
hat, Aristoteles, der in seinen IIoXtTixd und IIoXtTslat uns alles 
damals auf staatsrechtlichem Gebiete bekannte Material über 
liefert und uns damit die Gelegenheit gibt, die nach dem 
Urteile der Griechen den einzelnen Verfassungsformen eigen- 
tümlichen Bestandteile derselben klar zu erkennen. Denn ob- 
wohl, wie oben besprochen, die Ueberlieferung hiebei viel 
fach recht ungünstig gewirkt hat, so müssen wir doch zu 
Aristoteles^ Theorien als den ältesten und wichtigsten Monu- 
menten auf diesem Gebiete stets zurückgreifen. 

Aus dem eben Gesagten geht hervpr, dass die Demokratie 
der wichtigste Faktor im athenischen Verfassungsleben ist, 
wenn sich auch Elemente der Aristokratie wie der Oligarchie 
teils ständig, teils vorübergehend bemerkbar machen, worüber 
noch zu sprechen sein wird. Betrachten wir zunächst die 
athenisch-griechische Theorie von der Demokratie. 

Die athenische Demokratie. 

Von der Demokratie, welche Aristoteles Pol. 1279I' 
6—9 als eine Trapsxßa-SK; seiner TuoXfceia, und zwar Tipö«; tö o^p/fif^'^v 
xb Twv aTTÖpcöv, bezeichnet, zählt er uns Pol. 1291^ 30 — 1292' ^j 
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und Pol. 1318^ 6 ff. vier besondere Arten auf, von der ge- 
mässigten bis zur vollendeten Herrschaft des S^ijlöc: Als 
. ersten Grundsatz seiner Volksher rschäft stellt er den Satz 
auf, dass die Freiheit d as Prinzip der Berechtigung 
in dieser Verfassung sein müsse ; alle Freien , ob arm oder 
reich, sollen vollberechtigte Staatsbürger sein, denn sie bilden 
z. B. dem Reichtum gegenüber immer die grössere Menge. 
Darum sagt er Pol. 1290^ i und 18: r. . 8^(jw)c |jl§v iauv, 
Stav ol iXsüdspot xöptot &oiv . . . . , aXXa (3ü(tßaivsi tooc (läv 
(sei. iXsüddpoot;) TuXstoot; slvai, und aXX' iaxi SrjiJLOXpaTia (jl^v, 
Stav ol IXeodspoi xal S.nopoi TrXeifooc ö'vtsc*) xöptot r^c «px^C cbatv. 

Die Ausdehnung der Berechtigung bietet uns 
hier den Massstab für die Beurteilung des Grades der 
Volksherrschaft. Notwendige Eigentümlichkeit aller 8Tj(to- 
xpaTiat ist aber das Vorhandensein von Volksgerichten 
und Volksversammlungen, die über die wichtigsten Staats- 
angelegenheiten zu beraten und die Staatsbeamten zu wählen 
haben. So bezeichnet Aristoteles Pol. 1301* 10 — 15 nach 
dem Prinzip der Zusammensetzung der JtxaotTjpta die als 
87]|JLOTtxdt, 00a Ix TrdtVTüöv xal Trspl Travtcöv. (Cf. Pol. 1317^ 25.). 
Solche Volksgerichte sollten von allen Staatsbeamten die 
Rechenschaft abnehmen , worin Aristoteles ein wichtiges 
Moment der Demokratie erblickt.**) Darum verlangt Aristoteles 
auch für seine ideale Bauerndemokratie Pol. 1318^ 29 das 
Recht alpstod-at (jl^v zolq apx«*^ >t^'t soO-ovstv xal SixdtCetv icavta^;. 

Auf dieser gemeinsamen Basis bauen sich nun die ver- 
schiedenen demokratischen Verfassungen auf, die sich wesent- 
Uch nur noch in einem Punkte trennen, in der Frage der Be- 



*) Wie dieses Wort eXeu^epot xal ^iropot TrXsioo«; ovtec zu verstehen 
ist, das sagt uns deutlich eine Vergleichung unserer Stelle mit Pol. 1290» 32 ff.^ 
woraus klar hervorgeht, dass nicht die Armen allein berechtigt sein sollen, 
sondern alle Freien , und zwar auch die armen , die den Reichen gegenüber 
immer in der Mehrzahl sind. 

**) Cf. 'A^Yjv. TCoXtt. cap. IX; Pol. 1318b 11: ixt U xo xopioo«; elvat 
toü kXka^at xal toü eö^üveiv ÄvairXvjpoI i-^v ^vSeiav (sei. toö 8y|}jloo). Dem. 
TCEpl otecp. § 6; Kpb^ T'.jjioxp. § 148; Pol. 1281b 30; 1282a 13; 1298a 19. 
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rechtigung zu den Aemtern. Vollbürger sind ja hier nach 
Aristoteles' Grundsatz alle Freien , ob arm , ob reich ; bei 
diesem Verhältnis ist aber doch in nicht wenigen Fällen der 
Gesichtspunkt berücksichtigt worden, den Aristoteles 1273* 13 ff, 
aufstellt: aSivaxov Y&p töv aTtopoöVTa xaXwc äp/eiv xal o)(oXaCstv. 

Dies war also die Klippe, um die herumgesteuert werden 
musste; und dazu fanden sich zwei Wege, den einen betrat 
die gemässigte Demokratie, den anderen die extreme. Das 
Hilfsmittel, dessen Gefahren Pol. 1293* i — 10 andeutet, und 
welches die vollendete Demokratie in der Zahlung eines 
[j.t<3döc für die Beamten, für die Richter, ja sogar für die 
Besucher der IxxXeata gefunden hat*), verwirklichte den Pol. 
1292* I — 3 ausgesprochenen Grundsatz: Traot jtstsivat twv ap/wv, 
der damit auch das Imaginäre seines Charakters verloren 
hatte. Wo man aber eine solche mit Recht gewiss vielfach als 
gefährlich anerkannte allgemeine Soldzahlung nicht einführen 
wollte, da bezweckte man das Prinzip der oy^oX-q des Amts- 
trägers durch einen Ansatz eines Zensusminimums, der 
oft ein sehr niedriger war, sich auch zuweilen nach der Be- 
deutung der resp. Aemter richtete.**) So verlangt Aristoteles 
Pol. 1317^ 22: TÖ jx*^ ÄTto Tt|JLi(](j.aTOC (tyjSevö? eivat za<; ap)(a<; 
•5) Sti (tixpOTOtTOo, womit ganz sein Pol. 129!^ 38 ff. ausge- 
sprochener Grundsatz übereinstimmt: zb Ta<; oLpy^oLQ inb ttiJLT]- 
[j^atcDV stvai, ßpa/scov 8s tootwv Svtcdv, Sei 8s z(p XTö)(tsv(p l^oüotav 
sivat [j.6T^ystv, xal xöv aicoßaXXoyta (jltj (ists/stv. — Und wenn 
Aristoteles Pol. 1294^ 12 als Grundsatz der Demokratie 
den Gedanken ausspricht: ix (jlsv t-^c 8yj(toxpaTia<; rö (tYj dinb 
Ttfj.YJitaTO«; (.sei. alpslod-at), und Pol. 1294^ 8: Xsyo) 8' oiov 8oxsl 
SYjfiOxpaTtxöv (JLSV sivat xXTjpcDTac etvai tac äp/^'S ^^'^ V''^ a^ö 
TtjJLiJji.aTOc , so haben wir diese Organisation als ein Element 
der vollendeten Demokratie aufzufassen, für die eben dann 



♦) Cf. Pol. 1294a 39 — 1297a 37; 1300a 2; 1317^ 3'« 
**) Cf. Pol. 1318b 30: «px^tv U Tcc? iLt-^iazoLZ (sei. äpx^'^) «^pe'cou^ 
xal aizo ttji.Y|jjLdxov , la«; jjlsiCoüc ftito jjietCovojv, ^ xal ätto T'.}j.Y]fj.dtov fxev 
fJLY)8ejjLtav, oKKoL too«; SovajjLsvouc. 
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auch der Pol. 1317^ 35 geforderte allgemeine staatliche (j^to^öc 
nötig ist. 

Naturgemäss finden wir erst hier in der ausgebauten 
Demokratie , wie wir sie in der Blüte- und Verfallzeit der 
attischen Geschichte kennen lernen, die Prinzipien der vollendeten 
antiken Volksh^rrschaft völlig befolgt, deren nach Aristoteles' 
Aufstellung Pol. 1291^ 30 wesentlichste- Elemente, Ioöttjc 
und iXeo^spia, so am besten garantiert waren, die allerdings 
vernünftiger Weise nur insofern bestehen konnten , als jeder 
nur nach dem unleugbar verschiedenen Masse seiner Fähig- 
keiten zur Mitwirkung an der Staatsleitung berufen sein 
konnte. *) 

Um aber nach strenger Regel und Ordnung diese schon von 
Herodot gefeierte hoyo^ia **) praktisch durchzuführen, hat die 
vollendete Demokratie verschiedene Mittel angewandt, welche be- 
sonders die Art und Weise der Beteiligung des Volkes am Staats- 
regiment zu regeln bestimmt waren. Grund und Zweck war dabei 
vor allem das Prinzip des allgemeinen Wahlrechts, des 
aktiven wie passiven, ohne eine eigentliche nach dem Besitz be- 
stimmte Abstufung. Darum wurde hier stets, wie Aristoteles 
Pol. 1300* 10— *» 5 ausführt, bei Wahlen das System befolgt: 
ÄdtvTs^ dx TravTcov. Mit dieser allgemeine Gleichheit und 
Freiheit bezweckenden vollendeten Demokratie waf nun ganz 
enge die unparteiische L o o s w a h 1 verbunden , da sie das 
eben ausgesprochene Prinzip : Trdvcec ^x icavccav am leichtesten 
und gerechtesten aufrecht erhält. Damit stimmt denn auch 
Aristoteles' Ausspruch Rhetor. I, 1365^ überein, wo er sagt: 



•) Cf. Pol. 1317b 18. — Dass wir es aber dabei trotz dieser Massen- 
berechtigung mit einer wohlgeregelten Organisation zu thun haben, i^s spricht 
sich auch aus in der Definition der Demokratie bei Theophylaktos Irist. Reg. II, 
6, 47 ed. Pors: -fj 8e tk; toü Syjjjloü Tcaviic aDv^poiA*}] Kpöc ttjv ttjc TCoXtteiac 
8totxY)oiv, gegenüber der anarchischen Ochlokratie, der oüYxe)^Oji.evoo toö 
itXyj^'ooc oüveXeoGtc Ävojjlo«; xe xal navtairaoiv Äxaxtoc. 

**) Cf. Herod. III, 80: KATjä-oc ^s a^yow irpwtov |j.^v oövojxa itdvxcuv 
xaXXtOTOV sx^^» taovojj.t7]v • Seotepa 81 looitov xd>v b jAOüvap^oc Kotssi o5Ssv * 
irdXü) jjLev apyac apX^^> 6jrs6^ovov 8' öipy)]v eyet. 
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¥(3Ttv 8^' SyjpxpaTta jiev TcoXttsia, h tq xXvJpq) 8tav^(i.ovTai ta- 
apxdc . . . ., latt 8k 87]|ioxpattac (isv tlXoc iXeo^spif^..*) 

Betrachten wir also in kurzen Worten die Grundzüge 
der Demokratie, so finden wir als deren Hauptelemente: Be- 
teiligung des souveränen Volkes an der gesamten Staatsver- 
waltung, in der exxXifjota und in den Aemtern, zumeist in einem 
durch das Loos geregelten Turnus; keine eigentliche Abstuf- 
ung der Berechtigung, dagegen Unterstützung durch Staat- 
liehen (ito^öc; endlich allgemeine Volksgerichte für alle 
Prozessfälle. 

Wir sehen also schon aus dem hier Gesagten, welch 
gewaltiger Unterschied zwischen den einstigen und jetzigen 
Anschauungen von dem Wesen der Demokratie besteht: 
darum müssen wir dieser Verfassungsform , die den Rahmen 
unserer ganzen Uutersuchung bildet, besondere Aufmerksam- 
keit schenken. Zunächst finden wir, dass, wie schon im Ein- 
gange hervorgehoben wurde, die antik-attische Demokratie 
so himmelweit verschieden ist von dem Wesen modemer sog. 
Demokratien, dass diesen bei näherer Betrachtung von jener 
fast nichts mehr bleibt, als der aus dem Altertum über- 
kommene Name. In den heutigen sog. Demokratien, resp. 
Republiken sehen wir, etwa mit einziger Ausnahme der 
Schweiz^ zum teil auch der Unionsstaaten, keinen so wesent- 
lichen Unterschied von der konstitutionellen Monarchie, dass 
wir berechtigt wären , diesen als ganz eigenartig gebildeten 
Staatswesen auch eine eigene Bezeichnung zu geben. Für 

*) Cf. Pol. 1294»» 8. Pol. 1294** 29 sagt Aristoteles allerdings, dass das 
Wesentliche die Wahl durch das ganze Volk sei , wenn das Resultat ein demo- 
kratisclie&jsein solle, wobei denn auch aiotoiq die Wahlart sein könne. Denn 
besteht einmal das Prinzip: itdcvie«: ex navicuv , dann ist der Unterschied zwi- 
schen direkter Stimmwahl (alptoKz-ytipozo^ia) und Loos wähl (7tXY|pü>otc) poli- 
tisch kein sehr tiefgehender mehr, wenn auch die letztere Wahlart vorherrschen 
soll, da sonst dem Treiben der Demagogie zu viel Spielraum gegeben wäre, 
wie es z. B. Pol. 1305«^ 29 ausführt. Damit stimmt auch Aristoteles^ Angabe 
Pol. 1317*» 18 ff. tiberein, wo er sich über die Elemente einer vollendeten De- 
mokratie ausspricht ; dabei verlangt er : x^VA.'rjpüixdc slvat xa? ^PXp^Z ^ jrdcoac 
Yj oacit |j.7j S|jL7:stpta(; Seovtat xal t^x^Y)<;. (Cf. Pol. 1294** 8.) 

2 
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Griechenland aber ist die Demokratie ein ganz klar abge- 
grenztes Gebilde : die arithmetische Einteilung, die sich in den 
Ausdrücken der TtoXXot und okl'^oi^ in [j.ovapxta, öXtYapx^a und 
ttXtj^oc wiederspiegelt, zeigt uns deutlich, dass wir uns auch unter 
der 87][ioxpatta einen Zahlbegriff denken dürfen : unter TrX^d-o^ 
oder S^jiog die Gesamteinheit aller TcoXttai. Dies ist das von 
Herodot gepriesene wX-^do«; äp/ov oder das von Solon in seiner 
3. Elegie besungene 8>](j.ot) xpatoc, die 6Yj(j.oxpatta. Das ,,Volk'% 
das sich nach unseren Begriffen oft über unendlich weite 
Länderstrecken ausbreitet, in Dialekten und sogar in Sprachen 
nicht selten ganz verschieden, ist für uns eigentlich ein un- 
klarer Begriff, der mehr durch Statistik als durch klare Vor- 
stellungen bekannt ist. Der „Stadtstaat Athen'*, der sich zum 
Heile seiner Verfassung auf ein ziemlich kleines Gebiet be- 
schränkte, ermöglichte es jedermann, zu bestimmten, nicht 
zu häufig — im Verhältnis zu den Entfernungen — festgesetzten 
Tagen nach der Agora Athens zu kommen, wo man leicht 
nach Bedürfnis die Gesamtheit der Vollbürger zu versammeln 
imstande war, wie es auch regelmässig geschah.*) Diesen 
echt athenischen Gedanken der regierenden Einheit der ttoXXoi, 
des 7rX"^doc spricht Aristoteles aus, indem er auch in der 
SYjItoxpaTia eine Art der (lovap/ta zu erkennen behauptet: 
Pol. 1292» 11: |jLÖvap/0(; Yo^p 8ri\L0Z '^i^etaa, sovO-stoc etc ^x 
TToXXwy • ol Yotp TToXXol x6pLo[ slotv 00*/ ax; exaoTO(;, aXXa TravTsc**) 
Vergleichen wir nun mit dieser attischen Demokratie z. B. die französische 
Republik, so ist dort Eines, was uns am meisten in die Augen sticht: Das eine 
Staatsoberhaupt, umgeben von den durch dieses ernannten Ministem und den 
von demselben eingesetzten Militär- und Civilbeamten. Von einem Regiment 
des Volkes können wir da nicht mehr reden, wenn dieses gezwungen ist, 
dem einmal Vom Senate zur Leitung des Staatswesens erwählten Oberhaupte 

*) Diesen Gegensatz zwischen antiker und moderner Anschauung vom 
,,Volke^* spricht Headlam a. a. O. p. 29 mit den treffenden Worten aus : „People 
with US is a vague idea: the demos to an Athenian was a concrete thing which 
he had often seen and heard ; it was the exxXYjota." 

**) Den gleichen Gedanken spricht er aus Pol. 13 13*' 38 ff.: xal ^^P ^ 
S'/jjjLO^ elvat ßoüXeTat jjiovap^o«;, eine Stelle, welche Henry Main in seinem 
Werke ,, Populär Government" höchst geistreich weiter ausführt. 
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diese zum mindesten eine Reihe von Jahren laug zu belassen. Auch Aristo- 
teles kann sich solche Verfassungen denken, er rechnet sie auch gerade noch 
zu den Demokratien, wie er Pol. 1298 ausführt; aber wenig Ueberlegung ist nötig, 
um den Unterschied einer solchen Verfassung von der athenischen ^YjjJLOXpaxta, 
wie sie sich vom Beginne des 5. Jahrhunderts an {ausbildete, zu erkennen, in 
der wir die Pol. 1298*29 ff. beschriebene Verfassung wiederfinden, von der er 
sagt: xsxapto«; hh xpoicoc (sei. xyj(; 8Y)[JL0xpaxtac) x6 Travxac icepl KOLVZtüV ßoo- 
XsosoO-at oovtovxac, xa*: 8' ^PX^^ '^^P' ['•''l^svöc xpivscv, öcXXa jjlovov npoava- 
xptvetv, Svirep y| xeXeuxaia SYjjJtoxpaxta vöv 8'.oix2lxat xpoirov , 4jv otvaXoYov 
(pajJLSv sivoet oXi^OLp-^ia xs Sovaoxeoxtx^ xal jAcvap/ta xopavvix^. 

Das eben ist das Prinzip der athenischen Demokratie, 
dass das Volk in seiner Gesamtheit regieren solle, wie dies 
auch der Fall ist in der IxxXrjata, der Versammlung aller 
l:riu|iot, aller männlichen Vollbürger vom 20. Jahre an. Das 
Ideal der Demokratie wäre es natürlich nun, dass diese Ge- 
samtheit jede einzelne Angelegenheit selbst besorge und ordne, 
was aber bei einem Staatswesen, wie es schon das athenische 
war, ganz und gar unmögHch war. Berücksichtigen wir nur 
die Aufgabe der ständigen Staatsadministration ! Eine so 
grosse Körperschaft, wie die ixxXrjcsia, kann unmöglich all- 
täglich versammelt werden, darunter würden zu allermeist die 
Erwerbsverhältnisse des bürgerlichen Lebens leiden; es wäre 
auch für die Schnelligkeit der Behandlung der Vorlagen und 
Verhandlungsgegenstände höchst bedenklich, wenn jeder noch 
so gleichgiltige Punkt der Staatsverwaltung durch Abstimmung 
des Volkes behandelt werden müsste. Es ist ganz und gar 
unmöglich, dass sich das Volk dazu beständig versammle; 
und andererseits ist es gerade so undurchführbar, da.ss die 
Administration des Staatswesens an gewisse vorher festge- 
setzte Tage geknüpft sein sollte, wie dies bei einer Admini- 
stration durch die viermal im Monat festgesetzten IxxXYjatat 
der Fall sein müsste. Somit war es nötig, zur Verwaltung 
des Staatswesens für die Zeit und in den Fällen, wo die 
ganze Gemeinde sich nicht versammeln und die Staatsangelegen- 
heiten selbst leiten konnte, eine Vertretung der ixxXifjota zu 
finden, die der Volksgemeinde die Last abnahm , ohne aber 
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ihre Kompetenzen zu verringern : es handelte sich also wesent- 
lich um Ehrenposten, indem der Volksgemeinde stets die 
Exekutive , das letzte Wort bleiben sollte , während die Ad- 
ministrative den sie vertretenden Behörden überlassen wurde. 
In dem Masse nun, in weichem die Exekutive der IxxXtj- 
ata verblieb, war auch die Stärke und Echtheit der Demo- 
kratie garantiert, und darauf kam in Athens Staatsleben gar 
viel an. *) 

Daher ist es klar, dass der demokratisch gesinnte athenische 
Gesetzgeber nur solche Faktoren neben der IxxXTjoia dulden 
konnte, die ihr einen Teil der Arbeit abnahmen, ohne ihr 
aber auch nur ein Titelchen ihrer Kompetenz zu nehmen. 

Solcher administrativer Faktoren gab es in Athen 
zweierlei, einmal eine grössere Körperschaft, die ßooXYJ, und 
dann die grosse Anzahl der (äEp)(0VTs<;, für deren Macht- 
sphäre auch der Grundsatz massgebend sein musste, den wir 
eben aufgestellt haben.**) Beamte, die den Regenten in 
seinen Geschäften gleichsam zeitweilig vertreten, braucht jede 
Verfassung***), die Monarchie sowohl, wie die Aristokratie 
oder Demokratie; sie sind, im Grunde genommen, prinzipiell 
stets die gleichen , und doch wieder oft unendlich weit von 
einander verschieden. Einzig die Zusammensetzung und Er- 
wählung solcher Behörden gibt diesen einen bestimmten 
jpolitischen Charakter, macht sie zu aristokratischen oder 
demokratischen Institutionen, f ) 



*) Von diesem Gesichtspunkte aus ist auch der Ausspruch Cauers („Hat 
Aristoteles die Schrift vom Staate der Athener geschrieben?'^} zu betrachten, der 
unsere hi^r geäusserte Anschauung nur unterstützen kann: „Der Fortschritt von 
der solotiischen Verfassung zur ausgebildeten Demokratie hat sich in Athen vor- 
zugsweise dadurch vollzogen, dass die Gewalt mehr und mehr von den Beamten 
und den Staatsbehörden an die Volksversammlung und die Volksgerichte überging." 
**) Von den attischen Volksgerichten können wir hier absehen, da diese ein 
ganz selbständiges Element bilden und uns in der grossen Anzahl ihrer Mit- 
glieder sehr an das Bild der exxX-/]ota selbst gemahnen. Cf. Pol. 1297* 35 
—'1298*3. 

***) VgLOdyss. IXj 112: totctv (den rohen Kyklopen) 8' oßx' ttYOpal ßooXtj- 
CpOpOt. OÜTS ^e|jLtoxsc. 

f) Diese Ansicht spricht auch Aristoteles Pol. 1323» 6 aus mit den Wor- 
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Dazu müssen wir noch etwas Weiteres bedenken: In 
jedem Staatswesen finden wir, schon bevor dieselben in die 
historische Zeit eintreten, Unterschiede in der Bürgerschaft, 
die, vielfach in der Natur selbst begründet, auf verschiedene 
Einteilungsprinzipien zurückweisen : Freie und Unfreie, Reiche 
und Arme, Tüchtige und Untüchtige, Hoch- und Nieder- 
geborene. All diese Unterscheidungen stehen den Prinzipien 
der Demokratie fern, abgesehen von dem Unterschiede zwischen 
Frei und Unfrei; alle anderen haben gleiches Recht mit 
einander, bilden zusammen die ixxXYjola, die TroXiteia, die eben 
nur bei einer Gemeinschaft aller dieser Faktoren bestehen 
kann. Darum hing auch der Bestand der Demokratie davon 
ab , dass neben der ^xxXrjata und unabhängig von ihr keine 
Körperschaft bestand, die allein auf der Demokratie fern- 
stehende Unterscheidungen gegründet wäre, ausschliesslich 
aufgebaut auf Reichtum, Geburtsadel oder besonderer Bildung; 
dies sind exklusive Körperschaften, aristokratische oder 
oligarchische , die an dem Bestand der S-q^oxpazia kein be- 
sonderes Interesse haben. Diese aber wird zu ihren Stell- 
vertretern natürlich nur Leute einsetzen, denen selbst an ihrem 
Bestände gelegen , die selbst dem grossen Ganzen der 
IxxXifjota angehören, kurz, die selbst Demokraten sind. Darum 
ist es bei einer solchen stellvertretenden Behörde vor allem 
nötig, die zu Wählenden aus der ganzen Zentralbehörde, 
der IxxXrjota, zu entnehmen. 

Von diesen Prinzipien nun ausgehend, haben die Athener 
ihren Beamtenstand geschaffen, auf die gleichen gründeten 
sich auch ihre Wahlsysteme, von denen im folgenden ge- 
sprochen werden soll. Doch sei noch zuvor ein kleiner Exkurs 
gestattet. 

Dieses ganze Verhältnis der Beamtenwahlen steht in 
allerschroffstem Gegensatze zu den Anschauungen und Ge- 

ten: Tot&v 8' oügäv ötp'^cuv, xaö*' ac, alpoövxat xtve^ ^PX*? '^^'^ xüpioo':, 
vojJLO'spü/wdcxüDV, itpoßoüXtüV, ßoüXY](;, ot jj.lv vo|j.ocp6Xaxe(: apiGtoxpatixov, hXi'^rxp- 
■y^'.xov 8' ol icpopoüXoi, ßooXY] hk S-rjjJLOttxov. 
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brauchen unserer Tage: heute stellt der Staat für seine zu- 
künftigen Beamten Bedingungen auf, der Einzelne kann sich 
für dieses oder jenes Amt vorbereiten und wird dann, sofern 
die dazu geforderten Bedingungen alle erfüllt sind, vom Staate 
selbst dazu bestimmt, und zwar für die Dauer des Lebens 
oder vielmehr seiner Leistungsfähigkeit. Das Volk als solches 
in seiner Gesamtheit hat mit der Erwählung der Beamten 
gar nichts mehr zu thun*); die Volks wählen sind überhaupt 
heute bis auf ein Minimum eingeschränkt, werden nur noch 
angewandt zur Ernennung von Delegierten, wie zu Reichs- 
oder Landtagen oder zu Gemeindekollegien. — Freilich, wenn 
wir oben sagten, dass heute der St^at selbst die Beamten 
ernenne, so ist dieses Prinzip von dem in Athen befolgten 
gar nicht so sehr verschieden; denn auch hier ernennt sie 
der Staat, dieser ist aber die ixxXrjoia. — Bei den heutigen, 
vorhin erwähnten Volkswahlen können wir nun in den ver- 
schiedenen Staaten vorwiegend zwei Systeme unterscheiden, 
die direkte und indirekte Wahl, beide zumeist getragen durch 
ein wenig beschränktes Stimmrecht, von denen aber nur die 
erstere auch im griechischen Altertum nachzuweisen ist : die 
odpBOK;,**) 

Aber auch die L o o s w a h 1 hat in unserer Zeit keinen 
Umfang mehr, der nur einigermassen den Verhältnissen im 
Altertum, speziell in Athen, entspräche j jedenfalls hat sie ihre 
frühere Bedeutung gänzlich eingebüsst, da sie bei uns für die 
Erwählung von Beamten nicht mehr in Betracht kommen 
kann. Auf einem Gebiete hat sie sich allerdings noch zu 
halten gewusst, einem, das ihr im demokratischen Athen stets 

*) Von den in mancher Beziehung ähnlichen Verhältnissen in der Schweiz 
und namentlich in Nordamerika kann hier nicht gesprochen werden. 

**) Dass die moderne sog. indirekte Wahl mit der aipeai«; Iv. npoxpitCDV 
gar nichts zu thun hat, wie nicht selten behauptet wird, das zeigt schon der 
Umstand, dass bei der modernen indirekten Wahl im zweiten Akte die Wahl 
durch die VVahlmänner vorgenommen wird ~ eine ganz moderne Art der Ver- 
engerung des Wahlkörpirs — , im Altertum dagegen die definitive Wahl ent- 
weder wiederum durch das ganze stimmberechiigte Volk oder durchs I.oos voll- 
zogen wird. 
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unangefochten und im weitesten Sinne gehört hatte: auf dem 
Gebiete des Gerichtswesens.*) Denn zur Besetzung der 
Geschworenenstellen wendet man heute noch zumeist eine 
Loosüng an, durch welche man offenbar hier wie dort mög- 
lichst die Unparteilichkeit der Geschworenengerichte erreichen 
wollte. 

Wir haben vorhin darauf hingewiesen^ dass der moderne 
Staat sich von dem antiken athenischen wesentlich auch 
durch die Vorbedingungen unterscheide, die er dem 
Beamten stelle; es sind dies in unseren modernen Staatswesen 
zumeist Vorbedingungen eines bestimmten Grades von Kennt- 
nissen in dem vom Einzelnen besonders übernommenen 
Fache, eine Forderung, die der athenische Staat nur in den 
seltensten Fällen für seine ordentlichen Beamten aufgestellt 
hat. Wo solche Vorbedingungen bestanden, da haben wir es 
.eigentlich nur mit militärischen und technischen Aemtern zu 
thun, wozu freilich zu bemerken ist, dass auch hier der Nach- 
weis einer besonderen Befähigung nicht immer leicht zu er- 
bringen gewesen sein mag. Dass man es aber durchaus 
nicht für unmöglich hielt, dass z. B. auch zu militärischen 
Posten ganz unvorbereitete und unfähige Leute erwählt werden 
konnten, das beweist uns der tadelnde Ausspruch desMenander 
bei Meineke IV, 258; oauc OTpatyjYsl [tYj aTpaTtcoTTjc ysvö|jlsvoc . .. 
o6ro<; sxaTÖfJLßirjy l^aifst toic 7roXe|JLioi<;. **) Dagegen sind aus den 
heutigen Staaten, wenigstens aus den meisten europäischen, 
bis auf wenige Reste die früher an gewisse Aemter ge 
knüpften Vorbedingungen der so'^svsta geschwunden, die in 
Athen anfänglich noch eine sehr grosse Rolle spielten , ob- 
wohl sie auch hier schon bald, wenn auch etwas weniger als 
in Rom, bekämpft wurden. ***) 

*) Vgl. hiezu die ausgedehnte Anwendung der Looswahl bei allen Geritjhli- 

handlungen, wie sie uns auch Ath. Pol. 63 und pag. XXXI Papyr. bestätigeii, 

*•) Cf. Arisioph. opvtö«. 800. 

*♦*) Vgl. Lykophrons Ausspruch in fragm. Arist. itepl zh^^tveiaq: eo-ftvEir/ 

xsvov Tt uajjLirav 6xeTvO(; (Aoxocpptov) '^äp ötvTtTcapaßaXXwv ixlpotc ä'^a^ul^ 



— 24 — 

Aber zunächst abgesehen von der in Athen nicht 
seltenen Forderung eines Minimalalters fiir gewisse Aemter, 
wie sie auch bei uns besteht zur Bekleidung irgend einer 
Abgeordneten- oder Geschworenenstelle und wie sie einst be- 
sonders am Platze war in einem Staate, wo jeder Einzelne 
sich zu einem Amte melden und ohne weitere Untersuchung 
seiner Befähigung vom Volke dafür gewählt oder gar durch 
das blinde Loos im Turnus dazu bestimmt werden konnte, 
finden wir Beschränkungen, wie durch die Forderung der 
s^Y^vsta, eigentlich nur für die Bekleidung des Strategen- 
amtes und gewisser Priestertümer , sofern sie nicht auch hier 
allmählich übergangen oder aufgehoben wurden. 

Aber bei diesem Fehlen von eigentlichen Vorbedingungen 
der Bildung und speziellen Wissens soll durchaus nicht ge- 
leugnet werden, dass die Athener sehr wohl imstande waren, 
in bestimmten Fällen, wo spezielle Befähigung des zu Er- 
wählenden nötig war, nach dem Masstabe derselben ihren 
Beamten zu ernennen. Und sie erhielten sich ja auch stets 
die Möglichkeit hiezu, indem sie sich, worauf später des 
näheren eingegangen werden soll, für die spezielle Kenntnis 
und Erfahrung voraussetzenden Aemter der Kriegführung, des 
Finanz- und Bauwesens in den weitaus meisten Fällen die 
direkte Wahl reservierten, eine Wahl aptottvSTjv, allerdings nicht 
xaxa Y^voc, sondern xat' l7rtOTii5(j.yjv. — 

Es fehlte aber überhaupt — und dies zeigt vielleicht die 
Verschiedenheit unserer heutigen Zustände von den damaligen 
am allerdeutlichsten — gänzlich an einer Staatsschule, 
wo Männer herangezogen werden konnten, berufen, dereinst 
die Leitung des Staatswesens oder einzelner Zweige desselben 
selbständig in die Hand zu nehmen. Es ist dies ein Mangel, 
ein Mangel aber bei allen Staaten des Altertums, zumeist 
allerdings bei den griechischen, der nicht geleugnet werden 



«i? irpoc Bojav ooaav t7]v otipaatv aOT-?j?, xata §^ aX-f^^stav obhky Sia^epovxac: 
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darf, und auf den nebenbei auch Schvarcz in dem i . Bande 
seines Werkes „üie Demokratie** hingewiesen hat. Dieser 
Mangel lässt sich nicht nur in dem Fehlen einer konsequenten 
Politik, sofern sie über die Grenzen eines Menschenalters, resp. 
über die Lebenszeit eines leitenden Mannes — vergleiche 
Perikles, Epameinondas , Kleomenes, Alexandros von Make- 
donien u. a. m. — hinausgeht, erkennen, sondern auch in der 
Leitung des Staates durch Demagogen und beständige 
(|)7]yio(j.aTa , einer Thatsache, die Aristoteles so sehr als ein 
Anzeichen einer ungesunden Volksherrschaft beklagt. *) — 
Dieser Mangel, der besonders flihlbar geworden sein muss 
durch den gesetzlich gebotenen jährlichen Wechsel des ge- 
samten Beamtenkörpers, war somit zweifellos vorhanden ; doch 
müssen wir zu seiner Erklärung und Verteidigung bedenken, 
dass das Leben selbst eine Art Staatsschule war, und dass 
eben doch der Einzelne einen ziemlich hohen Grad selbst 
politischer Bildung besass. Denn die ganze Politik ging all- 
täglich durch die Hände der ßooXT^, an welcher in einer durch 
das Loos bestimmten Rotation gewiss nahezu jeder inlzi^oq 
einmal teilnahm, viermal im Monat durch die IxxXrjata, die 
gemeinsame Versammlung aller S7ttu|i-ot: alles, was äussere 
wie innere Politik betraf, der grösste Teil der Gesetzgebung 
und der Staatsprozesse ging somit durch die Hände des 
ganzen Volkes , das auf diese Weise zweifellos auf eine ziem- 
lich hohe Stufe politischer Bildung gelangte, so dass man 
auch von jedem Einzelnen verlangen zu können glaubte, dass 
er in jedem Augenblicke sich an der Regierung müsse be- 
teiligen können. 

Dazu kam noch ein anderer Umstand , den wir ganz be- 
sonders in Mitrechnung ziehen müssen: die grosse Zahl 
der jährlich benötigten Beamten verlangte von jedem Bürger 
— ein wichtiges pädagogisches Moment bei der Erziehung 
zum Staatsbürger — , dass er die Lasten des Staates mit- 

*) Cf. Pol. 1292* 6 ff. 
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trage, was gewiss, wenn es auch in Athen nicht, wie in Roms 
späteren Zeiten, einen bestimmten cursus honorum gab, in der 
Regel in der Weise geschah, dass man von den unbedeutenderen 
. Aemtern zu den wichtigeren aufstieg , von den grösseren 
Körperschaften zu den kleineren, später zu den kleinsten 
Kollegien und schliesslich zu den Einzelämtern, in welchen 
der Amtsträger schon mehr seine eigene Person zur Geltung 
bringen konnte. Und gewiss war gar nicht zu grosser Ueber- 
fluss an Männern vorhanden , die man zu Aemtern berufen 
konnte, so dass es klar scheint, dass es oft weniger freiwillig 
als gezwungen geschah, wenn sich einer zum Beamten machen 
liess. Denn die Ath. Pol. 62, 3 erwähnte, freilich für die 
reine Demokratie notwendige Bestimmung: ap/stv 8h xä<; pi^v 
xxxa :röX£(i/)V ap/ac TuXsovdxtc, twv S' aXXtov ooSsjiiav ;rXY]v 
ßo()A=5oai 8i<;, ebenso wie die im Richtereide Dem. xata Tt(j,oxp. 
§ 150 enthaltene Angabe, dass einer im Jahre nur ein Amt 
bekleiden dürfe, verringern nur noch die Zahl der jährlich 
zur Verfügung stehenden Bürger. So brauchte nach Aristoteles' 
Aufstellung Ath. Pol. 24, 3 das athenisch^ Staatswesen, ab 
gesehen von den 5000 (+ looo) Richtern, jährlich seine 
500 (-}- 100) Ratsherrn und dazu noch 200 — 300 höhere und 
niedrere Beamte, eine doch ausserordentlich grosse Anzahl; 
dazu müssen wir aber bedenken, dass daneben noch viele 
Aemter und Posten in den Demen und Phylen, und selbst 
in den Trittyen und Phratrien zu besetzen waren, wenn 
auch viele derselben recht wenig Zeitaufwand erfordert 
haben mögen.*) 

So war die Zahl der jährlich zur Beamtenwahl zur Ver- 
fügung stehenden Bürger sicherlich keine allzu grosse, von 
denen wir aber gewiss noch eine Anzahl solcher abrechnen 
dürfen, die entweder wegen ihres Berufes oder auch aus Ab- 
neigung sich Von einer Amtsthätigkeit möglichst ferne halten 
wollten. Das war wohl auch" ein Hauptgrund, weshalb man 



*) Cf. Wilamowitz „Aristoteles und Athen'' II, cap. 9. 
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sich entschloss, die Aemter zu besoldeten zu machen (cf. Ath. 
Pol. 24.); vielleicht griff man dazu weniger wegen des 
demokratischen Charakters dieser Massregel, als vielmehr 
wegen der Unlust Vieler, reine Ehrenposten zu bekleiden, 
und wegen des überdies durch die Gesetze selbst geschaffenen 
Mangels an dazu berechtigten Männern. *) / 

Oben wurde die Ansicht ausgesprochen, dass in Athen 
ein cursus bonorum, wie wir ihn aus Rom kennen, nicht be- 
standen habe, eine Behauptung, die doch in gewisser Be- 
ziehung eine Einschränkung nötig macht. Die Aemter waren, 
wie wir auch aus Ath. Pol. 4, 2 und 7, 3 sehen, schon von 
Drakon und Solon abgestuft worden in höhere und niedrere, 
zugleich mit einer Abstufung des passiven Wahlrechts nach 
Massgabe der verschiedenen TL[JL7][JLaTa. Diese Abstufungen 
verwischten sich allmählich immer mehr; ob die i. Klasse 
sich wirklich noch mehrere Aemter zu reserviren gewusst 
hat, darüber erfahren wir nichts , mit Ausnahme der Angaben 
Ath. Pol. 8, I und 47,1, wonach das Amt der Ta|xiat zfi^ 
^sdc noch zu Aristoteles' Zeit und anscheinend durch die 
ganze griechische Geschichte hindurch — wenigstens nominell 
— stets den :revTa%ooto|id8i(JLVot reserviert geblieben zu sein 
scheint. Aber mit dieser Verallgemeinerung der Berechtigung 
schwand noch nicht der Unterschied in der Bedeutung der 
verschiedenen Aemter. Zwar war kein Beamter in irgend 
einer Weise abhängig von einem höheren; aber was war 
natürlicher, als dass das Amt eines ap/wv bedeutender 
und darum auch begehrenswerter erschien, als des eines 
[JLetpov(5(iö<; oder ßoüXeor»]«;? Der Geschäftskreis des erstercn 
war schon ein so viel umfangreicherer, er hatte viel mit den 
Göttern zu verkehren, und die Einsetzung seines Amtes knüpfte 



•) Wilamowitz a. a. O. berechnet die Bevölkerungszahl Athens auf min- 
destens 60,000 Köpfe, denen alljährlich 10,000 zur Verwaltung nötige Männer 
hätten entnommen werden müssen ; erscheint auch seine Bevölkerungsziffer, mit der 
er weit über die früheren Ansätze hinausgeht , ausserordentlich hoch, so bleibt 
doch der Prozentsatz der alljährlich benötigten Männer ein ganz bedeutender. 
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ihn an die ältesten Heroen- und Königszeiten an^ liess sich 
wohl damals auch noch bis weit hinauf verfolgen. 

Wäre diese Verschiedenheit der einzelnen Aemter nach 
Bedeutung und Einfluss nicht vorhanden gewesen, dann wäre 
es bei der überdies nur ziemlich geringen Anzahl der um 
Aemter sich Bewerbenden ganz gleichgiltig gewesen, welche 
Wahlart dabei angewandt wurde: sie wäre immer eine den 
demokratischen Gesetzesbestimmungen entsprechende demo- 
kratische gewesen. Dass dem aber nicht so war, sehen wir 
eben aus der Beibehaltung von gleichzeitig mehreren Wahl- 
systemen; denn — es bestand ja zu Athen stets ein Unter- 
schied der Wahlart für die verschiedenen Aemter — die 
äussere Verschiedenheit weist deutlich hin auf eine innere 
Verschiedenheit. Dabei handelt es sich vornehmlich um zwei 
Systeme, das der Looswahl und das der eigentlichen 
Wahl, auf welche wir, ebenso wie auf die weniger wichtigen 
Wahlarten, nun genauer einzugehen haben. 



Die Looswahl. 

Wenden wir uns nun zur Frage der Einführung und der 
Prinzipien der Aemterloosung zu Athen, die ihrem 
Umfange nach dort unter allen Wahlarten den ersten Rang ein- 
nimmt, so finden wir, dass sich auf diesem Gebiete unser 
Verständnis bedeutend gemehrt hat, seitdem durch Auffindung 
der 'Aä"7]vat'a>v TcoXtTsia auch über Zeiten Licht verbreitet 
worden ist, über welche wir bisher nicht viel mehr als Ver- 
mutungen besassen. Liegt doch die durch Ath. Pol. 4 für 
Drakons Zeit bestätigte Einführung der Beamtenlooswahl mit 
den verschiedenen dort bezeugten und für ein Verständnis ihrer 
Prinzipien wertvollen Ausführungsbestimmungen 100 bis 150 
Jahre vor dem bisher allgemein angenommenen Zeitpunkt 
ihrer ersten Anwendung. Viele Ansichten haben durch Ari- 
stoteles' klare ^ unzweideutige Angabe eine Widerlegung er- 
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fahren , nur wenige sind durch dieselbe bestätigt worden. In 
dieser Frage, die sich ganz wesentlich auf die Anerkennung 
des Aristoteles als des Verfassers der 'Aä-YjvatTüov TcoXtTsta und 
auf dessen Glaubwürdigkeit stützt, können wir den skeptischen, 
doch von Busolt (Philölog. N. F. IV, p. 393 ff.) erfolgreich 
bekämpften Bedenken F. Cauers nicht ^beipflichten , die mit 
dem Satze: „die drakontische Verfassung ist eine Fälschung 
in oligarchischem Sinne" unserer Theorie den Boden ab- 
zugraben scheinen; dagegen schliessen wir uns der Richtung 
an, die in der 'A^rjvaiwv TroXttet'a nicht nur ein Werk des 
Aristoteles sieht, sondern auch namentlich in den ersten 
Kapiteln dieser Schrift auf die Glaubwürdigkeit des grossen 
Autors sicher bauen zu dürfen glaubt. 

Um nun die durch die Auffindung des Papyr. CXXXI 
Brit. Mus. veränderte Lage gleich zu kennzeichnen, müssen 
wir uns die für diese frühen Zeiten wichtigsten der auf unsere 
Frage bezüglichen Angaben der Ath. Pol. *) hier vergegen- 
wärtigen. 

Cap. III, 6 (vor Drakon): t^ Yap» aTpsatc twv ap^^ovcwv api- 
OTtvSYjy xal TcXooTtvÖYjv -^v, iS wv Ol 'ApEOTcaiftTat xaä-totavro. 
Cf. cap. VIII, 2: t6 Yap ap^atov ri iv 'Apst(|) Trdifip ßooXTj töv 
ijrtxTj&tpv if IxaoTig twv apy/av . . . agtiotsXXev. 

cap. ly , 2 (Drakons Verfassung) : i;ce8i8oTO (isv i^ TtoXtieta 
Totc okXo, :rapexo|xdvot<; * "(ipoövTo Sä totx; (jiv ^vvia äp/ovrac xal 
xob<; ra|ita<; oootav xsxty]|xsvoi><; oox IXatrov y] Staxooicov (Weil, 
Kaibel) (ivwv iXso^dpav, «xa? 8' äXXac Cß.p^a<; <za<;> IXättodc 
Ix TÄv OTcXa 7cap£X0(iivö)v» , atpatYjYOo? 8ä xal IrTrap/oo«; ooatav 
iTioipatvovTac oox iXatTOV ^ Ixatov (xvwv iXeoS-spav xal ;cat8ac 
Ix Ya(isTYj<; y^^^^^^^ ^^^P ^^xa ^ty] YS^ovr^ra?. . . 

cap. IV, 3: ßooXsos'.v 8ä TSTpaxootooc xal sva tot)? Xa)(öv- 
xac ix xy]<; TroXitsta«; * xXYjpoö-sfl-at 8s xal xaoxYjv xal xdg äXXa«; 
ap)(ac Tooc oTT^p Tptdxovxa Sxy] Ye^ovörac, xal 8lc x6v aöxöv (Jlyj 



•) Die Citate aus der Ath. Pol. freschehen nach der Ausgabe von Blass, 
resp. seiner Revision in den N. Jahrb. f. klass. Philol 1S92. 
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ap^etv npb toö TcAvra«; l^eXö-stv . tote 8s TcaXtv s£ &^ap.X*^C 
xXifjpoöv. 

cap. VIII, I (Solon): lac 8' ap)^a^ iTroiTjas xXTjpwtac sx 
TcpoxpiTWv, oDc exaaty] upoxpivst iwv «poXwv. 

Vor Drakon also wurden alle Be;unten noch von dem 
hocharistokratischen Areopag, dem einzigen Rate jener Zeit, 
nominiert; zu diesem trat mit der drakontischen Verfassung 
noch die ßooXTj der 401 , die aus allen 3;rXa Trape/öiisvot, und 
zwar in bestimmtem Turnus^ erloost wurde. Ausser dieser 
wurden auch die minder wichtigen Beamten durchs Loos be- 
stimmt 5 während wahrscheinlich die ßooXv] selbst , wie später 
dargethan werden soll, die Erwählung der höheren Beamten 
dieser Verfassung, wie der Piytanen, Archonten, Strategen u. a. 
zu vollziehen hatte. Erst Solon führte auch für die Archonten 
die Looswahl ein, allerdings eine durch Kombination von 
aTpeotc und xXYjpooaK; modifizierte, während uns Aristoteles 
Ath. Pol. 8, I erst für das 4. Jahrhundert die wahrscheinlich 
schon für das Ende des 5. Jahrhunderts zutreffende Nachricht 
gibt, dass damals die Beamten durch eine Doppellooswahl 
bestimmt wurden: xX^^pcooK; Ix XüajjLSOTwv. *) 

Was die Prinzipien der Einführung dieser Wahlform be- 
trifft, so sind hierin nicht nur die Anschauungen der Griechen 
sehr verschieden, sondern auch die der neueren Geschichts- 
forscher, die sich mit dieser Frage gelegentlich- befassen. 
Um nun zunächst die Anschauungen der neueren 
Historiker in dieser Frage kennen zu lernen, wollen wir 
deren Ansichten hier kurz zusammenstellen. 

Grote sieht in der Looswahl eine wertvolle demo- 
kratische Einrichtung, die aber nur unter gewissen Voraus- 
setzungen ihren eigentlichen Zweck habe erreichen können 
und darum auch nur mit diesen Voraussetzungen eingeführt 
worden äei. Er macht nämlich die Möglichkeit der Einführung 
der Looswahl z. ß. für das Archontat abhängig davon, dass 

*) Die gegen letztere Angabe von Kaibel a. a. O. p. 140 vorgebrachten 
Bedenken können wir nicht teilen. S. u! "' 
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dieses 'Amt allen, auch der 4. Klasse, zugänglich sein musste, 
womit zugleich Hand in Hand eine grosse Verringerung der 
Gewalt dieser Beamten gegangen sei. Denn, führt er aus, 
solange die Aermeren gesetzlich zutrittsunfähig waren, konnte 
die Wahl durchs Loos weder den Reichen noch den Armen 
empfehlenswert sein; da wäre die direkte Wahl durch die 
Masse gewiss viel demokratischer gewesen, weil der ärmere 
Bürger unter Umständen durch seine Stimmabgabe Grosses 
erreichen konnte, wenn er auch nicht selbst gewählt werden 
durfte. — Nun ist aber, wie Aristoteles und andere Zeugen 
darthun, die Looswahl nicht in Verbindung mit einer Ver- 
allgemeinerung des passiven Wahlrechts eingeführt worden, 
weshalb die sonst sehr folgerichtig behandelte Theorie Grotes 
nicht bestehen kann. 

Lugebil (a. a. O.) sieht wie auch J. Schvarcz (,, De- 
mokratie** I. B.) in dieser Wahlart einen bedenklichen Fehler 
der Griechen, namentlich aber Schvarcz, der den Athenern 
vorwirft, dass sie mit der Einführung derselben jeden geistigen 
Fortschritt und die Bedingungen desselben völlig aufgegeben 
hätten, wie er überhaupt die Griechen für geistig und sittlich 
verunglückte Geschöpfe ansieht. Lugebil findet diese Art 
der Beamtenwahl besonders deshalb fehlerhaft, weil man eine 
vernünftige Art des Handelns aufgegeben und die Wahl zu 
Aemtern der Willkür des reinen Zufalls überlassen habe, 
ohne dass er die Annahme gelten lässt, die Griechen hätten 
dabei Rücksicht auf göttliche Einwirkung genommen. Auch 
bestreitet er, dass das Loos die Aemter zugängHcher gemacht 
habe, da es schwierig gewesen sei, dass auch die Armen 
einmal ein Amt bekamen. Doch — und damit hebt er seine 
vorige Ansicht von der Unvernünftigkeit dieser Massregel 
wieder ganz auf — ; in einem Punkte erkennt er die Bedeutung 
der Looswahl an : dass sie ao'caataaco(; sei, denn sie hemme 
das Parteiwesen. Letzterer Punkt entspricht auch der Grund- 
anschauung von Curtius (,,Griech. Gesch.*' P, p 378), welcher 



— 32 — 

die nach seiner Ansicht von Kleisthenes eingeführte Looswahl 
als eine sehr glückliche Einrichtung ansieht, eben namentlich 
wegen der dadurch bezweckten Verringerung des Partei- 
wesens. — Auch Schema nn („Griech. Altert.*' B. i.^) er- 
kennt, ebenso wie Kenyon in seiner editio princeps der 
'A'8'Y]vato>v TuoXtTSta, darin eine für die Demokratie hochwichtige 
Massregel, die aber auch für andere Verfassungen von grosser 
Wichtigkeit sein könne wegen der damit aufgehobenen Möglich- 
keit der Wahlumtriebe. — Auch R. Scholl (,, Vorlesungen über 
griech. Geschichte und Staatsaltertümer") sieht darin durchaus 
weder etwas Unvernünftiges, noch etwas Gefährliches; denn 
durch Bewerbung und Oeffentlichkeit , durch 8oxt(JLaota und 
süä-Dvat sei das Bedenkliche an dieser Massregel ganz aufge- 
hoben worden. — Eine ganz eigentümliche Ansicht stellt 
Mülle r-Strübing(,,Aristophanes und die historische Kritik" 
p. 206 ff.) auf, der die Looswahl als eine rein oligarchische 
Massregel bezeichnet, eingeführt als Kampfmittel einer ge- 
schwächten Oligarchie gegen die vordringende Demokratie.*) 
Auf diese Theorie, der jedenfalls die Anschauungen der 
Griechen entgegenstehen, antwortet Headlam (a. a. O. p. 16) 
mit den Worten: ,,it .seems clear, that if any one could be 
elected to any office, and if the poorest and most ignorant 
Citizen had an equal chance with an Alcmaeonid or a pupil 
of Gorgias, the State, where this was the case, was not an 
aristocracy.'* 

Zum Schlüsse haben wir noch zwei Aufstellungen zu 
betrachten, die ganz besonderer Beachtung würdig er- 
scheinen, die eine von Fustel de Coulanges in ,,La cit^ 
antique'*, die andere, nicht minder wertvolle, von Headlam 
in „Election by lot at Athens.** Beide Werke sind, ebenso 
wie die bisher genannten, schon vor der Auffindung der 
'Aä-Yivatcöv TCoXttsia abgefasst, haben aber in mancher Be- 



*) Auch Wilamowitz (a. a. O. I, c. 4) sieht in dem Loos eine aristo- 
kratische Schutz Waffe im Kampf gegen die Demokratie. 
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Ziehung eine Bestätigung ihrer Theorien erhalten eben durch 
dieses Werk. Ganz neu war namentlich die Ansicht von 
Fustel de Coulanges, der in der Looswahl, deren Einfüh- 
rung er schon in sehr frühe Zeiten setzt, einen religiösen 
Brauch sieht, entsprechend den vielfach religiösen Bräuchen 
bei den römischen Konsulatswahlen ; er stellt sogar die Theorie 
auf, dass alle — aber auch nur diese! — durchs Loos ge^ 
wählten Beamten mit religiösen Dingen zu thun hatten und 
umgekehrt, eine Lehre, die sich durchaus nicht halten lässt 

Dieser Aufstellung entgegengesetzt ist die von Headlam, 
der in der Looswahl eine demokratische Einrichtung sieht^ 
welche nicht nur das Supremat der ixxXTjot'a zu garan- 
tieren, sondern auch für Rotation des Amtes unter den 
wahlfähigen Bürgern zu sorgen, bestimmt gewesen sei, 
während er einen religiösen Charakter bei dieser Wahlart 
nicht gelten lässt. 

Um uns bei diesen so mannigfachen Ansichten Klarheit 
zu verschaffen, ist es notwendig, der Griechen eigCMie 
Anschauungen über diese Wahlart aufzusuchen, die aller 
dings selbst wieder vielfach von einander verschieden sind. 

Aristoteles verlangt Pol. 1317^ 18, wie wir schon oben 
gesehen haben, an der Stelle, wo er die Elemente einer 
wahren Demokratie genau angibt: vb xXYjpwtai; elvat vdi<; otpj(Ä? 
•5) oaat [lY] £[JL7rstpta<; Seoviat xal t^/vtjc Pol. 1294^ 8: Xi'^iA 
8' oiov 8oxet 87j|xoxpaTt%6v (isv elvat xXYjpcö'ca^ stvat tac apjfd':.*) 
Er hält somit die Looswahl für einen demokratischen 
Wahl modus, wenn er sie auch an anderer Stelle als nicht un- 
bedingt nötig für die Demokratie bezeichnet ; denn Pol. 1318^30 
stellt er ihr bei Schilderung seiner idealen Bauerndemokratie 
die Wahl IS airavcoav**) gegenüber, die, wie wir schon oben 



*) Ebenso Rhetor. I, 1365b. 
**) Vorauszuschicken isf hier noch, dass wir im folgenden der Kürze 
wegen, abweichend von der technischen Bedeutung des Ausdruckes, unter einer 
Wahl ej airdvxwv einen Akt verstehen, an welchem sich alle eirixtpiot beteiligen 
dürfen. 
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ausgeführt haben, gerade so demokratisch sein kann, wie die 
xXTfjpcöat«;. *) 

Dass diese Wahl ki aTcdvToav in ihrer Wirkung nicht sehr 
verschieden ist von der xXifjpoöotc , spricht auch Plato vdjjiot 
III, p. 692 aus, wo er von der durch aipsotc bewerkstelligten 
Erwählung der spartanischen l'yopot sagt: (Oeoirofiro?) i^Yuc 

Für demokratisch erklärt die Looswahl auch Herodot 
III, 80: TcX-^ä-oc: 8k ap/ov Tcpwrov (i^v oi)VO|xa jravTwv xdXXiatov 
Uyeiy laovojJLiTjV .... ica^Xtp (x^v ^ap ap/ac äp/st. 

Dass aber auch von den Athenern selbst die Looswahl 
für eine wichtige Eigentümlichkeit ihrer Demokratie gehalten 
wurde , das sehen wir daraus , dass Athen , wenn es zur Zeit 
des I. attischen Seebundes seine Verbündeten dazu verpflich- 
tete, Athens demokratische Verfassungsform anzunehmen, sie 
zwang, analog den attischen demokratischen Einrichtungen, 
zu denen im 5. Jahrhundert längst schon das Loos gehörte, 
die xXifjpcöatc in die neue Verfassung aufzunehmen. So er- 
fahren wir aus C. I. A. I. , 9 v. 7 (i. Hälfte des 5. Jahr- 
hunderts) von der durch die Athener veranlassten Verfassungs- 
änderung zu Erythrai, wo eine 3ooXy] ganz nach attischem 
Muster erloost werden sollte: 

V. 7: 'Epo&patcöv ÄTCÖ x]oA[Ji<öv ßoi)XY][v si]vai s[i]xoai xal 
Ixatöv ävSpa^ .... v. 12 — 14: a7coxDa(xsöaa[t Sk] xal xara- 
^[TjTjoat [rr)]v [ji^v [x§:]töq ßoDXyjv [t]o»x 'A[&7]vai(ov l7rtax]ö[7r]oi><; 
xal TÖv ^po5papxov. (Vgl. auch C. I. A. 1 , 29 v. 19, c. a. 
450: Erloosung von Richtern.) — 

Und auch sonst wurde, wo eine Demokratie eingerichtet 
werden sollte, die Looswahl mit übernommen ; so in Syrakus 
(Diodor XIII, 34), in Tarent (Pol. 1320^9 ff.) 

In all diesen Aeusserungen der Griechen, die sonach in 
der Looswahl eine Garantie für den Bestand ihrer Demokratie 
erkennen, liegt eigentlich implicite schon das ausgedrückt, 



*) Cf. Pol. 1305a 29; 1320b 9 — 16. 
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was nur wenige kurz und bündig dahin aussprechen, dass 
diese Wahlart ein Mittel gegen otdotc sei. 

So sagt Anaxim. rhet. (,,ad Alex.**) ed. L. Spengel II, 
p. 13, V. 14: 8st 8h aüTwv (sei. täv vofwov) ty]v fl-eatv iv (x^v 
Talg STjitoxpaTiat? m<; [JLtxpa(; ap)(a<; %al tag TCoXXag xXY]po)Td<; 
TTOistv • aaiaotaarov ^dp toöto. 

Auch Plato vo|xot III, 759 v. 53 sieht in der Anwendung 
der xXi(]p(oot<; ein Mittel gegen aidotg und zur Erhaltung des 
poHlischen Gleichgewichts. (Vgl. Plato v6(iot III, 768 v. 37: 
das dSidyä-opov des Looses bei den Richterwahkn !) Um 
dieses erschütterte Gleichgewicht zwischen einer regierenden 
Minderheit und der regierten Mehrheit wieder herzustellen, hat 
man in Sparta das Ephorat eingerichtet, das zwar nicht durch 
Looswahl besetzt wurde, aber, wie vorhin gesagt wurde, doch 
auf ähnliche volksfreundliche Weise seine Beamten erhielt, 
indem es aus allgemeinen Volkswahlen hervorging. Darum 
sagt Plato v6[JLot III, 692 — und daraus kann man auch er- 
sehen, wie er über die xXTfjpwaK; denkt — : 6 8s rpttog acotTjp 
6[JLlv l'tt a7rapYa)(3tv %al ^i)(i.oü[jlsvy]v ty)v dpx'^v opwv otov (pdXtov 
IveßaXsv aor^ tyjv twv l(pöptt)v S6va(JLtv, h'^^bQ ttjc xXYjpa)!-^? a^a- 
Ywv 8ovd(isa)(;.*) 

An einer dritten Gruppe von Stellen finden wir eine Ver- 
teidigung der Looswahl, weil diese den Einfluss der Menschen 
auf die Wahlhandlung beseitige, dagegen den der Götter be- 
festige. Diese Stellen gehören fast durchgehend Plato an, 
auf dessen Autorität namentlich sich Pustel de Coulanges 
gestützt hat, indem er dieses rehgiöse Prinzip für seine Theorie 
der Looswahl ausnahmslos in Anspruch nahm. So sagt Plato 
vo[JLoi VI, 757^: T(j) Toö xXTfJpoi) lo(|) dva^XY) TcpoaxpTfjaaaO-at 80a- 



*) Dazu gibt Schömann (in seiner Ausgabe des Agis und Kleomenes 
ad Agidem cap. VIII p. 119) die Erklärung: SortitJs autem magistratibus hoc 
maxime proprium est, ut promiscue — non ex genere, censu, dignitate — a 
quolibet capi possint; quamobrem quum ephori quoque fere promiscue fierent 
ex omni muUitudine civium, poterat haud dubie magistratus eorum h'{'{6q xyjc 
xXirjpa>x'Yj(; Süvdjxeüx: esse dici, etiam si alpexoi essent, — hoc est: suffragiis 
creati. 

3» 
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xoXtac xm tcoXXwv svexa, fl-söv xal aifa^v tü/yjv xal töts iv 
sä/atc i:ctxaXoD(JLSvoi>(; ajrop^oöv aätoic t6v xXi^pov 7cp6(; t6 8t- 
xatöraTOV. Vgl. dazu vd(ioi V, p. 741 : 6 vetpai; xX-^pov äv 
^eöc, und seine Kritik über die Looswahl vöfiot VT, 757^: Atöc 
YÄp 8y] xptot<; lati'v. Ebenso spricht er sich aus vö(iot III, 690*^: 
'A-^vatog ' Oeo^tX*^ S^ xal eÖTo/"^ Ttva X^ovts«; Iß86|t7]v ap)(T]v sie 
xX^pöv Ttva TcpoAifOfJLev xal Xa^^övia [i^v ap)(stv, öooxXTjpoovTa 8k 
äictdvca ap/saä-at tö Stxatötatov sivat ^a'3tv ' KXetviac * 'AXyjO-s- 
otata X§Yst<;. Darum ist es ganz natürlich, dass Plato, der 
bei den übrigen Wahlen die Götter um ihren Beistand bittet, 
bei den Wahlen zu Priestertümern die Looswahl unbedingt 
zu erhalten wünscht, wie er es vö(iot VI, 759^ ausspricht: 
ta [JL^v oov Twv tepwv z(^ ä-eij) iTTtTpeTCOvta aStcp tö xe^^aptojisvov 
•jflYVso^at, xX7]poöv ootüo rg ^etof löxig aTroStSöv-ca. 

Der religiöse Charakter der Looswahl« 

Dies sind die Stellen, welche uns die Ansichten der 
Griechen über das Wesen der Looswahl veranschaulichen; 
sie sprechen überhaupt alle, abgesehen von den wenigen ge- 
legentlich noch einzureihenden, den Nutzen dieser Wahlform 
aus und stimmen alle darin überein , dass sie in diesem 
Wahlsystem die einzige Möglichkeit sehen, den Menschen 
und seinen Einfluss ganz von der Wahlhandlung zu trennen. 
Auf diesem Grundgedanken ist sowohl die Anschauung vom 
demokratischen Charakter der Looswahl, wie die von ihrem 
religiösen Wesen aufgebaut, zwei von Headlam bezw. Pustel 
de Coulanges vertretene Ansichten, die sich zwar nicht un- 
bedingt ausschliessen, die aber doch inbezug auf die Veran- 
lassung der ersten Einführung dieser W^ahlform und die Fort- 
bildung derselben nur mit starken beiderseitigen Modifikationen 
neben einander bestehen können. 

Wollen wir in dieser Frage eine selbständige Entscheidung 
treffen, so müssen wir zunächst die Entstehung und Ent- 
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Wicklung des Beamlenstandes überhaupt verfolgen. 
Und hier erscheint es als ganz sicher, dass wir von Anfang 
an, d. h. seit der Abtrennung einzelner Kompetenzen von der 
Machtsphäre des Königs, — denn von hier an treten die 
Spuren des Beamtenstandes deutlich zu Tage — zwei neben 
einander herlaufende Gattungen der Beamtenfunktionen finden : 
gottesdienstliche und weltliche. Und aus diesen 
beiden Formen haben sich dann die der historischen Zeit ent- 
wickelt, wie es sich vielfach ganz deutlich verfolgen lässt 
Doch führt uns die Wurzel des Beamtenstandes noch viel 
weiter zurück, sie lässt sich verfolgen bis in die frühesten, 
von der Geschichte nicht mehr erhellten Zeiten des Staats- 
wesens. Um uns also hierüber volle Klarheit zu verschaffen, 
müssen wir uns jene frühen Zustände möglichst klar vergegen- 
wärtigen; und dabei können wir uns sehr wohl, wie auch 
Fustel de Coulanges es thut, an Aristoteles' Aufstellung an- 
schliessen, die behauptet, das Staatswesen — aber auch jedes! 

— habe sich aus der olxia heraus entwickelt, aus der sich nun 
auch alle Verhältnisse der späteren Zeit sollten herleiten und 
verstehen lassen. Hier sehen wir nun — und dies ist eine 
Charaktereigentümlichkeit sämtlicher indogermanischer Völker 

— dass die Herrschaft im Hause, wie wir sie in jeder Familie 
annehmen müssen, bestimmt ist durch das Erbrecht jeweils 
des ältesten Sohnes nach dem Tode des Vaters; an des 
letzteren Stelle tritt nach dessen Tode sofort der erstere als 
pater familias. Dieser ist nicht nur der weltliche Herrscher 
in seinem Besitztum, sondern er vertritt auch seine Familie 
gegenüber den früher wohl sehr häufigen Familiengöttern; er 
hat somit eine wesentlich doppelte Competenz: eine 
religiös- vermittelnde und eine richterlich -politische. Die 
Familien vereinigten sich allmählich zu grösseren Ganzen 
(cf. Pol. 1252^ 28), es entstand so die %(b|XYj, welche die 
Familienrechte und die des Familienhauptes gegenüber seiner 
Familie durchaus nicht aufhob, aber doch an ihrer Spitze 
eine oberste Leitung hatte, durch welche die frühere Unbe- 



-T^- 
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schränktheit der Gemeindeglieder in einiger Beziehung ihre 
Grenzen erhielt. Diese oberste Leitung wechselte, wie es aus 
der ganzen geschichtlichen Entwicklung hervorgeht und ge- 
wiss von grosser Wichtigkeit für dieselbe war, nicht etwa im 
Turnus unter den einzelnen Familien, sondern verblieb in der 
Hand der mächtigsten Familie, d. h. ging in dieser stets erb- 
lich vom Vater auf den ältesten Sohn über. Dieses Gau- 
oberhaupt hatte nun neben den Pflichten gegen seine eigene 
Familie die Leitung des ganzen Gaues zu führen , hatte über 
diesen die Gerichtsbarkeit, soweit diese nicht in den Grenzen 
der einzelnen Familie vom pater familias ausgeübt werden 
konnte; es hatte die Anfuhrung bei kriegerischen Unter- 
nehmungen der xa>|XY), wie auch die Vertretung der gesamten 
Dorfgemeinde gegenüber ihren Göttern: d. h. wir haben hier 
die Prinzipien des absoluten Königtums. Worin bestand nun 
die Entwicklung von Anfang an bis zu diesem Punkte? Diese 
erste Stufe der Entwicklung von der gesellschaftlichen 
Unkultur bis zur Gründung einer Gemeinde und der damit 
Hand in Hand gehenden Stiftung des Königtums ist dadurch 
gekennzeichnet, dass dem Individuum, d. h. hier dem Familien- 
haupte, die Ausübung seiner politisch-richterlichen 
Kompetenzen beschränkt bezw. genommen wurde, 
während ihm noch, wenngleich auch mit mancherlei Be- 
schränkungen, seine religiösen Befugnisse verblieben. 
Dies ist der wichtige erste Schritt, der uns bis in die Mon- 
archie hineinführt; von Beamten ist hier noch nicht die Rede. 
Das kleine Gemeinwesen brauchte solche noch nicht; das 
Haupt der führenden Familie, der König, ist erster und 
einziger Beamter in der ganzen Gemeinde, in der wohl auch 
allgemein wichtige Angelegenheiten , wie Krieg und Frieden, 
eine Versammlung aller Familienhäupter um das 
Gemeindehaupt veranlassten, die noch nicht über den Rahmen 
einer Besprechung ohne Abstimmung hinausging. 

Dass solche Versammlungen auch nach dem Urteile der Griechen schon 
in des mythischen Königs Kekrops Zeit bestanden, der die zerstreut lebenden 
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Bewohner Attikas in 12 TC6Xet<; angesiedelt haben soll, ohne aber schon ein 
einheitliches Staatswesen zu gründen (Philoch. bei Strabon IX, 397; Marm. 
Par. 34.), geht deutlich aus Thuk. II, 15 und Plut. Thes. 24, i'i hervor. 
Unter diesen einzelnen kleinen Städten erhob sich aber eine immer mehr, die 
Festung Kekropia, angelegt auf dem steilen Burgfelsen der Akropolis, die sich 
eine nach der andern von den Nachbargemeinden unterwarf, manche wohl auch 
friedlich mit sich verband, bis zuletzt alle mit ihr zu einem Ganzen unter ihrer 
Leitung vereinigt waren und der Staat Athen entstand. Diese Vereinigung, 
welche die attische Legende in den einmaligen Akt des sog. theseischen aovot- 
xt^lJLOC zusammenfasste, geschah nach Thuk. IT, 15 (= Plut. Thes. 24) folgender- 
massen : xaxaXüaac (sei. ^Yjaeoc) täv aXXcov ttoXscov xd xe ßooXeoxYjptä xal 
xac ^p/ac Ic x4]v vöv iroXtv ooaav, iv ßooXeoTYjptov ^tTcoSeiJdg xal Tcpoxa- 
vstov, 4^vü)xtcje Tcdvxa(; • , d. h. die Ratsversammlungen der einzelnen Gemein- 
wesen vereinigte er zu einem einheitlichen Staatsrate; und was unter den dp)^ai 
zu verstehen ist, die er beseitigt haben sollte, ersehen wir deutlich aus einer 
Vergleichung mit Plut. Thes. 32: ßaoiXsiav d'fij^pYjiJLSVov (sei. xöv Oiqaea) 
£xdaxoo xu>v xaxd S-^jijlov EöTcatpiSÄv , sie ^v aato aoveipjavxa irdvxac. 
Danach haben wir in den Familien der Eupatriden die der früheren Gemeinde- 
häupter zu erkennen , die jetzt neben dem Oberhaupte des Staatswesens , dem 
Könige der Feste Kekropia, eine nur untergeordnete Rolle spielten, wir können 
uns denken, die eines mit Stimmrecht beratenden Körpers. Denn die ganz und 
gar unbeschränkte Monarchie, wie sie noch in den kleinen Gemeinwesen unter 
der Regierung eines Kekrops bestanden hatte, hat Theseus aufgegeben, indem 
er neben sich einen Adelsrat duldete, an dessen Stimme er gebunden war. — 
Cf. Plut. Thes. 24: XY|V ßaatXeiav dcpsic; 25: 5xi hh TCpcüxo«; ötTCSxXtve Tcpö? 
xöv oyXov; Ath. Pol. 41, 2: 4j eirl Öyjosü)^ ^BVO\).h^ (sei. TcoXtxeia) [itxpöv 
irapsYxXivoüoa xyj? ßaotXix7]c. — 

Auch jetzt noch ist von eigentlichen Beamten keine 
Rede, das Königtum ist ein Erbamt in der Herrscherfamilie, 
die damit zugleich die Privilegien des obersten Herrschers 
und Staatspriesters in ihrer Hand hat; darum sagt auch Plut. 
Thes. 24 von ihm als dem Oberpriester des neuen Staats- 
wesens: lä-oos 8b xal MsTOtxta (cf. Thuk. II, 15). Aber zu- 
gleich war gewiss für die beratenden Versammlungen der 
Eupatriden eine genaue Norm für den Zutritt zu diesen auf- 
gestellt, nach der wohl wieder jeweils die ältesten Söhne der 
edlen Familien den Sitz ihrer Väter im Staatsrate erblich zu 
übernehmen hatten. 

In die oben besprochene Periode eines Kekrops, mit 
dessen Namen wir den Zeitpunkt bezeichnen dürfen, an dem 
zum erstenmale für sich abgeschlossene Gemeinwesen ge- 
gründet wurden, fällt nun auch die früheste über die Grenzen 
des Familienhauses hinauswirkende Anwendung eines recht- 
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liehen Wahlaktes, der hier, wie gleich dargethan werden soll, 
in der Form der Loosung durchgeführt wurde. Denn diese 
Wahlart wurde offenbar früher und auf ganz ande- 
ren Gebieten angewandt, als die erst auf der zwei- 
ten Stufe der Entwicklung geschaffene direkte 
Wahl, die uns erst begegnet in der Zeit, als dem Königtum 
bereits ein Feind erwachsen in der Körperschaft der eifer- 
süchtigen Aristokratie. Schon dieses Verhältnis lässt uns 
ahnen, dass es ganz verschiedene Gesichtspunkte waren, welche 
den betreffenden Wahlen ihre Richtung angeben mussten : 
handelte es sich bei den Wahlen auf jener ersten Stufe , auf 
der den führenden Familienhäuptern im wesentlichen nur noch 
religiöse Kompetenzen verblieben waren, lediglich um sach- 
gemässe Verteilung der religiösen Obliegenheiten, die also 
materiell ohne viel Interesse gewesen sein mögen, so war es 
bei den Wahlen auf der zweiten Stufe, auf der der Kampf 
gegen das absolute Königtum begann und durchgeführt 
wurde , ein , wie später ausgeführt werden soll , wesentlich 
politisches Interesse, das der Wahl ihre Bedeutung verlieh, 
das also von ganz hervorragendem materiellen Werte sein 
konnte. Denn hier musste das Interesse der Individuen 
gegenüber der Gesamtheit und der Gesamtheit gegenüber 
einer einzelnen Person verteidigt werden und konnte es auch. 

Doch müssen wir uns nun fragen, inwiefern denn auf 
jener ersten Stufe überhaupt von Wahlen gesprochen werden 
könne, und welchen Zweck das hier zur Anwendung ge- 
kommene Loos gehabt habe. Zunächst müssen wir uns ver- 
gegenwärtigen , dass es sich auf jener Stufe , die noch keine 
eigentlichen Beamten nötig hatte, nur in dem Falle um eine 
Wahl handeln konnte, wenn die Rechtsnachfolge auf die 
Stelle des pater familias eine streitige war, z. B. wenn in 
einer Familie kein echtbürtiger Sohn vorhanden war, der 
zugleich als ältester seinem Vater nachfolgten und damit in 
der Familie dessen Stelle übernehmen konnte, die im wesent- 
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liehen nur noch mit religiös-kultlichen Kompetenzen 
verbunden war. Solange nun die Leitung einer Familie sich 
unanfechtbar in einer Linie weiter vererbte, wurde damit auch 
der Kult der Götter und deren Schutz gegenüber der Faniilie 
vererbt. Wenn aber Streitigkeiten eintraten, in den Fällen, 
wo der Kult der Gottheit sich nicht einfach vererben 
konnte, da waren die Götter selbst besonders in Mitleiden- 
schaft gezogen, sie sollten daher auch bei der Entscheidung 
mitsprechen dürfen. Und dazu gab man auch Gelegenheit, 
indem man den Weg freiliess, auf welchem die Gottheit und 
das Schicksal am leichtesten zu den Menschen reden konnte, 
den des Looses. 

Dazu müssen wir bedenken, dass für die Anwendung der 
Looswahl besonders auch der Umstand sprechen musste, dass 
sie zu der in der Anlage des griechischen Volksgemüts be- 
gründeten Forderung der Ioöttj? gut stimmte; waren zwei 
oder mehr Bewerber um irgend ein Amt ganz und gar gleich 
gut empfohlen, Hess sich also mit menschlicher Einsicht 
durchaus keine Entscheidung zwischen den betreffenden Be- 
werbern treffen, so war nichts natürlicher, als dass man sich 
an die Götter wandte, ihnen also die Entscheidung über- 
liess, womit man sich gegen jede Ungerechtigkeit und Partei- 
lichkeit schützte. Denn dazu müssen wir eben bedenken, 
dass es für den Griechen, offenbar freilich mehr noch für den 
Römer, den Begriff „Zufall^' nicht gab; sondern über allem 
Leben, ja sogar über dem der Gottheit (cf. Vcrg. Aen. I, 17 ff.) 
ruht die Hand des Schicksals. Dieser Einfluss der To/t] war 
ein anerkannter ; Homer wie auch die Tragiker weisen ständig 
auf die alles lenkende Gewalt der Motpa — Et|xap[JL^vy] — hin. 

Vgl. u A. Lewy im Rhein. Mus. 1892, 145, p. 761. Und auch im rö- 
mischen Leben begegnet uns immer wieder dieses Vertrauen auf das ständige 
Eingreifen der Gottheit in das menschliche Geschick, wie es sich in der recht 
allgemeinen Achtung vor Auspizien, Träumen, Loosorakeln*; u. dgl. kundgibt. 
Dass diese Anschauung aujh sehr wohl bei den Griechen Vertreter fand, haben 



*) Vgl. sors; Geschick, Loosorakel, Loos, 
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wir schon oben hervorgehoben; dies beweisen uns nicht nur aufs Deutlichste 
die oben erwähnten Worte Platos v6[JL0t V. p. 741 ; VI, p. 757, sondern auch 
z. B. Hypereid. III hKkp Kb^tv. 27 ff. Dass auf das Resultat des Looses 
gewisse Götter besonderen Einfluss haben, wie Zeus, Apollon, Hermes, wird, 
wie Lugebil a. a. O. ausführt, nicht selten von den griechischen Autoren an- 
genommen. Cf. 11. VII, 179; Hym. Hom IH, 852 ff. ; Phot. lex. rhet. p. 169 
(Porson); Suidas s. xXYjpoc 'Rp|j.oö ; Eusthat. zu II. VII, 191 : eitel aötcj) 
(sei. *Ep}jL-g) tot toö vXripoo ötvexetTO. — Cf. Cic. in Verr. II, 2, § 125 ff. 

Dieses Verhältnis spricht darum auch Fustel de Cou- 
langes (a. a. O. p. 231) aus mit den Worten: »pour eux le 
sort n'etait pas le hasard , le sort etait la revelation de la 
volonte divine.« Und dies war gewiss auch auf griechischem 
Boden der erste Grund für Anwendung der Looswahl, die 
eben hier auch zunächst mit besonderer Rücksicht auf religiöse 
Funktionen eingeführt wurde; doch soll gleich bemerkt werden, 
dass wir dieses Prinzip nicht etwa zur Erklärung der später 
fortgesetzten und namentlich auf politischem Gebiete weit 
ausgebreiteten Anwendung dieser Wahl form benützen können, 
uns hiefür vielmehr nach einem anderem Grunde umschauen 
müssen. Aber für die frühere, namentlich die vorhistorische 
Zeit ist die Ueberzeugung von der Einwirkung der Gottheit 
beim Loosakte zweifellos massgebend gewesen für dessen An- 
wendung. 

Aus dieser Anschauung erklärt sich nun die Thatsache, 
dass — mit wenigen Ausnahmen — noch in spätesten Zeiten 
die gottesdienstlichen Aemter durch das Loos 
besetzt wurden. Und dabei müssen wir bedenken, dass es, 
um diese Thatsache an die früheren Verhältnisse anknüpfen zu 
können, nicht an der dazu nötigen Kontinuität fehlt. Denn 
dass sich die ältesten Staatskulte entwickelt haben aus den 
Gebräuchen des Familienhauses, erscheint aus mehreren 
Gründen ganz zweifellos.*) Und wie lange sich oft solche 



*) Diese Ansicht spricht auch Fustel de Coulanges aus (a. a O. p. 153), 
indem er sagt: „il fallut beaucoup de temps, que les dieux sortissent du 
sein des familles , qui les avaient congus et qui les regardaient comme lei^r 
patrimoiue." 
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Kulte in gewissen Familien erhielten , das sehen wir gleich 
an dem Beispiel des uralten Mysterienkultes, der zunächst nur 
den bedeutendsten Familien der Gemeinde Eleusis, den 
E6[ioX7tt8at und den Kiijpoxec, gehört hatte ; denn wie wir auch 
aus Ath. Pol. 57, i ersehen, hat sich daher auch ein 
Vorrecht dieser beiden hohen Familien bei der Begehung der 
Mysterien bis in späte Zeiten erhalten. In ähnlicher Weise 
leitet es sich gewiss aus den Traditionen eines Familienkültes 
her, wenn die 'EteopooTaSat stets die Priesterin der 'Aö-Yjva 
TtoXtac und den Priester des Uo'jetSwv 'Eps^ä-söc stellen. — 
So sehen wir, es fehlt auch hier nicht an der zur Anknüpfung 
der späteren Zeit an die frühere nötigen Kontinuität; darum 
ist es also wohl nicht zu bezweifeln, dass die Anwendung der 
Looswahl bei gottesdienstlichen Aemtern in späteren Zeiten 
auf jene frühen Anschauungen von dem religiösen Charakter 
derselben zurückzuführen ist , wenn auch die Annahme nicht 
ganz abzuweisen ist , dass sich hier allmählich der Brauch 
traditionell vererbt haben mag, ohne dass man sich stets des 
tiefsten Grundes seiner ersten Einführung bewusst war. 

So finden wir denn, dass, nachdem die Familiengötter 
in den meisten Fällen zu Staatsgottheiten geworden waren und 
so aus einem Erbrecht einzelner Familienglieder ein 
solches allerStaatsbürger hervorgegangen war, abgesehen 
von einigen leicht erklärlichen Ausnahmen, die eigentlichen, 
rein gottesdienstlichen Funktionen stets durch das Loos be- 
stimmt wurden, wie es sich auch bis in die spätesten Zeiten 
hinein erhalten hat. 

Von besonderem Interesse ist hier eine Untersuchung von 
R. Scholl in den „Sitzungsberichten der kgl. bayer. Akademie 
der Wissenschaften zu München*' 1887: ,, Athenische Fest- 
kommissionen*; daraus ersehen wir, dass die Fest und Opfer- 
kommissionen, die teils vom Volke jährlich, teils für bestimmte 
Feste aus dem Rate, den Prytanen oder den Gerichtshöfen 
gewählt wurden , pd^r — wie die a^XoH'zai, für die grossen 
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IlavadTjvata — auf 4 Jahre hinaus bestimmt wurden, mit Aus- 
nahme der Prytanenkoinmission für die 'EXeootvta und der 
Ratskommission für die Atovöota durch Loosung bestimmt wurden. 

Eine Ausnahme von dieser Regel machten , wie wir aus 
Ath. Pol. 56, 4 sehen, die 10 iTctfisXtjtal r^c no\inri^ z^ 
AtovtSo(|), die bis zur Mitte des 4. Jahrhunderts alpetot waren 
(Cf. Dem. Mid. 15), dann aber xXTjpwTot wurden (Cf. Dem. 
Phil. I, 35.) Und dazu erfahren wir also aus jener Abhand- 
lung von Scholl, dass auch die Uponoioi für die Feier der 
Atovüota erwählt wurden. Was war nun der Grund, von dem 
zur Zeit der Einsetzung dieser Aemter gewiss noch ziemlich 
allgemeinen Brauche der Loosung für gottesdienstliche Funktionen 
abzugehen ? 

Die A 1 V 6 a t a sind im Verhältnis zu den übrigen attischen 
Landeskulten erst ziemlich spät eingeführt worden, erst um 
die Zeit des Peisistratos , c. 537. Für diese Feier, der die 
Verbindung mit 'den frühesten Zeiten attischer Geschichte 
fehlt; konnte also von einer Tradition nicht die Rede sein; 
die Looswahl konnte höchstens durch Analogie mit den anderen 
kirchlichen Posten auch für die Bestimmung der hier nötigen 
Beamten ange\yandt werden. Aber diese war gerade in diesem 
Falle gar nicht günstig. Die Leitung und Anordnung dieses 
Festes verlangte nicht nur viel technisch-künstlerisches Geschick, 
sondern auch, was hier die Hauptsache war, ein nicht unbe- 
deutendes Vermögen, wie es nicht von jedem Bürger erwartet 
werden konnte. Darum werden diese l7rt|isXY)Tat erwählt. 
Dass besonders die finanzielle Seite ihrer Aufgabe die aipsoi? 
veranlasst hatte, sehen wir aus dem Stande der Dinge, nach- 
dem die ursprüngliche Wahlart abgeschafft worden war. Von 
der 2. Hälfte des 4. Jahrhunderts an wurden diese lirtpieXr^Tat 
nämlich erloost und erhielten vom Staate 100 Minen zur 
würdigen Ausstattung des Festes. Die frühere Veranlassung 
zur Anwendung der aipsot«;, das persönliche, grosse pekuniäre 
Opfer, war weggefallen, damit fiel die Wahlart selbst; dass 
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bei diesem Wechsel auch religiöse Bedenken mitgewirkt hätten , 
ist in dieser Zeit nicht mehr wahrscheinlich, höchstens ist an 
eine beabsichtigte Ausgleichung mit der Mehrzahl der übrigen 
Festkommissionen zu denken. — Die gleiche pekuniäre Rück- 
sicht mag, abgesehen von einer Analogie mit der eben be- 
sprochenen Behörde, auch Veranlassung gewesen sein für die 
ebenfalls durch atpeatc zustande kommende Wahl der Rats- 
kommission für die Feier der Atovoota.*) — Denn dass 
auch die hpoizoioi ihrer Pflicht in glänzenderer oder weniger 
glänzender Weise nachkommen konnten, je nachdem sie wohl- 
habend oder dies weniger waren, dies ist nicht zu bezweifeln; 
für diese konnte man aber nicht auch grössere Summen an- 
weisen, so dass die a?peot<; stets die Wahl aus den Wohl- 
habenden zu besorgen hatte. 

Obgleich es sich aber hier um die Erwählung besonders 
wohlhabender Männer handelte, wurde die Wahl doch nicht 
auf eine bestimmte Klasse beschränkt, sondern, wie aus allen 
zehn Phylen, so offenbar auch aus allen 4 Tt|i>](JLaTa vorge- 
genommen, weil einerseits die Feier dieses Festes als eines 
allgemein athenischen nicht auf bestimmte Klassen sich be- 
schränken liess und andererseits Wohlhabende in jeder der 4 
Klassen zu finden waren. 

Von den Fällen, welche uns Festkommissionen als durch 
Wahl bestimmt bezeichnen, beziehen sich die einen, die eben 
besprochen, auf die Feier der Atovoota , während die anderen 
die der 'EXeooivta betreffen. Fragen wir uns hier, wie es 
kam, dass die doch gewiss in hohes Altertum zurückreich- 
enden l7tt(JLsXY)Tat Twv (JLooTYjptcov durch aijpeoK; gewählt wurden, 
so lässt sich auch hiefür leicht eine Erklärung finden. Ath. 
Pol. 57, I berichtet uns hierüber folgendes: 6 8k ßa^tXetx; 
TcpÄTOv (JLSV (JLOOTYjptwv l7Ci|ieXelTat (Jieta twv kni{ie\rizöiv , ouc 6 
dfi^OQ xstpoTOvei 800 |i^v ki 'Aö-Yjvatwv d;tavT(ov, Iva S^ ki Eö- 



*) Cf. 'A^-fjvaiov VI, p. 482, Ende des 4. Jahrhunderts: ol Upowoioi ol 
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(jLoXictScov , sva 8'lx KYjpoxwv. (Vgl. hiezu : Dem. Mid. 171; 
Harpokr. s. v.; Poll. VIII» 90; Bekk. Anekd, 279, 20; 219, 
15; C. I. A. II, 315, 376, 597.) 

Die letzten Worte unserer Stelle deuten darauf hin, dass 
dieser Kultus gewiss in sehr frühes Altertum zurückgeht, wo 
dieser noch ein rein eupatridischer war, erblich in den Familien 
der Eumolpiden und Kerykes. Und diese stellten natürlich 
zunächst allein die Priesterschaft, wie auch die Festbehörden, 
solange das profanum volgus noch keinen Anteil an diesem 
Kulte besass. — Allmählich aber wurde dieser auch Staats- 
kult, das Gemeinwesen Eleusis war in dem Athens aufgegangen, 
der Nachbar- und Vorort Athen erhielt Anteil und Einfluss 
beim Feste, leistete gewiss auch seine Beisteuern dazu. Nun 
wollte Athen aber auch bei der Leitung dieser Feier vertreten 
sein, wobei natürlich immer noch die ursprünglichen Träger 
dieses Kultes berechtigt bleiben mussten. Bei dieser Kom- 
pliziertheit der Wahl konnte man nun nicht die Loosung an- 
wenden, sondern musste durch aijps'3tc zunächst die Vertreter 
der beiden bevorrechteten Familien — wohl deren Häupter — 
bestimmen, dann auch die des gesamten Volkes, d. h. wir 
haben uns hier einen Wahlakt zu denken, bei welchem zu- 
nächst je ein Vertreter der beiden Adelsfamilien nominiert 
und dann über die beiden Vertreter Athens — wahrscheinlich 
nach einer Bewerbung — abgestimmt werden musste.*) Dazu 
kommt noch ein anderer Umstand, der die aipsotc unbedingt 
nötig machte; zur Leitung der Mysterien konnte man nicht 
jeden beliebigen Athener brauchen , sondern man bedurfte 
solcher Männer, die in die Geheimnisse des Kultes eingeweiht 
waren, d. h. der (JLOGtat, aus deren Reihen man nun durch 
atpsotc die im^eXrizai nahm. Der gleiche Grund muss auch 
massgebend gewesen sein für die Art der Erwählung der 
tspo;:otot der Prytanen für die Eleusinien, zu deren Leitung, 



*) Vergleiche hiezu die Wahl der h^ri'^ri'zai : iro^-o^^pYjaTot , e? Pj'JTraTpi- 
3d»v, hi Eü|j.oXiriSd»v. R. Scholl: Hermes XXll, 563. 
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soviel wir sehen, die Beamten nie anders als durch atpsotc 
bestimmt wurden. 

Und wenn wir nun noch von dem priesterlichen Ehren- 
amte der ßowvat (Cf. C. I. A. II, 741; vergleiche auch die 
atTwvat!) hören, dass sie atpsTOi waren, (Cf. Suid. s. v.: ootog 
Tcapa ifi(; TroXecoc -(jpstTo), so gibt uns Harpokr, s. v. auch hie- 
für die Erklärung , wonach auch hier diese Wahlart ihren 
Grund gehabt haben mag in der Forderung eines glänzenden 
Auftretens, wie es naturgemäss von dem Besitze eines nicht 
unbedeutenden Vermögens bedingt war; auch hatte der ßoobvYjg 
jedenfalls bei der Anschaffung der Opferstiere zuweilen 
grosse persönliche Ausgaben. (Cf. Harpokr. s. v. : ou Xa{i7rpö<; 
•^v 6 ßo(ovY]{; xoti olI [iSYtotat ap^al kitl TOi)t(|) sxstpotovoövto.) 

So dürfen wir annehmen, dass, abgesehen von jenen leicht 
zu erklärenden Ausnahmen, für die gottesdienstlichen Aemter, 
sofern sie nämlich nicht überhaupt nur in einzelnen Familien 
erblich blieben*), das Loos als Ausdruck des götthchen 
Willens**) stets in Anwendung kam ***) 

Auf diesem Gebiete der gottesdienstlichen Funktionen 
lag ja durchaus keine Gefahr in der Anwendung der Loos- 
wahl, da ja sehr viel Wissen zur Erfüllung der hier geforderten 
Obliegenheiten gar nicht nötig war; also lag für die Athener 
hier gewiss kein Grund vor, an diesem alt überkommenen 
Brauche Reorganisationen vorzunehmen. — Und nicht selten 
sind die Fälle, die uns beweisen, dass die Athener es ver- 
standen, da, wo wirklich politisches Geschick bei derartigen 
gottesdienstlichen Posten erforderlich war, in geschickter Weise 



*) Isokr. xpaize^' § 33; Harp , Suid., Favorin. s. v. ysvvtjtöci: e^ wv otX 
Ispocövat al I-Kotototc ^tpoo'fjxoooat exXfjpoövxo. 

**) Pseudoplut. Vita X orat. Lyk. c. V'II; Serv. Verg. Aen. Tl, 201: Apol- 
linis sacerdos sorte ductus est, ut fieri solet, quum deest sacerdos certus. 

***) Ob wir die Erloosung der Richter dionysischer Chöre auch auf Rech- 
nung dieser Anschauung setzen dürfen , erscheint nicht klar ; näher liegt hier 
nämlich die Analogie mit der bei Richterposten stets angewandten Looswahl, 
die hier auf das Prinzip der Unparteilichkeit des Looses gegründet war. Cf. 
Lys. IV, 3 : «TtoXa^^stv xpix-i^v Atovoatoic. 
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den Wünschen der Götter und ihren eigenen gerecht zu werden. 
In manchen Fällen, wie sie nach Gilbert („Staatsaltertümer") 
besonders häufig bei den den Demen eigentümlichen Priester- 
tümern des Herakles vorkamen , wurde z. B. xXiijpwaK; Ix 
TtpoxptTCöV angewandt, eine Vermittlung zwischen einer religiösen 
und einer weltlichen Wahlhandlung, wie wir es aus Dem. 
Eubul. § 46 ersehen: ;tpoexpt^v h zol^ soYsvsatdTOK; xXTQpoua-ö'at 
T-^C tspooöv7]<;, und woran wir auch bei Aesch. xat. Ti|i.Qxp. 
§ 178 (188) zu denken haben, wo es sich auch um eine Vor- 
wahl aptoTtvÖYjv vor der definitiven xX>]p(öat(; gehandelt haben mag. 
Hier ist nun von ganz besonderem Interesse die Ver- 
schiedenheit der Wahlformen für die Aemter bei der delph- 
ischen Amphiktionie , das der EepoiJivTijiiovsc und der 
TToXa^öpat. Beide wesentlich verschiedenen Behörden 
gehören der in sehr frühe Zeiten zurückreichenden Amphik- 
tionie an, zeigen uns also gewiss in der Art ihrer Erwählung 
Grundsätze, in einer Reinheit gewahrt, welche wir bei erst 
später geschaffenen Posten nicht mehr erwarten dürfen. Zum 
Zwecke völliger Klarheit müssen wir hier etwas zurückblicken. 
Die Bedeutung dieses Bundes, der sich von den frühesten 
Zeiten griechischer Geschichte bis in die Römerzeit erhalten 
hat, wenn auch schon Demosthenes von ihm als der Iv AeXyoic 
oxtd spricht (Dem . Trsp. eip. § 25), war ursprünglich wohl eine 
durchaus religiöse, wobei es sich zunächst um Ausschmük- 
kung und Instandhaltung des delphischen Tempels handelte, 
um Aufsicht über die Tempelschätze und seit c. 590 um die 
Leitung der pythischen Festspiele. Neben dieser Bedeutung 
bekam der Bund , der bis in die späte Zeit nur aus Hellenen 
bestand, eine hochwichtige politische, ja eine kulturelle und 
kosmopolitische. (Cf. Aesch. Tcep. TtapaTtp. 285 [115]). Aber 
bei allen Aktionen dieses Bundes dachte man sich doch stets, 
dass man sich im Sinne und unter dem obersten Schutze des 
ApoUon versammle und Gesetze erlasse, die auch die ehr- 
würdige Bezeichnung trugen: ta xotvd twv 'EXXyJvcöv vö|ii[j.a.*) 

*) Cf. Soph. Antig. 454: Si^panza xöto^paXY] O-eÄv v6p.tp.a. Wie dies 
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Den Vorsitz in der Versammlung der Amphiktionen 
hatten die 24 — je 2 von jedem der verbündeten Staaten — 
l£po|iv>]|iove?, welche über die ihnen vorgelegten Angelegen- 
heiten ohne Debatte abzustimmen und die Ausführung des 
Beschlossenen anzuordnen hatten. (Cf. Bull, de corr. hell. 
XIV, (1890), 21; Aesch xat. Knrjo. 124.) Sie sind also ge- 
wiss die eigentlichen Vertreter des Gottes in der Versammlung, 
durch ihre Stimme gibt auch die Gottheit ihre Entscheidung 
zu erkennen ; darum wird auch ihre Erwählung dem Gotte 
anheimgestellt, wie wenn sie seine Priester wären: sie sind 
xXY]pa)Toi. Daher wundert es uns durchaus nicht, wenn wir 
auf den delphischen Urkunden nur ihren Nansen finden, wie 
wir es auch recht wohl verstehen, wenn Historiker wie Herodot, 
Plutarch, Strabo von ihnen keine Notiz nehmen, während für 
diese nur die iroXaYÖpat von Interesse sind (cf Wilamowitz 
a. a. O. II, 2.)*) 

Aber die Amphiktionie hatte, wenn sie auch auf durchaus 
religiöser Basis aufgebaut war und überhaupt besonders den 
Kultangelegenheiten diente, auch ihre politische Seite, die an 
Bedeutung jedenfalls nicht hinter der religiösen zurückstand. 
Diese Seite vertritt die zweite Behörde, die der xüXaYopat, 
deren in Athen zu jeder TüüXaia drei durch /etpotovia gewählt 
wurden, natürlich „IJ aTtavtwv/* **) Sie hatten nur beratende 
Stimme , sind aber als alleinige Sprecher und Sachwalter in 
den Versammlungen auf die Entschlüsse der ispo(iV7jjiove? von 
grösstem Einfluss gewesen. Während letztere oft ganz unge- 
bildete Leute waren, worauf R. Scholl („Vorlesung über griech. 
Altertümer*-) aus Aesch xat. Ktrja. § 116 hinweist, war es 
bei den ÄoXaYÖpat hochwichtig, als Vertreter ihres Staates 
fähige, redebegabte, politisch verständige Männer zu finden. 
Und zu diesem Zwecke taugte die Looswahl nicht; man griff 



Gesetze aufgefasst wurden, daä zeigt schon der Umstand, dass ihre Verletzung 
flie „heiligen*' Kriege herbeiführte, zur Sühne der Missachtung göttlicher v6|j,ijj.a. 
*) Cf. Aristoph. vscp. 623. 
**) Cf. Aesch. xax. Ktyjo. § 113 — 115; Dem. Trsp. oxs'f. § 149. 

4 
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zur yeipoxona, die in diesem Falle in der Versammlung der 
Amphiktionen jedenfalls gegenüber der Looswahl ausschlag- 
gebend war. 

In dieser Weise paralysierten die Athener wohl schon 
in sehr früher Zeit die Gefahren der Looswahl, die man ge- 
wiss beibehalten wollte wegen ihres religiösen Charakters, 
während man zugleich eine weitere Behörde schuf, die das 
Bedenkliche an der ersteren aufzuheben bestimmt war, ein 
Fortschritt, der überhaupt zur gesteigerten Aufnahme der 
apxal atpstai neben den überkommenen xXyjpcoTat führte. 
Bei den übrigen priesterlichen Funktionen bestanden solche 
Bedenken nicht, und so behielt man bis in die spätesten 
Zeiten ihren aus der frühesten Vorzeit übernommenen Wahl- 
modus bei, einen Modus, der sich aber auch allmählich auf 
politischem Gebiete immer mehr bemerkbar machte. 

Bei solchen oft durchaus weltlichen Funktionen des Be- 
amtenstandes , die sich ja ebenso wie die gottesdienstlichen 
aus sehr frühen gesellschaftlichen Verhältnissen herleiten 
lassen, liegen dagegen die Dinge ganz anders. Denn diese 
zweite Hauptklasse wurde, wie schon oben erwähnt, erst auf 
einer späteren Stufe als die frühere geschaffen, erst da, als man 
anfing, die Kompetenzen des Königs wieder aufzuteilen, als 
die hinter dem König zurückstehenden Eupatriden, die viel- 
fach aus ebenso alten und angesehenen, ja oft den gleichen 
Familien stammten, wie der König selbst, seine Rechte durch 
Einsetzung von Beamten beschränkten, die aber zum Zwecke 
einer richtigen Einschränkung der Königsmacht und der sach- 
gemäss-poiitischen Vertretung des Hochadels selbst besonders 
tüchtige, vertrauenswürdige Leute sein mussten, also nicht 
durchs Loos bestimmt werden konnten. So finden wir den 
ersten Mann , der als rein weltlicher Beamter Athens be- 
zeichnet werden kann, den Ahnherrn des äp^wv 7rQXe(i.apxoc> 
durch direkte Wahl ernannt , wie wir aus Ath. Pol. 3 , 2 er- 
sehen ; und an diesen Brauch schloss sich unmittelbar an die 
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auf gleiche Weise vollzogene Erwählung der Archonten der 
Folgezeit. 

Und doch finden wir nun in späterer Zeit viele, ja die 
meisten Aemter durch Looswahl besetzt, für deren Einführung 
wir aber nicht wieder ein religiöses Moment als Veranlassung 
in Anspruch nehmen können. Es kann allerdings nicht ge* 
leugnet werden , dass eine grosse Anzahl weltlicher Beamter 
nebenher auch religiöse Funktionen hatte, von denen es aber 
höchst unwahrscheinlich ist, dass allein diese für die Wahl 
art massgebend gewesen seien. In diesem Punkte geht nun 
gewiss Fustel Me Coulanges zu weit, wenn er sagt: ,J.es 
magistrats pretres etaient choisis par le sort . . , ; les 
magistrats qui n'exergaient que des fonctions d'ordre public 
etaient elus par le peuple '' Denn wie einerseits eine grosse 
Anzahl der regelmässigen Loosbeamten gewiss durchaus 
nichts mit Kultangelegenheiten zu thun hatte*), so lassen 
sich andererseits bei nicht wenigen erwählten Posten genug 
Berührungspunkte finden, die es nach der Theorie von P^istel 
de Goulanges nötig gemacht hätten, sie durch das Loos zu 
bestimmen.**) 

Und gerade für den Posten, bei dem Fustel de Coulanges 
den religiösen Charakter als am meisten für Anwendung der 
Looswahl massgebend erklärt, im Vergleich zur römischen Kon^ 
sulernennung, für das Archontat müssen wir die Rücksicht 
auf einen solchen unbedingt bestreiten. Denn während wir 
für die religiösen Posten, insbesondere für die Priesterämter 
selbst, diese Wahlform zumeist an die Verhältnisse der ältesten 
Zeiten unmittelbar anknüpfen und aus diesen herleiten können, 
ist dies bei dem Archontat ganz unmöglich. Denn gerade in der 
Zeit, in der das Archontat sicherlich eine höchst grosse Summe 
von gottesdienstlichen Funktionen in sich vereinigte , sehen 



*) Vgl. eöiS-üvoi, TCOiXYjxat, pLSXpovo^oi, o^oKoioi ii. a. m. 
**) Vgl. hXkfivoxoL\i.irn , ol sttI to O-swptv.ov, oxpaTY|Yot, x*fjpoxs; : i\ l, 
A. II, 985; C. I. A. I, 284 ff. 

4* 
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wir, dass es eine apxtj alpstTJ ^^^ (^^* -^^^^ P^^- 3)j ^^st viel 
später wurde es zur apjcr] xX7]pa)T7] (cf. Ath. Pol. 8), so dass 
die zur Bestätigung der Theorie von Fustel de Coulanges 
unbedingt nötige Kontinuität dieser Wahlform bis in die 
frühe Vorzeit hinauf fehlt, die Theorie damit also selbst fallt. 
Denn dass man später an einen religiösen Charakter bei der 
Erwählung dieser Behörde mehr gedacht hätte, als in den 
frühesten Zeiten attischer Geschichte, das ist nicht nur unwahr- 
scheinlich, sondern aus allen Anzeichen zu widerlegen. Gegen 
das Vorhandensein eines den Griechen der historischen Zeit 
innewohnenden Bewusstseins von einem religiösen Charakter 
bei hauptsächlich oder exklusiv politischen Posten spricht vor 
allem der Umstand, dass das Loos immer mehr an Gebiet 
gewann in einer Zeit, in der Frömmigkeit und Götterglaube 
schon sehr abgenommen hatten, dagegen Aufklärung, Skepti- 
zismus und Atheismus immer mehr zunahmen. Aber auch 
ganz bestimmte Verhältnisse finden wir, die deutlich gegen die 
Auffassung von Fustel de Coulanges sprechen. Von den 
wenigen Stellen bei Plato abgesehen, begegnet uns in der 
ganzen griechischen Litteratur kein Zeugnis, welches uns die 
Richtigkeit der Anschauung von einem religiösen Charakter 
des Looses bei politischen Wahlen bestätigte. Aber auch 
Plato selbst dürfen wir nicht als unanfechtbaren Zeugen an- 
nehmen, da einmal sein Ideal-Staatsgebäude sich vielfach wesent- 
lich und grundsätzlich vom attischen unterscheidet, und dann, 
weil wir in den Theorien und Aufstellungen eines Philosophen 
wie Plato sehr wohl Gedanken erwarten dürfen und auch zu 
finden vermögen, die nur seinem Kopfe entsprungen sind, 
durchaus aber nicht etwa Gemeingut aller Zeitgenossen zu 
sein brauchen. Von Plato also abgesehen, finden wir keine 
unzweideutige Angabe über den religiösen Charakter der 
politischen Looswahl Die Tragiker sprechen nicht selten 
vom Loose, wobei wir auch gelegentlich auf den rehgiösen 
Zug desselben hingewiesen werden; doch geschieht dies stets 
nur in solchen Fällen, wo es sich um eine direkte Beziehung 
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zu irgend einem Tempeldienst handelt, wofür ja der religiöse 
Charakter des Looses sicherlich massgebend war.*) 

Auch ist es doch ganz selbstverständlich, dass man dem 
Sokrates, der das Loos als eine thörichte Einrichtung getadelt 
hatte, jedenfalls Verspottung eines religiösen Brauches vorge- 
worfen hätte , wenn man die Anwendung des Looses bei 
politischen Wahlen für einen solchen gehalten hätte, während 
man ihn nur wegen Verächtlichmachung politischer Institutionen 
anklagte. (Cf. Xen. Mem. I, 2, 9— ii). Jedenfalls hätten dann 
auch die Gegner dieses Philosophen, die doch zweifellos jede nur 
denkbare Handhabe zu seiner Verfolgung aufsuchten und be- 
nützten, gerade diesen Punkt mit in die spätere Anklage wegen 
Gottlosigkeit hereingezogen , was aber nicht geschehen ist. 
Aber noch lauter und deutlicher wird uns dieses Verhältnis 
ausgesprochen in (Dem.) 3rpoot(i. 55, wo die für die Besetzung, 
der meisten staatlichen Posten angewandte Looswahl als ein 
grosser Nachteil gegenüber der aipsoi? aptaTtv57]v bezeichnet 
wird, ohne dass, wie es hier sehr nahe lag, auch nur mit 
einem Worte auf die Möglichkeit einer göttlichen Willens 
äusserung hingewiesen würde: -^v Tic, w? sotxs, ypövo? Tcap' 
ofilv, & avSpeg 'A^TQvaiot, ote STCTjvdYxaCev 6 8^(Jloc, 8v av avO-pwicov 
rSot Gcb^pova xal X[j'fiGz6)f, Trpdttstv rd xotvd xal äp^stv . . . . , 
vov 8h ^avTdTcaatv t6v aotöv tpoTCOv . . . , ovTcep to'jc tspstc, 
ootu) xadtotate xal zoix; ap)(ovta(;. 

Bedeutung der Looswahl für die Demokratie. 

Wir haben bisher ganz allgemein die Frage untersucht, 
welches Prinzip für die Anwendung der Looswahl in der 
historischen 2^it Athens anzunehmen sei ; dabei haben wir nun 

*) Cf. Eiir. Jon. 415; Aeschyl. Eum. 33. — *\ber gegen diese Auffassung 
des Looses spricht, worauf Headlam p. 9 hinweist , Eurip. Herakleid, v. 547 : 
Makaria will sich der Demeter opfern ; Jolaos entgegnet ihr aber : 

ok 8' ob Stxatov xÄtö-avelv avso itaXoo, 
worauf Makaria jene bekannten Worte ausspricht : 

5(dptc Y^^P ®^ TCpooeaTtv. 
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gefunden, däss zwar bei den gottesdienstlichen Aemtern ein 
religiöses Moment für die Wahlart massgebend war, dass wir 
ein solches aber für die Erwählung der vielen im wesentlichen 
weltlichen Beamten der historischen Zeit nicht annehmen 
dürfen, für die vielmehr der den demokratischen Anschauungen 
zusagende Charakter des Looses massgebend gewesen sein 
muss. Dieses Verhältnis näher zu betrachten, werden wir 
uns hauptsächlich mit einer Behörde beschäftigen, die so recht 
als der Spiegel des Charakters des athenischen Staatswesens 
betrachtet werden muss, der ß o o X Yj ; diese gibt uns nämlich 
in ihren Wandlungen die Anschauungen der Athener über 
ihren Staat in einer Reinheit wieder, wie wir sie sonst bei 
keiner Behörde zu finden vermögen. 

In der grossen Zeit der attischen Geschichte begegnen 
uns drei Ratskollegien, das des D r a k o n mit 401, das des 
Solon mit 400 und das des Kleisthenes mit 500 
ßooXeotai, alle drei durch Looswahl bestimmt. 

Vor Drakon gab es im attischen Staatswesen auch schon 
einen Rat, einen Rat aber, der wesentlich verschieden war 
von dem der demokratischen Zeit : dies war der A r e o p a g, 
das einzige lebenslängliche Amtskollegium im attischen Staate, 
wie Ath. Pol. 3, 6 betont. Dieser wurde seit Eintritt in die 
historische Zeit gebildet aus den Archonten, deren Wahl 
selbst aptoTivÖYjv xotl ttXodtivSyjv stattfand; so war eben dieser 
Rat ein exklusiver Adelsrat, eine hocharistokratische Behörde. 
Seine Macht hat nun bereits Drakon untergraben, indem er 
neben ihn einen zweiten Rat setzte, seine ßooXy] der 401, die 
speziell dem Interesse des Volkes dienen sollte. Wollte nun 
Drakon einen neuen, vom alten wesentlich verschiedenen und 
diesem entgegengesetzten Rat schaffen, so musste er diesen 
auch auf neue Prinzipien stützen. Der frühere war 
gegründet auf Reichtum , Geburtsadel und die damals noch 
exklusiv den Eupatriden gehörige Bildung; ein Rat, der sich 
wieder auf eines dieser Elemente gründete, wurde notwendiger 
Weise ein Seitenstück zum ersteren, er war sofort wieder eine 
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oligarchisch-aristokratische Körperschaft, zumal damals die 
Eupatriden noch die Hauptmacht und den Hauptbesitz im 
Lande inne hatten. Der Gesetzgeber musste daher von allen 
der Demokratie fernstehenden Einteilungsmomenten absehen 
und einen auf dem Grundsatz der absoluten Gleichheit aller 
freien Bürger aufgebauten Rat schaffen. Und dies that er, 
indem er aus der ganzen noXizeia seinen Rat nahm, der damit 
zugleich eine echt demokratische Institution wurde. Denn er 
wandte zur Erwählung dieser Behörde die von Aristoteles so oft 
geforderte Wahl l£ aTrdvrwv an, d. i. aus der ganzen politisch 
berechtigten Bürgerschaft, eine Wahl, die neben dem ganz natür- 
lichen Charakter eifler Bestwahl, wie wir etwa die von Ari- 
stoteles als aptaTOxpartxöv bezeichnete atpsotc aptativSyjv über- 
setzen mögen, — denn die Gesamtheit bietet mehr Gelegenheit, 
Taugliche zu finden, als ein engerer Kreis — eben doch eine 
wesentlich volkstümliche ist. So erscheint uns denn die 
drakontische ßooXiJ nur als ein Ausschuss der IxxXTQOia aller 
l;rtTi(JLOt, abhängig von der letzteren, keine selbständige Behörde, 
zumal Drakon noch die wichtige Bestimmung hinzufügte: xal 
SU tov aoTÖv |iY) (5tp)(eLV itpb toö Tcdvtac sSeXd-siv, töte 8s icdXtv ki 
oi:ap5(^(; xXrjpoöv; auf diese Weise sollte sich also ständig von 
Jahr zu Jahr der Ausschuss erneuern, immer wieder aus der 
Gesamtheit der berechtigten Bevölkerung, weshalb also bei 
der überdies geringen Bevölkerungszahl jedes Mitglied der 
Ttokixeia gewiss auch einmal Mitglied der ßoüX>] werden musste, 
— eine Garantie für den Bestand der demokratischen Verfassung. 
Denn so nahmen alle kniii^oi am Staatswesen teil, in der 
ixxXTjoia gemeinsam, in der ßooAT] in streng geregelter Reihen- 
folge, sie waren also alle gemeinsam bei demselben interessiert. 
Dieses Verhältnis wurde in der Folgezeit in einer Beziehung 
verändert. Solon gab auch den d"fizs<: ein Bürgerrecht, das 
sie zuvor nicht besessen hatten, gab ihnen damit den Zutritt 
zur IxxXr/ota und den SixaatTijpta. (Cf. Ath. Pol. 7, 3 : toic Sk 
tö *YjTtx6v tsXoöotv IxxXTjatac xal StxaatrjpicDV (JLStdSwxs (Jidvoy.) 
Ein Amt aber konnten sie noch nicht bekleiden, also auch 
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nicht das eines ßoDX6t>T>]<;, wie Ath. Pol. 7, 4 angibt: (tooc 
^-^ra^) oi)8e(itd(; (Jist^j^ovrac apjc^c;. Solon erweiterte also im 
Verhältnis zu Drakons Verfassung das Bürgerrecht, indem er 
auch die 4. Klasse dazu berechtigte; zugleich aber nahm er 
einem Teile der jetzigen TroXiteuovTsc etwas von den allen 
icoXtteoovts? durch Drakon zuerkannten Rechten, indem er dem 
4. Tt(JL7)(JLa das Recht der oLpyii nahm bezw. gar nicht verlieh, 
erhielt somit das politische Leben aller Klassen im Gleichge- 
wicht. Diesen Gedanken spricht auch Solon selbst aus in den 
Worten, die uns u. a. Ath. Pol. 1 2, i überliefert sind : 
ÖTJpKp (JL^v Yap IScoxa töaov ^epag, Zogov l^rapxet, 

Und wir müssen dies als berechtigt anerkennen. Es wäre 
gewiss nicht im Interesse der guten solonischen Demokratie 
gewesen, die ja sicherlich genügend volkstümlich durch Ver- 
tretung aus den drei oberen Ständen repräseritiert wurde, 
wenn Solon nun den Theten, denen er zum erstenmale die 
Teilnahme an der IxxXrjota und damit an den politischen Ge- 
schäften des Staatswesens gestattete, auch zugleich die ständige 
Staatsverwaltung im Rate und den einzelnen Aemtern in die 
Hand gegeben hätte, wozu es ihnen namentlich an politischer 
Reife und auch an dem richtigen nationalen Interesse noch 
zu sehr fehlte. 

Dasselbe Verhältnis der Berechtigung blieb erhalten in 
der kleisthenischen Zeit und wohl bis in die Mitte des 5. Jahr- 
hunderts, wo, wie nachher ausgeführt werden soll, das passive 
Wahlrecht auch auf die Theten ausgedehnt wurde. 

Bei dieser Behörde der ßooXif] ist neben der eigentümlichen 
Art der Erwählung — diese geschah mit kleinen Unterbrech- 
ungen grundsätzlich durch das Loos — namentlich eines aut- 
fällig: dies ist die im Verhältnis zur Bevölkerungsziffer sehr 
bedeutende Anzahl ihrer Mitglieder, in der wir aber 
auch ein wesentlich demokratisches Element zu erkennen 
haben. 
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Wie wir schon an mehreren Stellen zu erwähnen Gelegen- 
heit hatten , waren die Griechen gewohnt und werden auch 
wir gezwungen, ein Staatswesen in dem Masse als volks- 
tümlich zu betrachten, in dem die imxi\Loi sich an den 
politischen Geschäften beteiligten. So stünde es also schon 
mit diesem alten Grundsatze im Einklang, wenn wir in einer 
grossen Körperschaft einen volksfreundlicheren Charakter ver- 
muten, als in einer kleineren. Auch ist ja im Prinzip kein 
anderer Unterschied zwischen dieser demokratischen ßooXif] und 
den von Aristoteles Pol. 1323*6 für die Oligarchie in Anspruch 
genommenen 7cpößooi\ot, als dass diese eine ganz kleine Körper- 
schaft sind, jene aber ein mächtiger Körper, wozu noch der 
Umstand tritt, dass die Tcpo'ßooXot wieder aus einem selbst 
begrenzten Körper entnommen zu werden pflegen.*) Trotz 
dieser der Demokratie schon an und für sich äusserst günstigen 
Prinzipien der Zusammensetzung des Rates sahen die Gesetz- 
geber doch noch ihrer Volksherrschaft eine Gefahr erstehen 
in der Abhängigkeit des Menschen von traditionellen Ge- 
bräuchen sowohl, wie in der immerhin noch leicht möglichen 
Beeinflussung durch Andere; um auch diese letzte Gefahr zu 
überwinden, schuf man die L 00s wähl, die, wie diese ganze 
Ausführung zeigen soll, nicht als unbedingt nötig für die 
(spätere) Demokratie erscheint, sondern nur als eine weitere 
Stütze derselben aufgefasst werden darf. Denn andere Be- 
stimmungen wirkten bereits in solch volksfreundlichem Sinne. 
Erinnern wir uns nur an die mit dieser Wahlreform zugleich 
eingeführten und als gleich wichtig aufgefassten Massregeln, 
wie an das demokratische Gesetz Drakons Ath. Pol. 4, 3 : 
xai Sic; töv aotöv (jlyj äp/stv, itpb toö Tcdvtag l^eXö-eiv ; bedenken 
wir den volkstümlichen Charakter der grossen Zahl der all- 
jährlich allein für den Rat zu Wählenden, bedenken wir dann 
endlich auch die Ausdehnung des Wahlrechts, diese höchst 
wichtige Reform ! Und doch war hier dieses Wahlsystem 



*) S. u. das über die npoßouXoc von a. 413 Gesagte. 
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nicht überflüssig, es hatte eine grosse Wichtigkeit neben den 
übrigen demokratischen Massnahmen, und dies namentlich in 
unruhigen Zeiten. Fassen wir die Umstände ins Auge, unter 
denen der erste demokratische Rat geschaffen wurde, der 
bestimmt war, dem Volke ein Gegengewicht gegen den Adel 
in die Hand zu geben. Dieses war, wie uns alle Ueber- 
lieferungen, am deutlichsten aber die ersten Kapitel der Ath. 
Pol. beweisen, bis auf Solon ganz in der Gewalt des Adels, 
der alleiniger Grund — und damals woh) auch noch wichtigster 
Kapitalbesitzer im Lande war. Wurde nun die direkte Wahl 
— atpeoic — für den Rat als System bestimmt, so war es 
wahrscheinlich, dass auch hier wieder der Adel seinen Einfluss 
zu wahren gewusst hätte ; die finanziell vom Adel abhängigen 
KJeiobürger und -bauern wären doch wieder genötigt gewesen, 
jenen ihre Stimmen zu geben, um es nut amen okht zu 
verderben. Der Adel hätte selbst vielleicht seine Geldmittel 
benützt, sich Stimmen zu verschaffen, hätte durch Androhung 
von Schuldhaft und Pachtlösung sich die Stimmen gesichert: 
der neue Rat hätte sich vom alten nur durch Befristung unter- 
schieden, er wäre alljährlich wieder ebenso der gleiche Aristo- 
kratenrat geworden, wie es der Areopagitenrat seit alten 
Zeiten gewesen. Ein solcher Rat hätte sich in seinem Interesse 
wieder Rechte über Rechte angemasst, hätte somit gegenüber 
der ixxXirjata grosse Bedeutung gewonnen ; er hätte sich auch 
um so mehr wieder in diesen Rechten festgesetzt, als die 
Menge ohne politische Bildung und diese somit wieder exklu- 
sives Eigentum des Adels geblieben wäre, so dass eine freie 
Entwicklung auf lange Zeit hinaus unmöglich war. Hier war 
zweifellos das Loos eine hochwichtige Massregel; dieses half 
erst, den Rat als eine wirklich demokratische Institu- 
tion einzuführen.*) 

*) Denn es scheint gewiss, dass die durch Drakons Gesetz geforderte 
strenge Rotation, die an sich vielleicht auch genügt haben wtirde, den 
Rat vom Adel unabhängig zu machen, nicht als selbständiges Glied in 
der Verfassung stehen konnte, sondern eng verbunden gewesen sein mnsste 
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Doch war die Beibehaltung dieser Wahlart auch für die 
Zukunft von grosser Bedeutung; denn wenn es auch da 
eine übermächtige aristokratische Partei nicht mehr gab, 
leiteilde Männer waren stets vorhanden, vor deren Beein- 
flussung CS galt, die Beamtenwahlen zu behüten. Solcher 
leitender Männer gab es nun in den späteren Zeiten Athens 
auch noch genug, ebenso wie früher, nur war ihr Charakter 
mit der Zeit ein anderer geworden; die Adelspartei hatte 
noch mächtige Sprossen in das politische Leben hinausge- 
sandt, die aber nicht selten gegen ihr eigenes Ha«s aufzutreten 
gezwungen waren : Solon, Kleisthenes, Isagoras, Themistokfes^ 
Aristeides, Xanthippos, Miltiades, Kimon, Perikles, Thukydides 
erscheinen uns nach- und teilweise nebeneinander als erste 
Grössen im politischen Wandel Athens, sie erscheinen uns 
aber zugleich damit als Leiter der Politik, die bald eine 
demokratische, bald eine aristokratische Bahn einschlägt. Und 
nach der Zeit dieser grossen Männer tritt auf den Schauplatz 
der Politik neben einigen auch noch recht bedeutenden Männern, 
wie Nikias, Theramenes, Timotheos, Lykurgos u. a., eine 
Klasse von Männern an die Spitze des Staatswesens, die uns 
nicht nur den Geschlechts-, sondern auch den Geistesadel 
der früheren Führer vermissen lassen. (Cf. Ath. PoL 28.) 
Es sind dies die vielfach auf den untersten Stufen des Volkes 
stehenden Demagogen, Leute, die sich, wie es einst mit 
Recht und im guten Sinne Drakon , Solon , Kleisthenes oder ^ 

Aristeides verdient hatten , Tcpootatai too Syjiioo zu nennen 
liebten, Leute wie Kleon, Hyperbolos, Kleophon, Kallikrates, 
Androkles, Agyrrhios u. a. 

All diese Männer, die edlen wie unedlen, konnten dem 
Bestände der Demokratie gefährlich werden, Männer, die in 
der IxxXirjota und im öffentlichen Leben eine Zeitlang allein 



mit der Looswahl; denn nur mit dieser finden wir jene Forderung auch 
in späterer Zeit vereinigt, wie es auch ganz natürlich ist. Bei einer 'i?pE^:t 
lässt sich diese Beschränkung kaum durchführen; denn sonst ist entweder 
diese oder jene überflüssig und lästig. 
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das grosse Wort führten ; wenn diese nun auch in der täglich 
vereinigten ßooXii] sassen, so waren sie sofort Leiter dieser 
ganzen Behörde, was ihnen bei dieser immer noch viel 
leichter gelingen musste, als bei dem grossen Zentralkörper 
der ^xxXYjaia. Bestanden nun direkte Wahlen zur ßooXTj , so 
war es natürlich, dass sich für einen solchen allgemein 
anerkannten Volksmann stets leicht so viele Stimmen fanden, 
die ihm einen Sitz in der ßooXv] verschafften, wodurch aber 
diese ganz und gar ein Parteikörper geworden wäre. Nun 
hören wir aber nie von solchen leitenden Männern als Mit- 
gliedern der ßooXTJ, wir hören aber auch von keinen Wahl- 
kämpfen um einen solchen Sitz, der wohl zumeist deshalb 
G^enstand eines Wunsches sein mochte, weil er bei den 
später täglichen Sitzungen des Rates einen ziemlich grossen 
Gewinn einbrachte. Hier war also gewiss das Loos eine 
segensreiche Einrichtung, es beseitigte den Einfluss leitender 
Männer auf diese Behörde, hinderte somit das Parteiwesen; 
damit war es zugleich aber auch demokratisch: denn sass 
ein leitender Mann in der ßooXiij, dann war auch die Gestalt 
derselben verändert, sie konnte nicht mehr Mitarbeiterin der 
ixxXTjota bleiben, sie ging die Wege des Führers. Und damit 
war sie sogar in Gegensatz zur exxXTjota gekommen. Be- 
denken wir nun, dass alljährlich diese Wahlen stattfanden; 
welche Zerrüttung, welche Parteikämpfe hätten diese ins öflfent- 
liche Leben hereingebracht, wenn — bei direkter Wahl — 
die Parteihäupter um Sitze in der ßooXTJ agitieren konnten! 

Dagegen eben wirkte das Loos , das somit auch ein 
wesentliches Mittel gegen Schädigung der Demokratie und 
damit überhaupt in weiterem Sinne gegen atdcotc war.*) 

Doch ausser dieser Tendenz auf das iotaotaaTOv unter- 
stützte das Loos auch sehr einfach die bereits von Drakon 
in demokratischem Interesse geforderte ungestörte Rotation. 
Denn diese wurde bezweckt durch das bekannte Gesetz xal 



*) Zu diesem Zwecke war es ja auch in Heraia eingeführt worden, wie 
Aristoteles Pol. 1303a 15 berichtet. 
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Sic töv aoTÖv [lY] äp/stv xtX. und wird auch bestätigt durch 
die Inschriften; es sollten sich eben alle iTciTtjJLOt — wenigstens 
theoretisch — am Rate beteiligen, und davon war man selbst 
bei der von Wilamowitz (a. a. O. c. 9) so hoch angesetzten 
Bevölkerungsziffer nicht sehr weit entfernt. Darin lag denn 
auch ein wichtiges erzieherisches und beruhigendes Moment. 
Die ßooXif] war eben deshalb kein exklusiver Körper mehr, 
weil jedes ihrer Mitglieder im nächsten Jahre wieder aus ihr 
verschwinden uud einem anderen Platz machen musste ; ein 
Rat der Nobili, wie in Venedig oder überhaupt in den miitel- 
alterlichen Aristokratien, war somit gar nicht möglich, zumal 
jeder augenblicklich nicht zum Rate Zählende stets wusste, 
dass ihm das Gesetz das gleiche Recht dazu gebe , und dass 
auch er in der Regel dazu kommen müsse. Mit diesem 
Prinzip der geregelten Rotation Hess sich dann das Loos recht 
wohl vereinigen, da dasselbe wegen seiner Unabhängigkeit von 
äusseren Einflüssen in gewisser Beziehung die Rotation zu 
garantieren imstande war. 

Doch fand sich in der Blütezeit der athenischen Demo- 
kratie noch ein besseres Mittel, die Rotation in der Teilnahme 
an der ßooXiij zu sichern. Denn es hat sich aus Ath. Pol. 
62, I herausgestellt, dass die ßooXeoTat, von denen es immer 
nur im terminus technicus hiess, dass sie xata tpoXac erloost 
wurden, eigentlich aus den Demen genommen wurden, indem 
die 50 seit Kleisthenes einer jeden Phyle zukommenden 
ßGoXsutat', wie schon längst Köhler vermutet hatte, auf die 
einzelnen Demen nach dem Massstabe ihrer Grösse verteilt 
wurden. Welchen Zweck konnte nun diese Massregel haben, 
die dem Staatswesen dem Anscheine nach nur doppelte Ar- 
beit machen musste } Für die Loosämter hatte Solon die 
sehr vernünftige Einrichtung getroffen (cf. Ath. Pol. 8, i), dass 
vor der Loosung eine Tcpoxpiatc der zur Wahl zur Verfügung 
Stehenden stattfinden musste. Diese im 4. Jahrhundert, wie 
Ath. Pol. 8 , I bemerkt, und wohl schon am Ende des 
5. Jahrhunderts in einen Loosakt umgewandelte ;rp6xptai? 
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(= afpsatc) geschah nach Solons Bestimmung phylenweise, 
seit Kleisthenes — wenigstens für die ßouXTfj — demenweise. 
Welchen Zweck hatte es nun, dass Kleisthenes den Demen 
die TTpöxpiotg gab , während doch erst die Phylen definitiv 
loosten? Dieser Zweck liegt, einmal ganz abgesehen von dem 
wichtigen Grunde, dass Kleisthenes seiner Neuschöpfung auch 
eine Thätigkeit und Bedeutung geben wollte, und ferner ab- 
gesehen von einem später noch zu berührenden Umstände, 
klar auf der Hand , wenn wir uns an die Thatsache erinnern, 
dass für die ßooXYj genaue Regelung in der Amtsbekleidung 
gefordert wurde. Fragen wir uns nun, wo sich diese Ordnung 
besser einhalten und beaufsichtigen liess, in den Phylen oder 
in den Demen , so ist die x^ntwort ganz natürlich : in den 
Demen. Hier ist ein kleiner Kreis von Wahlberechtigten, sie 
sind alle durch täglichen , nachbarlichen Verkehr und durch 
das Zusammensein auf der aYopa des S-^jjloc mit einander 
bekannt und ausserdem aufgezeichnet in dem vom 8'fi^aLpyo(; 
geführten X7]Stap)(txöv Yp^iifiarsiov , wo ständig alle die einge- 
tragen wurden, die in das volle Bürgerrecht einrückten. Wie 
hier nun vorgegangen wurde, das ist uns nicht überliefert, aber 
es lässt sich doch einiges hierüber vermuten. Wie schon 
öfter betont, war die Zahl der jährlich zur Wahl für die ßouXT] 
zur Verfügung stehenden Bürger eine beschränkte; denn alle, 
die schon einmal ßooXeoTai' gewesen, merkte sich gewiss jedes 
mal der Demarch in seinem XTjStapx^^ö'v genau an, schloss sie 
also damit zunächst von der Teilnahme an der Wahl aus. 
Was ist nun natürlicher, als dass der Demarch in der Reihen- 
folge, in der die 87)(iÖTai in seinem X7]Siapxt%6v verzeichnet 
waren, diese zu der Amtsübernahme aufrief, also nach dem 
Alter. Das wäre ja allerdings keine Tcpoxpiotc gewesen; ein 
solches Verfahren wäre uns auch gewiss überliefert worden, 
wenn nicht das wichtigere erst noch dazu gekommen wäre: 
eine Entscheidung der 87)(i.ÖTat über die zu Delegierenden 
muss wirklich stattgefunden haben, das beweist uns der terminus 
X p ö % p i o t (; , der nicht nur den Gedanken einer zeitlichen 
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Vorwahl oder Vorbezeichnung, sondern auch den der Aner- 
kennung eines Vorzugs vor anderen ausspricht, wie später 
nachgewiesen werden soll. Darum dürfen wir uns wohl den 
Vorgang, entsprechend der später eingeführten Massreg^el 
(xXnjpcöot^; k% %?3a[JL£OT(ov) folgendermassen denken : der ST^P-ap/oc 
bezeichnete eine Anzahl SY][i.ÖTai, welche in seiner Liste auf die 
im letzten Jahre ßooXsotai gewesenen 8Y)(iÖTa'. folgten , mehr 
aber, als der Sfi\iOQ zu stellen hat, vielleicht nicht mehr aly 
doppelt, vielleicht, — wenn überhaupt so viele da waren — 
dreimal so viele. Die doppelte Anzahl musste jedenfalls immer 
gleich bezeichnet werden für die iTriXa^vj^tc, für den Fall, dass 
ein vom Loos Bezeichneter bei der 8oxt[Aaota fiel oder im 
Laufe des Jahres sein Amt nicht weiter bekleiden konnte, so 
dass wahrscheinlich nur so viele zur Wahl standen, als man 
für Xd/Tjotc und i^iXa/Yjatc brauchte , indem somit die Wahl 
(bezw. das Loos) unter den zur Verfügung Stehenden nur noch 
zu entscheiden hatte, welcher von den Kandidaten amtit^ren 
und welcher sein Stellvertreter sein sollte, — so wenigstens 
in den kleineren Deinen. Dass mehr vorgeschlagen wurden, 
als nötig waren, geht auch schon daraus hervor, dass in lieni 
späteren Wahlverfahren auch im i. Wahlakte geloost wurde, 
also auch mehr aufgestellt gewesen .sein müssen, als man 7,um 
Amte brauchte. Abgesehen von der so gewährleisteten 
Ordnung verhinderte der 2. Akt der Wahl , die Loosung mit 
der absoluten Unbestimmbarkeit ihres Erfolges, gewiss auch 
auf den i. zurückwirkend, dass die Ratsherrnwahl eine partew 
politische werden konnte. Es mögen freilich auch bei der jBo'jat) 
— bei den anderen Aemtern ist dies gewiss — Bewerbuii^tEi 
vorgekommen sein, worauf, wenn auch nicht zwingend, Lys 3 1 , 
33 : zpo^6|i.(dc xXTjpwaöiisvoc "^XO-e schliessen Hesse. Wahrscliein- 
lieber ist es, dass ein Jeder ruhig abwartete, bis er an der 
Reihe war, d. h. bis ihn der Sijixap/o«: auf die Liste der zu 
Wählenden setzte*); so mag auch Sokrates zu einem Sitze 

*) Gegen diese Anschauung schiene allerdings die Angabe zu sprechen ^ 
die Harpokration s. v. jit'.Xay^tuv gibt: £0'.y.£ tö y^Y^^M--^^'*' 'CO-oüxov E'vcti 
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in der ßooXi] gekommen sein, er, der sich gewiss so weit vom 
politischen Leben und Treiben entfernt hielt, als es irgend 
möglich war , da er es sogar seinen Schülern einzupflanzen 
für gut fand, dass dies Verhalten das beste und richtigste sei. 
So erscheint es als das Wahrscheinlichste, dass die nach 
der Reihenfolge im Xirj^tap^^^^v 7pa{t|j.aTetov durch den Sii^oLpyoQ 
vollzogene Nominierung den i. Akt der Ratsherrnwahl bildete, 
wodurch auch das Prinzip der Rotation viel besser gewahrt 
werden konnte, als bei einer Bewerbung jedes Einzelnen. Und 
wie viel gerade bei der ßooXT] auf dieses Prinzip der Rotation 
gehalten wurde, sehen wir an den inneren Gliederungen dieser 
Behörde, die nächst der IxxXrjota als die an Kompetenzen 
umfangreichste, aber auch durch alle möglichen Bestimmungen 
wieder weitaus beschränkteste erscheint. 

V 

Denn diese Rotation setzt sich nach innen fort, zunächst 
in den lO regelmässig wechselnden Prytanien — auch deren 
Reihenfolge wurde durch das Loos festgesetzt — , die in bestimm- 
ter Regelung eine Zeitlang als engerer Ausschuss des Rates er- 
scheinen, den wir vorhin selbst als den Ausschuss der IxxXtjota 
bezeichnet haben: also der gesamte Rat wird beschränkt, 
indem man allmonatlich 50 andere Männer an seine Spitze 
stellt, die selbst durch die kurze Befristung ihres Auftrages 
eine Beschränkung ihrer Thätigkeit erhalten. Auf diesem 
Gebiete erkennen wir nun mehr als auf jedem anderen das 
Wirken und Fortschreiten der Demokratie, die jede ausserhalb 
des Ganzen stehende Macht argwöhnisch betrachtet. Die 
Prytanie, die früher in althergebrachter Rangordnung, später 



sxX-ripoövxo ol ßoüXeoetv -yj, ap)^stv e(ptS|j.evo'. , sxdaxü) xuiv Xa)(6vTü>v stepo; 
STTsXdtYXavcv, tv' 'eav 7:pAxo<; Xa^^mv aito?oxtu.ao^*J yj xtXtox'f\Q'fj, avt' exst- 
voü Y^VYjTa: ßouXeoxY]!: 6 eiriXa^^üiv aüxoö. — Aber einmal ist seine Angabe 
mit einem die blosse Vermutung verratenden eoixs eingeleitet, und dann spricht 
Harpokration nur von einem einzigen Wahlakt, indem er dabei auch noch die 
ßooXYj mit anderen Aemtern vermengt , so dass wir daraus den Schluss ziehen 
können, dass der Autor sich hier nicht auf sicherem Boden bewegt, und dass 
die Bewerbung, die er hier für die ßouXYj in Anspruch nimmt, wesentlich eine 
Vermutung nach dem Verfahren bei den anderen Aemtern ist. 
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in der durch das Loos bestimmten Folge 35 oder 36 Tage lang 
an der Spitze des Rates und damit an der Spitze der per- 
manenten Staatsverwaltung stand, erlooste im 5. Jahrhundert 
für die Zeit eines Tages und der nächsten Nacht einen 
ijctOTdtTjc aus ihrer Mitte, der nur einmal im Jahre dieses 
Amt bekleiden durfte und gehalten war, sich mit einer von 
ihm beliebig gewählten Trittys seiner Prytanen ständig in der 
Tholos aufzuhalten. Man hatte somit einem Manne aus den 
Reihen der überdies schon höher gestellten Prytanen für einen 
Tag noch eine besondere, allerdings mehr imaginäre, als fak- 
tische Bedeutung gegeben; aber gerade eine solche imagi- 
näre, garantierte Bedeutung einer einzelnen Person, welche 
die Augen vieler auf sich lenken konnte, war die Furcht der 
Demokratie, die eine solche Macht möglichst einzuschränken 
suchte. (Cf. Ath. Pol. 44.) Darum nahm man im 4. Jahr- 
hundert der Prytanie zunächst den Vorsitz im Rate, indem 
man diesen täglich wechselnd an 9 irpdsSpot gab, die aus den 
9 nicht die Prytanie führenden Phylen erloost wurden und 
nur einmal in jeder Prytanie dieses Amt bekleiden durften. 
Somit waren die Prytanen beschränkt, zugleich aber war den 
lüpdeSpoi durch die Prytanie eine Schranke gezogen. Aus 
diesen 9 7rpös5pöt wurde dann wieder ihr iTciotdTTjg erloost, 
der nur einmal im Jahre dieses Amt bekleiden durfte, so dass 
also V* aller ßooXsotai einmal den Vorsitz führen mussten. 
Aber neben diesem STctotatTjc; der ^ipösSpoi bestand nun ein 
lÄiOTotTTjc der TcpotdvsK;, der das Recht besass, die ^pöeSpot 
und deren ItciotAtt]? zu erloosen; so wurden nicht nur die 
Prytanen beschränkt, sondern auch die Vorsitzenden, indem 
neben dem einen immer noch ein zweiter stand. Und diese 
ganze stete Beschränkungsarbeit wurde unterstützt durch das 
Loos, das durch Einhaltung unbeeinflussbarer Rotation die 
Selbständigkeit der ixxXTjaia garantierte. Freilich ist diese 
stets gesteigerte Beschränkung des ständigen Verwaltungs- 
körpers das Werk der vollendeten Demokratie vom Ende des 
5. bis gegen das Ende des 4. Jahrhunderts; dann lässt die 

5 



1^. 
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Energie der Demokratie nach, dies zeigt sich auch darin, dass 
nach und nach die Kompetenzen, welche die Demokratie mit 
so vieler Sorgfalt in verschiedene Hände verteilt hatte, wieder 
mehr vereinigt wurden, indem z. ß. der iTctotAtT)? tcbv 7cpo^5pft)v 
nun die Bedeutung erlangte, die einst der iziozdxri^ twv Trpo- 
tdvecov besessen. Doch bleibt es stets merkwürdig, dass durch 
die ganze ßooXiQ bis in ihre innersten Gliederungen sich das 
Loos fortsetzte, das in Verbindung mit den kurzen Befristungen*) 
und nur einmaliger Amtsbekleidung in demokratischem Interesse 
wirkte und eine ungestörte Rotation garantierte. So ist über- 
haupt die ßooXY] reich an Beweisen für das Wirken und Fort- 
schreiten der Demokratie; betrachten wir zunächst deren 
wichtigste Beamte, die ^paiiiiatslc, so werden wir in An- 
sehung ihrer Erwählung sehr deutlich das Prinzip der attischen 
Volksherrschaft wieder erkennen. 

Aristoteles berichtet uns Ath. Pol. 54 über die beim 
Rate beschäftigten Schreiber, deren er uns drei nennt: 

1. ifpajJLjJLa'ceöc xata Tcpotavstav. 

2. YpaixjJLatsüx; ItcI toüc vöjiooc. 

3. Ypa(t(i.aTsi>c . . . avaYVwoöjievoc- 

Was den zuletzt genannten betrifft, so ist dies der einzige, 
dessen Ernennung noch im 4. Jahrhundert das Volk durch 
'/etpotovta aussprach, indem es sich damit einen Mann erwählte, 
der der ixxXYjata und dem Rate Schriftstücke vorzulesen hatte. 
Die hiefür angewandte und, soweit wir sehen, stets beibe- 
haltene Wahlart der aipeatc mag, wie mehrfach angenommen 
wird, ein Zeichen dafür sein, dass die Kunst des deutlichen 
Vorlesens für schwieriger und weniger verbreitet galt, als die 
des Schreibens, für deren Vertreter, einen gleich zu erwähnen, 
den Fall ausgenommen, das Loos Wahlmodus blieb. Doch 
mögen bei seiner Erwählung besonders andere Rücksichten 
mitgespielt haben. Ein solcher Mann, der allein das ganze 
Jahr hindurch alle Schriftstücke dem Volke und dem Rate 

*) Cf. Pol. 1308a 19, 1317*' 24: oXt^oXP®^^®^ '^^ otaxaoiacxov und Stjjjlo- 
xtxov. 
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vorzulesen hatte, konnte sehr wohl durch die Art seines 
Lesens, wie auch etwa durch das Uebergehen gewisser Stellen 
seine Zuhörer täuschen, wenn er cum ira oder cum studio 
seine Pflicht erfüllte. Dazu müssen wir bedenken, dass er 
Zutritt zu allen Akten hatte, dass er mit diesen sehr vertraut 
sein musste, wozu man eines unbedingt zuverlässigen Mannes 
bedurfte ; dies war um so notwendiger, als derselbe ein ganzes 
Jahr hindurch die Akten in der Hand hatte, also jedenfalls 
besser damit umzugehen wusste, als ein nur für Monatsfrist 
gewählter Schreiber. Daher hatte das Volk, zu dessen Be- 
lehrung und Aufklärung er ja wesentlich bestimmt war, ein 
besonderes Interesse, einen solchen Mann nicht aus dem doch 
noch engen Kreise der ßooXiiJ, sondern aus seinen Reihen zu 
entnehmen; und dafür sorgte aufs Beste die aipeatc, die wir 
schon oben — sofern nämlich alle iziri^oi wahlberechtigt 
waren — als eine volkstümliche Wahlart kennen gelernt 
haben, die aber zugleich dem Zwecke der Tauglichkeit am 
besten gerecht wurde. 

Als wichtigsten der ^poL^oLtEl<; bezeichnet Aristoteles den 
erloosten Ypa|i.(JLatst)c 6 xata Tcpotavetav, von dem er sagt, dass 
er früher erwählt worden sei. Diesen können wir inschriftlich 
seit dem Jahre 357 oder 352 nachweisen (C I. A. II, 61), 
wo er zusammen mit dem ^pa^^cuxBix; vfi<; ßGoX*^? erscheint, 
der zweifellos identisch ist mit dem aristotelischen Ypa(JL(tate6(; 
knl Tooc vö(i*oi)<;. — Das Amt des ersteren muss erst in den 
Jahren 357 — 352 geschaffen worden sein, da gegen ein früheres 
Vorhandensein sowohl die Inschriften wie allgemeine Erwäg- 
ungen sprechen. Zu Aristoteles' Zeit wurde dieses Amt durch 
das Loos besetzt, aber er sagt, die Wahl sei früher durch 
Xetpotovta geschehen, was also um die Jahre von 357 etwa 
an der Fall gewesen sein müsste. Dagegen sprechen aber 
verschiedene Punkte. Aristoteles bemerkt, man habe damals 
die iy8oi6zaxoi xal iciozdTaxoi dazu erwählt*); also in jener 



•) Vgl. Wilamowitz a. a. O. I, 7 Anm. 86. 
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Zeit der vollendeten Demokratie eine Wahl mit dem ausge- 
sprochenen Prinzip der apsTY] ? Und dies für ein niederes Amt, 
dessen Träger noch dazu mit der Prytanie wechselte, und das 
damals gar nicht mehr das einzige mit dieser Aufgabe war? 
Danach erscheint es unmöglich, dass das Amt des um 357 
eingesetzten und von Aristoteles erwähnten ^pa^p^ateoc xata 
^potavstav jemals durch /sipoTovia besetzt wurde ; die Richtig- 
keit der aristotelischen Angabe lässt sich aber unschwer nach- 
weisen. Bis zur Einsetzung dieser Behörde, des Ypa[JL[JLats6<; 
xata irpotavstav , bestand aus dem 5. Jahrhundert noch eine 
andere, die wir bei Aristoteles sonst nicht erwähnt finden, 
die wir aber auch als xaxa ^potaveiav bezeichnen können, 
wenn auch in einem wesentlich anderen Sinne. Es wurde 
nämlich damals der Ypa(t(taTSü<; bis zum i. Drittel des 4. Jahr- 
hunderts jeweils aus den nicht zur Prytanie gehörigen Rats- 
herrn entnommen, er wechselte danach, wenn auch nicht 
sicher nachzuweisen, so doch wahrscheinlich auch mit jeder 
Prytanie, konnte dann sehr wohl als xata Tcpotavsiav bezeichnet 
werden, während allerdings der Ypoi{i.|iac66<; des 4. Jahrhunderts, 
den Aristoteles als xaxa irpotavsiav bezeichnet, selbst zu den 
Prytanen gehörte.*) Ersterer war im 5. Jahrhundert der 
einzige Ratschreiber, in dessen Erbschaft sich im 4. Jahr- 
hundert ein Prytanen- und ein Ratschreiber teilten. — Wie 
wir oben gesehen haben , hatte im 5. Jahrhundert noch die 
Prytanie das Recht, den ijrtaTdnf)^ zu stellen, war also damit 
einen Monat lang immer an der Spitze der gesamten Ver- 
waltung; dagegen zeigte sich die Reaktion vonseiten des Rates 
in der Aufstellung des Ratschreibers, der gerade nicht aus der 
Prytanie entnommen werden durfte. Dieser hatte als damals 
einziger Schreibebeamter die Autorität des Rates zu vertreten 
und war zu strenger Gewissenhaftigkeit verpflichtet.**) Wir 



*) Wilam. a. a. O. gibt bei dem aristotelischen YpajAji. b xata irpüt. 2 sehr 
bedeutende Namen an, die sich auf einer Urkunde vom Jalire 403 finden; damit 
scheint unsere Ansicht eine neue Stütze zu erhalten. 

**) Vergl. Wilamowitz a. a. O. II, p. 107, Anm. 2. 
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haben allerdings von diesem Amte — ausser dass es seht- 
häufig auf den Inschriften erwähnt wird — keine bestimmte 
Nachricht, wie es besetzt wurde; doch scheint es zweifellos, 
dass die von Aristoteles für den ^paL\L^iXQi)<: xata Tcporavstav 
erwähnte Wahlart — Tcpöxspov 7etpbTovT)TÖ<; — sich auf diesen 
bezieht. Zur Zeit der Einsetzung dieses Amtes mag die 
Demokratie noch nicht so weit vorgeschritten gewesen sein, 
dass damals schon die Looswahl für alle Aemter in Anspruch 
genommen wurde, zumal für dieses, das doch die damals 
noch nicht von allen zu fordernde Kunst des Schreibens und 
Lesens als Vorbedingung forderte. Dann waren es eben der 
Vorbedingungen für dieses Amt so viele — Geschicklichkeit, 
Wahl aus den 9 nicht prytanierenden Phylen des Rats, apstnj, 
jrtGTÖriQC — , dass es uns ganz natürlich scheint, dass man zur 
Entscheidung hierüber die aipeot<; und nicht die xXiijpüooK; 
anwandte. 

Bis zum 4. Jahrhundert hatte sich die Lage aber be- 
deutend verändert. Die Prytanie hatte den Vorsitz an die 9 
aus den nicht prytanierenden Phylen erwählten TcpöeSpot ab- 
treten müssen, es war somit kein Grund mehr zur Eifersucht 
für die ßooXT] gegeben. Die Prytanie war somit gegenüber 
der übrigen ßooXnj eigentlich im Nachteil, der aber allsobald 
ausgeglichen wurde. Die Prytanie erhielt nun einen Schreiber 
aus ihren Reihen, den von Aristoteles erwähnten Ypa(i.(iaTeü(; 
xata Tcporavstav , bei dem es uns für diese Zeit nun durchaus 
nicht wundert, dass er erloost wurde. Und gleichzeitig wurde 
jetzt betreffs des ^ponL\Laz^b^ ttJc ßooX^<; die Veränderung ge- 
troffen, dass er nicht mehr nur aus den 9 nicht prytanierenden, 
sondern aus allen Phylen genommen werden konnte, und zwar 
auf ein ganzes Jahr, ebenfalls durch das Loos bestimmt. Beide 
Aemter sind von Wichtigkeit, das eine, indem es die Autorität 
der Prytanie aufrecht erhält gegenüber dem fremden iTCtoTdtYjg, 
das andere, indem es die ununterbrochene Fortführung der 
Geschäfte der ßGoXiiJ für ein ganzes Jahr garantiert. Aber 
gleichzeitig erscheinen beide Aemter als durch sich selbst 
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wechselseitig beschränkt; die Bedingungen für diese Aemter 
bestehen jetzt nicht mehr, wie sie Aristoteles für das des 
früheren Ypa(t[i.aTet)C xata Tcpotaveiav (= Tpajtjt. r^c ßooX^c 
5. Jahrh.) angibt, und wie sie sich auch in der für dieses Amt 
angewandten umständlichen Wahl widerspiegeln. Nun sind 
die Wahlkörper sehr vereinfacht worden: in einem Falle ist 
es die ganze poo^iij, im anderen die ganze Prytanie, und für 
beide Fälle ist die Looswahl angewandt worden. Massgebend 
für die Wahlform dieser beiden Aemter war nun nicht mehr 
der Gesichtspunkt der geregelten Rotation, wie dies bei der 
Wahl des ßooXsotTJ? und lÄtotdcTT)«; der Fall war; denn um 
eine solche kann es siclwdeshalb nicht handeln, weil überhaupt 
nur ein einziger Beamter aus einem bestimmten Ganzen für 
die ganze Administrationsperiode des letzteren zu wählen und 
in der nächsten Amtsperiode überhaupt wieder ein ganz anderer 
Wahlkörper vorhanden war. Dagegen verfolgte man bei beiden 
die Absicht — soferne man nicht überhaupt nur nach der 
Analogie der anderen Aemter auch diese diurch das Loos 
besetzte, ohne weitere Gesichtspunkte zu verfolgen — , das 
Amt der Bewerbung unzugänglich zu machen, die Bedeutung 
des Amtes somit in gleicher Weise zu schwächen, wie man 
es auch bei den übrigen Aemtern durch Einführung der 
Looswahl zu erreichen gesucht und auch wirklich erreicht hat. 
So erscheint uns hier das Loos an und für sich als eine 
speziell demokratische Organisation, als welche es uns über- 
haupt mehr und mehr im Laufe des 4. Jahrhunderts begegnet ; 
das Prinzip der Rotation ist nun nicht mehr das höchste, 
sondern massgebend ist der Grundsatz geworden, ein Amt, 
das man einer Körperschaft als Geschenk gegeben, hier der 
Prytanie, dort der ßooXi^, nicht in Abhängigkeit von einzelnen 
kommen zu lassen, ein Streben, in dem sich ja das Interesse 
der beiden Körperschaften selbst mit dem des demokratischen 
Staatswesens vereinigte. 

Wir haben vorhin kurz einen Punkt berührt, zu dessen 
Diskussion wiederum erst die Auffindung der 'At>Y]vaiü>v icoXtteia 
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Veranlassung gegeben hat. Selbst die überzeugtesten Gegner 
der Looswahltheorie werden in der zur Zeit der guten, ge- 
mässigten Demokratie geübten Praxis keine so grosse Gefahr 
mehr erkennen können, wenn sie berücksichtigen, dass die- 
selbe durch die der definitiven Erloosung vorausgehende 7:p6- 
xptoic unbedingt gemindert, wenn nicht überhaupt beseitigt 
war. Diese Trpöxpioic, eine aijpsatc, wie sie früher der Areops^ 
endgiltig ausgeübt hatte, gab den Wählern die Macht in die 
Hand, unberechtigten oder auch volksfeindlichen Elementen 
gar nicht die Möglichkeit zu lassen, bis zum 2/ Akte der 
Wahl, zum Loose, vorzudringen, das ja dem Einzelnen keine 
willkürlichen Schranken mehr bot. Schon hieraus geht hervor, 
dass man in der Einführung des Looses allein durchaus noch 
nicht eine genügende Garantie der Demokratie sah, indem 
dieses zunächst nur die laötTQc bezweckt, d. h die loörif)«; unter 
Gleichberechtigten, somit auch geradeso gut in oligarchischen 
Staaten vorkommen kann, wie dies auch Anaxim. rhet. ed. 
L. Spengel, cap. II, p. 14, v. 16 bestätigt. Jede Verfassung 
aber kann in ihrem Bestände nur in dem Masse als gesichert 
erscheinen, in welchem sie auch „aristokratische" Elemente in 
sich trägt, d. h. Elemente, die auf das äpiotov, das .xotv^ 
oo|JLyspov hinzielen; und ein solches Element, das wir nach 
Aristoteles' Terminologie als ein aptOTOxpattxöv bezeichnen 
müssen, ist die ;cpdxpiot<;, welche die Stabilität und Vernünftig- 
keit der Demokratie gegenüber dem extremen Institut einer 
absoluten Looswahl garantiert. Dies spricht auch Isokrates 
(VII, 24) Areopag. p. 144 aus: h (i^v ^ap t-g xXTjpwosi r^v to^t^v 
ßpaßsoostv, xal TcoXXaxig Xifj^I^soS-ai tac ipx^^ '^^^^ öXtvap/tag 
iTTi^lioövTac, iv S^ tcj) TCpoxptvetv totx; iTcistxsotaTOoc töv 8'^(iov 
laeo^ai xöptov iXia^-ai toöc aYairwvTa? (laXtota tyjv xa^eotttjoav 
TCoXtTsiav. 

Vergleichen wir zunächst die von Aristoteles gegebenen 
und auf den Rat bezüglichen Angaben, so erfahren wir für 
Drakons Zeit Ath. Pol. 4, 3 : ßooXsoetv 5^ tsxpaxooifooc xal 
Iva Tooc: XaxövTa<; 1% zri<; Ttokizüaq, — Für Solons Zeit 8, i : 
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tac 8* apx<*^ litotTjas xXTgpwtdc ix Tcpoxptroov, o5c sxd<3nf) Tcpoxptvgt 
twv yoXwv und 8, 4: ßooXYjv S' iTcottjae tstpaxo'itooc, sxatov ei 
IxdatTjc yi)X'r3(;. — Von Kleisthenes sagt er 21, 3: Ijcstta rijv 
ßooXijv Tcevtaxootooc ivtl tsTpaxoolooy xatdonjasv, TcsvtTjxovta 15 
sxdoTTjc yoX^g. Von seiner eigenen Zeit sagt Aristoteles 62, i: 
at S'lv 0Y)oet(|) xXT)poD(i.evat (sei. dp^at) StigpoövTO elc tod<; St^iioo?. 
IjcetSif) 8' l7ca)Xoi)v ol 8*^(101, xal raötac ix r^c (poX-^q oXtjc 
xXyjpoDot, TcX'Jjv ßooXsoTwv xal ^poopwv • To6toD(; 8' £l<; toöc 8T)(i.ÖTac 
dTcoStSoaotv. 

Zunächst sehen wir, dass von einer itpöxptotc für Drakons 
Rat noch nicht die Rede ist, der auch offenbar noch gar 
nicht phylenweise gewählt wurde; denn wie Aristoteles z. B. 
8, 4 mit iS lxdonr]<; ^oX^c die Körperschaft bezeichnet, aus 
der die ßooXiij entnommen werden musste, so bezeichnet er auch 
4, 3 mit ix r^c ÄoXttetac den Wahlkörper, unter welchem hier 
die Gesamtheit der vollberechtigten Bürgerschaft zu verstehen 
ist. Dafür spricht auch noch der Umstand, dass die ungerade 
Zahl von 401 ßooXeotai' viel leichter aus einem einzigen Ganzen 
zu gewinnen war, als aus vier, wofür sich nicht so leicht eine 
Verteilung zustande bringen Hess, wie dies bei den auf die 
4 Phylen zu verteilenden 400 Ratsherrn Solons möglich war. 
Eine solche Tcpdxptotc nun, eine Vorprüfung der zur engeren 
Wahl Zuzulassenden, erfüllte nur ihren Zweck, wenn sie in 
einem kleineren Verbände, also zu Solons Zeit den Phylen, 
ausgeübt wurde, in denen der Einzelne besser gekannt war 
und richtiger beurteilt werden konnte, als in dem grösseren 
Ganzen. Erst das Werk Solons ist es also, dass den Phylen 
eine so grosse innerpolitische Bedeutung gegeben wurde, indem 
dieser Gesetzgeber nach den 4 alten ionischen Phylen seine 
Beamten wählen Hess und ersteren auch das Recht gab, über 
die zu Wählenden zuvor eine Tcpöxpiotc anzustellen. Dass 
diese Tcpöxptatc nicht nur für die Archonten gelten sollte, 
sondern für alle Loosämtcr, geht nicht nur aus der über- 
schriftartig der ganzen Abhandlung vorausgestellten Angabe 
hervor (8, i): td*; 6' dp^dc iTcoiTjos xXTfjpwtdc ix itpoxpimv, 
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00 c sxdotT) TCpoxptvst TÄv yt)X(bv , sondern auch aus der Ent- 
wicklung des Wahlmodus. Kleisthencs hat die jcpoxptotc, also 
eine Art atpeoic, den von ihm politisch erst geschaffenen 
Sfi^OL gegeben, und im 4. Jahrhundert wurde die Tcpöxptotg zu 
einer xXTfjpoooK:. Somit verlangt die Entwicklung, dass die 
atpsatc zuerst den politischen Vorläufern der 8fi\f.oi^ den ^oXal, 
gehörte, dann erst auf die ersteren überging, wo sie zuletzt 
zu einer %kiip(üoi(; wurde. 

Solon, den die Griechen alle als den Gründer der Demo- 
kratie bezeichnen, indem sie damit die Heranziehung der 
niederen Klassen zur aktiven Beteiligung am Staatsleben als 
sein volksfreundliches Werk erklären, erkannte also in der 
Einführung des Looses allein noch durchaus keine genügend 
volkstümliche Massregel, die schon deshalb nicht rein demo- 
kratisch wirken konnte, weil nur die 3 oberen Klassen das 
passive Wahlrecht besassen. Und diese Rjrtsherrn hatten nun 
auch über das Wohl der 4. Klasse zu ratschlagen, der es 
kaum gleichgiltig gewesen sein dürfte, wer diese Männer waren. 
Darum gab Solon allen Klassen, auch der 4., das Recht, auch 
bei der Wahl der Loosbeamten ein Wort mitzureden, wie sie 
es ja auch bei den äp^cvtsc y^zi^^vo^^fizoi besassen, und wozu 
sie hier allerdings nur in der Tcpöxptoic eine Gelegenheit hatten. 
Schon aus diesem Grunde erscheint es uns nicht, wie F. Cauer, 
als ein Widerspruch mit den Angaben der 'A^Yjvauov ^oXtreta, 
wenn Aristoteles Pol. (1274*2 und 1281^32) sagt, dass Solon 
dem Volke die apxaipeotat gegeben habe, die er ihnen in der 
irpöxptatc auch wirklich zugewiesen hat. Ath. Pol. 62, i wird 
nun erwähnt, was schon durch vorzügliche Aufstellungen 
U. Köhlers und anderer feststand, dass in Aristoteles' Zeit 
die Vorwahl durch die S-^iJiot geschah, die wahrscheinlich schon 
am Ende des 5. Jahrhunderts auch für die ßooXTj in einer 
xXiijpoDotc bestand. 

Die Neuerung, den 8*^|JL0t die Vorwahl zu übertragen, 
müssen wir aber viel weiter zurück datieren; sie geht zurück 
auf den Schöpfer der politischen S^(i.ot, auf Kleisthenes, der 
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auch diese Massregel in sein Programm aufgenommen haben 
mag, in dem alles zusammenwirken musste, um die frühere 
gentilicische Bedeutung der alten Phylen zu brechen. Ari- 
stoteles erwähnt dieses Faktum 21, 3 nicht, was aber durch- 
aus kein Beweis gegen unsere Aufstellung sein kann; denn 
wenn er mit der gewöhnlichen Formel sagt, dass die Rats- 
herrn TTßVTTQXOVTa H ixdoTTjc ^oX^^c gewählt wurden, so ist dies 
kein Widerspruch gegen unsere Behauptung, zumal diese An- 
gabe nur gemacht wird gelegentlich einer Besprechung der 
Phylenorganisation, während erst an späterer Stelle der S^[tot 
Erwähnung geschieht. Diese bildeten nun seit Kleisthenes 
die Grundlage der Staatsangehörigheit, hier musste jeder vor 
allem als Bürger in dem XtjStapxtxöv Ypa{i.|JLaTetov eingetragen 
sein ; nach den Phylen wurde im amtlichen Verkehr mit dem 
Einzelnen gar nicht mehr gefragt. (Cf. Ath. Pol. 21, 2.) Hier 
allein liess sich auch die Berechtigung des Einzelnen zur Teil- 
nahme am Staatsleben kontrollieren, wie dies durch die Sriiiapypi 
geschah, die, wie schon oben erwähnt wurde, ganz besonders 
auf geregelte Rotation in der Amtsübernahme zu sehen hatten. 

Aber neben diesem gewiss sehr richtigen und wichtigen 
Bedenken, dass sich die Rotation im einzelnen Sfjjioc viel 
leichter beaufsichtigen lasse, als in einem grösseren Ganzen, 
war bei dieser Neuerung gewiss auch der zweite Gedanke 
massgebend, dass man auf die Sfi^ot eine Rücksicht üben wollte, 
da bei einer direkten Loosung aus den ganzen Phylen leicht 
ein oder der andere 8fi^0Q vom Loose übersprungen werden 
konnte.*) 

Nun hat eine solche Tcpöxptot*; — sie ist ja eine Art 
aipeoK: aptoTivSrjv — stets auch, beabsichtigt oder unbeab- 
sichtigt, die Wirkung, dass nur die fiir jeden Fall als die 
geeignetsten Erscheinenden zur engeren Wahl zugelassen 
werden, sie hat also nach Aristoteles' Theorie den Charakter 
des aptatoxpattxöv, des Konservativen, das, wie oben be- 

♦) So weist auch Ath. Pol, 21, i darauf hin , Kleisthenes habe danach 
gestrebt, Sküx: p-^Ts^^^twot itXeioo^ ttj? itoXttetac;. 
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hauptet worden, für jede Verfassung eine Garantie ihres Be- 
standes ist. Aber gleichzeitig ist es auch für den Bestand 
einer gemässigten Demokratie überhaupt günstiger, wenn 
kleinere Abteilungen — aber viele gleichartige — des Staats- 
wesens die Wahlen in der Hand haben; denn loo bis 190 
S^jjLot sind weniger vom Wort und Wink eines einzelnen 
Mannes zu leiten, als eine einzige oder selbst 10 Versamm- 
lungen, weshalb es auch Aristoteles Pol. 1305*29 für richtig 
erklärt, dass die Beamtenwahlen nach kleineren Abteilungen 
vorgenommein werden, nicht durch das ganze Volk gemeinsam.*) 

Doch hat diese Massregel im allgemeinen konservativ 
und antidemagogisch gewirkt, wenn auch später gewiss nur 
noch unbewusst. Die Tendenz einer afpsat^ iptottvSYjv 
hat diese Tcpdxptoic jedenfalls gleich bei ihrer Enführung ge- 
habt; dies beweist der Umstand, dass in der solonischen Ver- 
fassung (cf 8, i) die TcpöxptGtg und die xXii}p(oat<; beidemal in 
den Phylen stattfand; hier konnte also die TcpöxptOK; nur die 
persönliche Tüchtigkeit, die aperi^, bezweckt haben. 

Dass aber der die apetY] des Kandidaten bezweckende 
Charakter dieser 7cp6xptot<; den Athenern später nicht mehr 
bewusst war, das sehen wir aus der Lage der Dinge, nachdem 
an Stelle der Tcpöxptai*; eine demenweise Loosung getreten war. 
War ein Vorwahlakt — 7rpoxptot(; — früher wegen seines der 
aipsot^ aptoTtvSifjv an Wirkung gleichenden Charakters einge 
führt worden, um nämlich durch eine Art afpsotc das Resultat 
des blinden Looses zu leiten und zu bessern, so war diese 
Tendenz mit der Neuerung auf einmal vernichtet ', denn dabei 
wäre es ganz und gar unsinnig gewesen, diese Tcpöxptoic auch 
in eine xXiiJpoDGK; zu verwandeln.**) Dann wäre die Sache gerade 

*) Dass freilich auch hier schlimme Erfahrungen gemacht werden konnten, 
beweist uns Atb. Pol. 62, i, wonach die SYjjiot ihre Stimmen verkauften, eine 
Thatsache, die gewiss nicht vereinzelt dagestanden hatte. 

**) Kaibel a. a. O. zu Ath. Pul. 8, i erklärt ohne genügenden Grund 
unsere Stelle für verdorben und eine doppelte Loosung für unmöglich; doch 
lässt sich sachlich diese Wahlart wohl verstehen, wie auch, rein sprachlich, die 
Worte S^-ev ext Stapievet auf eine Aenderung der Wahlform hindeuten, die sich 
eng. an die früher angewandte habe anschüessen lassen. 
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so gewesen, wie vor Einführung des Vorwahlaktes; dieser 
2. Loosakt hätte gerade so willkürlich gewählt, wie es der \. 
gethan. Das Ziel bei der Veränderung des Vorwahlmodus 
muss also von dem der früheren Tcpöxpntc abgegangen sein, 
und zwar ganz wesentlich; es kann nicht mehr des Amts- 
trägers apsTiJ gewesen sein. 

Schon daraus müssen wir schliessen, dass das Wesent- 
liche bei der Anwendung dieser Massregel im Athen des 
5. und 4. Jahrhunderts der Gedanke war, der implicite auch 
in der vorhin angeführten Stelle Pol. 1305*29 enthalten ist, 
dass nämlich auf diese Weise die Autorität der S-^ji-ot 
garantiert blieb gegenüber der IxxXirjota. So wurden nun die 
S-rjpiot bei jeder I.ooswahl berücksichtigt, indem sie stets eine 
gewisse, im Verhältnis zu ihrer Grösse festgesetzte Anzahl 
von Männern zu stellen hatten ; dies bezweckte nun in gleicher 
Weise, wie die 7cp6xptot<;, auch eine der definitiven Wahl vor- 
ausgehende lik-fipiüGK;^ die uns, von dieser Seite betrachtet, nicht 
mehr so unvernünftig erscheint, wie wir zuvor annehmen 
mussten, indem auf diese Weise stets die bestimmte Zahl 
der 8Y](i.6tat in den engeren Körper erloost wurde, in dem 
dann die definitive Wahl stattfand. — All diese Erwägungen 
führen uns zu dem Schlüsse, dass diese Berücksichtigung der 
S-rjjiot nur das Werk des Kleisthenes sein kann; denn kein 
Staatsmann hat nach ihm so sehr die Autorität der 8^(ioi 
betont , wie er es gethan. Dass übrigens dieses Verhältnis 
schon im 5. Jahrhundert bestand, darauf führt uns auch die 
Vergleichung mit den a. 403 gewiss analog der ßooXvJ (wie 
auch in der Zahl) durch die 8ri\koi erwählten vo|JLO*^tat. (Cf. 
Andok. n. jioot. 83—85; Lys. x. Ntxoji. 28; Busolt a. a. O. 
§ 150.) 

Die historische Folge war somit die, dass Solon zunächst 
mit Rücksicht auf die ipetTj des Kandidaten die Vorwahl, und 
zwar in den Phylen, einführte; diese Rücksicht mag noch für 
Kleisthenes* Zeit massgebend gewesen sein, wo man aber 
jedenfalls schon auf die selbständige Beteiligung der 8'^(i/)t 
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besonderen Wert legte. In der Zeit dann, da man die Vor- 
wahl dem Loose anheimgegeben, war bei dieser das Prinzip 
der apsTY] des Amtsträgers ganz verschwunden und vergessen, 
und an seine Stelle war als neuer Gesichtspunkt getreten der 
der besonderen Rücksicht auf die Denien. So hatten offenbar 
die Athener in der guten Zeit ihrer Geschichte das Gefühl, 
dass das Loos allein für den Bestand ihrer Verfassung noch 
keine Garantie biete, dass also auf diesem Institut allein die 
Demokratie nicht aufgebaut werden dürfe. Und wenn wir 
Xen. Memor. I, 2, 9 hören, dass Sokrates offen die Looswahl 
— und dies jedenfalls zu einer Zeit, da für beide Wahlakte 
schon das Loos angenommen worden — als eine thörichte 
Einrichtung verspottete: X^^wv, wc [wopöv stTj, xotx;. . . . t*^? 
TTÖXsüx; ap^oytac anb xt)d{ioo xaä-taTao^at, so sehen wir daraus 
nur, dass er ihre regulierende Bedeutung nicht verstand und 
die xXijpwotc überhaupt, eben so wie der unbekannte Verfasser 
der unter Xenophons Namen gehenden TtoXttsta 'A^YjvaUov, 
als eine Schöpfung der für beide unverständlichen Demokratie mit 
feindlichem Blicke betrachtete. Eigentlich nur Isokrates spricht 
es deutlich aus, dass das Loos allein weder eine rein demo- 
kratische, noch überhaupt eine günstige Einrichtung sei. Dies 
sagt er an jener berühmten Stelle seines 'ApsoTu. § 22, wo er 
sehnsüchtig aus seiner Zeit, in der die weitaus grösste Anzahl 
der Aemter nur noch das Loos besetzte, auf die 8ir)|X0Ttxa)Tspa 
TcoXtTsta, d. h. die gemässigte und darum auch um so volks- 
freundlichere Organisation eines Solon und Kleisthenes zurück- 
blickt, von der er sagt: qixoov tyjv no'ki'j , oöx ki a;rdvt(i)v idc 
ap)^ac xXrjpoDVTsc: , aXXd totx; ßsXtLatoo*; xal ixavooTdtooi; ly' 
sxaaTov twv Ipifodv Ttpoxptvovtsg . . . . Unsizo. xal SY)[iottX(OTspav 
ivö[itCov slvat taoTYjv tyjv xatdoiaotv 7) ttjv Sia toö Xa^j^avstv 
Yqvo{i§v7)v. Iv {i^v 7dp z"^ xXYjpcbost tyjv töx*'!^ ßpaßsoosiv xal 
7coXXdxt(; X7j([>£(3dai t6l(; cf.py(p,<; zohq 6Xqap'/iciL<; iTutä'Oji.oöVTac , sv 
ÖS Tq) TTpoxptvstv TOD? iTTtsixeoTdrooc: Tov dfi^oy saeO'O'at xöpiov 
sXs'j^at TODC dYaTTwvcac; {idXtora ttjv xadsatwoav TroXiistav. — 
Isokrates sieht also an dieser Stelle, die bis zur Auffindung 
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der 'A^TQvaiwv itoXttsta und noch jetzt zuweilen ein Zeuge hat 
sein sollen für die Ansicht, dass das Loos zu Solons und 
Kleisthenes' Zeit noch nicht angewandt worden sei, die einzige 
Heilung der ausgearteten Demokratie in einer Rückkehr zu 
dem System dieser ehrwürdigen attischen Gesetzgeber, die das 
Loos mit der afpeatc zu einer durchaus gesunden Wahlart 
vereinigt hatten. — Eine gewisse Verstimmung über die spätere 
Doppellooswahl spricht auch Demosthenes aus xat. Tijtoxp. 
§ 112: av^pooTcoc wsvTjg xal IStwty]«; xal noKkm (äcÄStpoc xal 
xXTQpWTTjv apX'^iv äpSac. — 

Neben den hier besprochenen Kombinationswahlsystemen 
finden wir in der attischen Verfassungsgeschichte noch nament- 
lich ein drittes, die a7psoic ü alpetwv (= Ix ffpoxptTwv). 
Der Charakter dieser Wahlart liegt sehr deutlich zu Tage. 
Geht schon aus dem früher Gesagten praktisch, wie auch aus 
vielen Stellen der Politik *) theoretisch der Gedanke hervor, 
dass die aTpsotc, sofern sie nicht 1$ äjrdvTcoy geschieht , eine 
wesentlich der Oligarchie eigentümliche Wahlform sein müsse, 
um wie viel mehr müssen wir als eine solche die Verdop- 
pelung derselben auffassen! Zuerst wird durch atpsoK: — und 
dies meist schon aus einem stark beschränkten Ganzen — 
ein engerer Körper geschaffen, aus dem dann wieder durch 
den gleichen Wahlmodus definitiv gewählt wird. Nirgends 
kann mehr ein parteipolitisches Interesse mitwirken und ge- 
winnen, als bei dieser einer Nominierung durch das Staats- 
haupt gleichkommenden Erwählung. Auch Aristoteles spricht 
die Gefährlichkeit dieser Wahlart aus Pol. 1266*26: S^^i 8k 
xal Ttspl rrjv atjpeotv zm aLpy(6vx(Av zb ki atpetwv atpeto&c lirtxCv- 
Sovov. — Sie ist daher auch nur in der Blütezeit der attischen 
Oligarchie in ausgedehnterem Masse angewandt worden, wie 
wie wir dies Ath. Pol. 29 — 31 ersehen. Wie uns diese Ka- 
pitel darthun, ist das beabsichtigte, aber auch eingetretene 
Resultat der durch eine Verdoppelung der aTpsotc zustande 
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gekommenen Beamtenwahlen jener Periode ein streng oligar- 
chisches gewesen, und dies namentlich wegen der zuvor schon 
durchgeführten Verengerung des Wahlkörpers. Die aipeatg 
H a^rdvtoDv haben wir als ein für Aristokratie wie für Demo- 
kratie gleich gut mögliches Wahlsystem anerkannt ; sobald die 
ajcavTsg nicht mehr dabei mitwirken, fällt das aristokratische 
wie das demokratische Prinzip. In gleicher Weise ist ja auch 
die xXnjpcooti; ii ajcavTcov demokratisch ; geschieht die 7(X'fip<A(5i<; 
aber ix ttvwv, dann nimmt das Wahlresultat auch den Charakter 
der uvsc an, d. h. es wird auch oligarchisch. 

Darum wurde schon im Eingang dieser Abhandlung be- 
tont, dass jedes Wahlsystem einen anderen Charakter annimmt, 
wenn die hiebei so wichtigen Bedingungen des aktiven und 
passiven Wahlrechts verändert werden. Gerade in dieser 
Beziehung ist kein Abschnitt der griechischen Geschichte so 
lehrreich und interessant, wie dieZeitderoligarchischen 
Reaktion; damals feierten die kunstvoll erdachten Wahl- 
systeme ihre höchsten Triumphe, in einer Zeit, in der das 
Wahlrecht mehr denn je eingeschränkt war. 

Da es nun aber ganz klar ist, dass diese oligarchische 
Erhebung der Jahre 412/10 hauptsächlich darin ihre feste 
Stütze suchte und fand, dass sie die Körperschaft der tcoXi- 
TsoojJLsvoi möglichst verengerte, so erscheint es als höchst 
wichtig, um das Mass dieser Beschränkung klar zu erkennen, 
die Grundsätze der Berechtigung des Volkes in ganz 
kurzen Züsfen zusammen zu stellen. 



'*^'- 



Grenzen des Vollbürgerrechts. 

Von einer Beteiligung des ganzen Volkes an der Regie- 
rung erfahren wir in dem historischen Abschnitt der ' A^Yjvatwv 
nohxüa erst bei der Darstellung der solonischen Gesetzgebung, 
wobei Aristoteles (7,3) bemerkt, dass aus den 3 oberen 
ti[JL7J[jLata die Beamten entnommen wurden, während er von 
dem 4. angibt: zoIq 8k zb i>7]Ttxöv tsXoöatv IxxXYjoiag xal 8ixa- 
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(3tY]pta>v {isT^SoDxe jiövov. S o 1 o n hat diesen somit die tc o X tt s i a , 
das Bürgerrecht, gegeben (Cf. 4, 2: aTueSsSoxo jisv i^ TcoXtteta 
= das Bürgerrecht wurde verliehen), das sie zuvor noch nicht 
besessen hatten. Damit also wurde zum erstenmale die Ge- 
samtheit des Volkes zu giltiger Entscheidung über Staatsan- 
gelegenheiten in der IxxXTjoia berechtigt, die Solon, mit voll- 
stem Recht ^Is erster demokratischer Gesetzgeber Athens be 
zeichnet, zum obersten demokratischen Institut gemacht hat. 

Aber schon vor Solon müssen Versammlungen des ganzen 
Volkes üblich gewesen sein, obwohl Aristoteles von solchen 
nirgends als von politisch zu berücksichtigenden Faktoren 
spricht; in Drakons Verfassung hat eine politisch berechtigte 
Volksversammlung noch keinen Platz, bestanden hat aber 
damals zweifellos schon eine iifopd, wenn ihr auch staats- 
rechtlich noch keine Rechte eingeräumt waren. Ath. Pol. 5, 2 
sagt Aristoteles von der Erwählung des Solon zur Versöhnung 
der streitenden Parteien , der oki^ot und der noWoi : stXovtö 
xoivg StaXXaxTYjv xal ap)(ovTa SöXcova, ein Akt, zu dem zweifel- 
los eine Versammlung des ganzen Volkes stattgefunden hat, 
die jenen gemeinsamen StaXXax-njc erwählte. — 

Dieser Zustand, dass staatsrechtlich eine Volksversamm- 
lung als politischer Faktor nicht besteht, thatsächlisch aber 
doch schon vorhanden ist, führt uns auf die Betrachtung 
der Verhältnisse des homerischen Königsstaates.*) 
Um uns also nur die Verhältnisse jener Zeit zu vergegen- 
wärtigen, so müssen wir bedenken, dass schon damals 
neben dem ßaatXsoc und der ifspooota als massgebendes 



*) Freilich verlangte diese Frage, sofeme sie in ihren tiefsten und ersten 
Gründen beantwortet werden sollte, eine Aufklärung über die Entstehung der 
Klasse der -O-'rj'cec überhaupt, eine Aufgabe, die, ganz abgesehen von ihrer 
grossen Schwierigkeit, hier viel zu weit vom Wege abführen würde; jedenfalls 
aber dürfen wir die Klasse der Theten, wie sie durch die timokratische Ein- 
teilung ausgeschieden wurde, nicht als ein aus einer Quelle entsprungeVies Ganzes 
ansehen, sondern müssen sowohl eine grosse Anzahl alter, aber verarmter Fa- 
milien, wie auch — und diese mögen die Mehrzahl gebildet haben — die mit 
der Zeit im Gemeinwesen ansässig gewordenen Gewerbetreibenden unter diesen 
suchen. 



«^ 
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Element die a^opd des Volkes erscheint. Diese besteht aus 
allen Freien, wird vom König berufen und in wichtigen, das 
ganze Volk berührenden Angelegenheiten vom König um ihre 
Meinung befragt, die sie aber nicht durch Abstimmung, son- 
dern durch lauten Zuruf kundgibt. (Sammlung der Stellen 
bei Fanta: „Der Staat in der Ilias und der Odyssee".) Aber 
bei alledem war diese iifopa durchaus noch nicht ein verfas- 
sungsmässig berechtigter Faktor, sondern es hing ganz und 
gar von dem Könige ab, ob er sich ihrem Wunsche fügen 
wollte oder nicht (Cf. IL I, 24), wobei er die gleiche Kompe- 
tenz hatte, wie die spartanischen Könige und die Yspooota, die 
wie aus der freilich nicht ganz sicher erklärten Stelle Plut. 
Lyk. 6 hervorgeht, einen ihr als bedenklich erscheinenden 
Volksbeschluss nicht zur Ausführung zu bringen brauchten: 
al 8^ axoXtav 6 8ä^Q<; SXotto , toix; 7cpeoßoY6vsa<; xal ap^jaif^tac 
aico'JTar^pac st(JLSV. — - 

Dieses Verhältnis blieb zweifellos auch in dem auf den 
Königsstaat folgenden Adelsstaat bestehen , möglicherweise 
mit einer noch gesteigerten Beschränkung des Rechtes der 
freien Menge; so muss es lang;e geblieben sein: wir können 
uns die furchtbare Verarmung und Unterdrückung des Volkes 
noch in der drakontischen Zeit auch nur erklären, wenn wir 
annehmen, dass das niedere Volk damals überhaupt keine 
politischen Rechte besass. Drakon konnte den grossen Schritt 
noch nicht wagen, aus einer streng gentiliziscb aufgebauten 
Adelsherrschaft in eine volle Demokratie überzugehen. Er 
that das Möglichste, indem er seine TcoXtTsta den drei oberen 
TijjLTij {tata gab, deren Beteiligung am Staatsleben nun nicht 
mehr nach dem Alter und Grade des Adels, sondern nach 
einem auch einem strebsamen und glücklichen Emporkömmling 
erreichbaren Zensus bemessen wurde. Diese 3 Stände bildeten 
somit Drakons nokt^zsia und auch die wohl an bestimmten 
Tagen einberufene IxxXYjata, die damit eben noch keine voll- 
kommene Volksversammlung war. Drakons Vorgehen war 
somit ein wesentlicher Schritt zur Heilung der kranken Ver- 

6 
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hältnisse; geheilt wurden diese allerdings damit noch nicht: 
die IxxXYjota des ganzen Volkes war noch kein politischer 
Faktor. Dazu machte sie erst Solon, der dem ganzen 
Volke das aktive Stimmrecht in der nun zu einem 
wichtigen politischen Element gemachten IxxXTjata gab; nur 
auf diese Weise konnte der SfJ|xo<;, der an Kopfzahl die anderen 
Klassen längst, wohl stets weit überragte, seine Stimme und 
seinen Willen zur Geltung bringen, so dass mit diesem Augen- 
blick der Einführung einer verfassungsmässigen IxxXtjota die 
Demokratie eingeführt worden war. 

Allerdings gab ihnen Solon nur das aktive Wahl- 
recht, zum passiven sollten sie erst noch erzogen werden 
(Cf. Ath. Pol. 7, 4: ot S-fjTsc ooSsfiidc [iST^^^ovreg apX'^jO^ dieses 
wurde erst in der Mitte des 5. Jahrhunderts auch dem 4. Ti|JLTf]{ia 
gegeben. Diese Berechtigungsfrage, die eigentlich erst im 

5. Jahrhundert als Kampfobjekt in das Programm der Demo- 
kraten aufgenommen wurde, ruhte fast völlig während des ganzen 

6. Jahrhunderts, dank der langen Regierung der Pisistratiden. 
Nur die tyrannische Herrschaft des Damasias (Ath. Pol. 3 : 587« 
und 5 8 Vi) regte das Volk wieder zu' neuen Wünschen auf; 
es erhob sich gegen die antidemokratisch erscheinende zen- 
sitäre Abstufung der Aemterskala, wie auch gegen die die 
Einheit des Volksganzen hemmende Phyleneinteilung : das 
Staatswesen wurde wieder eingeteilt nach den alten Stände- 
gliederungen der Eupatridai , Agroikoi und Demiurgoi. Nun 
war die besitzlose Menge bei den Wahlen nicht mehr auf die 
4 Phylen verteilt, nun waren sie in einer Körperschaft ver- 
einigt und hatten durch diese Veränderung bedeutend an 
Macht gewonnen. Jetzt verlangten auch sie das passive 
Wahlrecht, sogar sofort das zum Archontat, das ihnen im 
Jahre 580 auch eingeräumt wurde; allerdings benützten dabei 
die Eupatridai gleich die Gelegenheit, sich hier wieder die Mehr- 
zahl der Sitze zu sichern (Cf Ath. Pol. 13, 2). Aber diese Neu- 
ordnung, die den Parteihader zu beseitigen bestimmt gewesen 
war, rief ihn erst recht hervor; nun bildeten sich, scharf ab- 
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gegrenzt, die drei Parteien, nach denen man a. 580 noch 
gewählt hatte, und von denen jede einen tüchtigen Führer 
fand. — Dieser 20 Jahre andauernde Parteikampf, der jeden- 
falls die Verfassung ständig lahmlegte, endete erst damit, 
dass allen drei Parteien die Rechte genommen wurden, wegen 
deren sie einander befehdeten: die Herrschaft der Peisistratiden 
war somit zweifellos ein Segen für das ganze Volk, indem so 
die noch unfertigen Ideale der Demokratie zur langsamen Reife 
gebracht wurden. — 

Wie sich schon im Jahre 580 die Berechtigungsfrage 
speziell um die Wählbarkeit zu Aemtern und besonders wieder 
um die zum Archontat konzentrierte, so war dies auch im 
5. Jahrhundert der Fall, für welches die Quellen reichlicher 
fliessen, so dass wir hier klarer die Verhältnisse zu erkennen 
vermögen, als die des 6. Jahrhunderts. 

Kleisthenes hatte dem Volke keine weiteren Rechte 
verliehen, als dass er die gentilizische Macht der ionischen 
Phylen brach; eine Veränderung des Bürgerrechtes geschah 
unter ihm noch in der Beziehung, dass er die Zahl der Voll- 
bürger stark vermehrte durch Aufnahme vieler Neubürger. 
(Pol. 1275^37). Sonst hat er nur noch, wie schon oben er- 
wähnt, den Wahlkörper für die ßooXn] verändert, und zwar 
nur qualitativ, nicht quantitativ, indem er die dafür von Solon 
eingeführte Tcpöxptotc den (poXai nahm und den S-^jjLot gab.*) 

Die nächste für die Berechtigungsfrage wichtige Angabe 
finden wir bei Plutarch Arist. 22, wo er uns erzählt, Aristeides 
habe a. 479 nach der Schlacht bei Plataiai das (pTfJywjjia einge- 
bracht: xotv^v slvat tY]v TüoXiTstav xal toix; ap^ovrac hi 'AdTjvatoov 
icavTcov atpsloS'at .... Die Einbringung eines solchen Gesetzes, 
das von tiefeinschneidender politischer Wirkung sein musste, 
lässt sich allerdings sehr leicht begründen. In den langen und 



*) Ob infolge der kleisthenischen Organisation nach dieser auch die Ar- 
chonlen in den Stj^loi vorgewählt wurden (cf. Ath. Pol. 22 , 5 : a. 487/6.), 
soll ein andermal untersucht werden; doch scheint es nach Aristoteles' eigenen 
Angaben und nach der Lage der Verhältnisse nicht recht wahrscheinlich. 

6* 
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schweren Kriegszeiten war eine grosse Anzahl der altadligen 
Familien teils ganz ausgestorben, teils völlig verarmt, hatte 
dann oft all ihren Besitz vernichten sehen oder verpfänden, 
ja verkaufen müssen; sie waren jetzt nach den Bedingungen 
der timokratischen Verfassung in bürgerliche Rechtlosigkeit 
gefallen. Und andererseits hatte sich gerade auch der 
unterste Stand in dem eben beendigten Freiheitskriege zu 
Wasser wie zu Lande mit der grössten Tapferkeit und 
ehrenwerter Ausdauer geschlagen , sowohl bei Salamis wie 
bei Plataiai. Es wäre darum wohl zu verstehen gewesen, 
wenn dieser 4. Stand auch für seine Haltung hätte belohnt 
werden sollen. — 

Nun scheint die von Plutarch so deutlich ausgesprochene 
Ansicht eine weitere Stütze zu erhalten durch eine Stelle in 
Piatos vöjiot III, 698: T^jJLiv ifdp xat' Ixetvov töv xpövov, ote 
1^ Twv IlepoÄv litiS-eotc tote '^EXXyjoiv, lotix; 8ä o^jeSöv aTcaot toii; 
xri\f Ei)pa)7CY]v olxoöoiv Iy^vsto, TCoXttsEa te r^v nakanoL xal ^x Tt|nf)- 
[i,(it(oy oLpyjxi tivec TSTTdpoDv. Doch brauchen die fraglichen 
Worte TcoXtteia te -^v icaXata xal Ix Tt(i.Y]jidt(ov ap^ai ttvsc 
TSTtdpüov gar nicht in dem Sinne ausgelegt zu werden, als 
habe er damit sagen wollen, alle 4 Stände hätten ap/at be- 
kleiden können; es sagt dieser Ausdruck vielmehr nur, dass 
damals bei einer Volkseinteilung in vier Steuerklassen die 
Aemter vergeben wurden, wobei denn freilich der 4. Stand 
leer ausging. — 

Nun lässt sich aber mit ziemlicher Wahrscheinlichkeit 
erklären, wie die strikte, aber gewiss fehlerhafte Angabe des 
Plutarch entstanden sein mag. Ath. Pol. 24, 1 sagt von 
Aristeides: ooveßooXsocV. . . . xat^tßdcvTac Ix twv aifpwy olxetv 
Iv t(p äatet . . . . , tpo^ijv ^ap soeod-at icaat. Und darauf folgt 
24, 3 die Ausführung: oov^ßaivev ^ap aicb xm yöpoov xat twv 
a\>\L\L6Ly(ü\f itXstoix; 7) 8to(JLüptoi)C äv8pa<; tpdysa^at. Hieran 
schliesst sich nun bei Aristoteles eine Aufzählung von einer 
ausserordentlich grossen Anzahl besoldeter Posten, woraus 
Plutarch den falschen Schluss gezogen haben mag, da müsse 
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doch vorher Aristeides, den er sich immer noch als thätiges 
Subjekt zum Ganzen dachte, die Theten berechtigt haben, 
auch Aemter zu bekleiden. Doch sind unter den hier autge- 
zählten besoldeten Posten sehr viele genannt, die gar keine 
Aemter sind, also sehr wohl von den Theten bekleidet werden 
konnten, ohne dass diesen zuvor das im plutarchischen (|>7j(pta(i.a 
erwähnte Recht wirklich zuerkannt worden wäre. 

Gegen eine solche an die angebetete Person des Aristeides 
sich anknüpfende Fabel sprechen aber nicht nur deutlich alle 
Angaben des Aristoteles, sondern auch die ganze Lage der 
Verhältnisse. Für das Archontat wird Plutarchs Angabe aufs 
klarste widerlegt durch Ath. Pol. 26, 2: t-^v Ss täv Ivvda 
ap5(övTü)v atjpsaiv oox Ixtvoov, aXX' <t^> Ixttp Itet (jteta t6v 
'EptdXTOO ^avatov (a. 462) ^vwoav xal ix Cso^itcöv TTpoxpivsoS-at 
tot)? xX7]pa)oo(jLSvoi)C T(öv ivvda apyö'vtwv. xal ;rpü)X0(; "^p^ev ii 
aoTwv MyTriatO-etSTjc (a. 457). ol 8h npb todtoo tcävtsc H InnitAv 
xal 7C6VTäxo(3to|Ji68t(Jiva>v -^^av, ot <8^> Csoifttat Ta<; lifXDxXtooc 

•^PXOV, sl \Lil Tt TTapSCOpatO TWV Iv tote VOJJLOtC — 

Aus diesen Worten gehen zwei Thatsachen klar hervor, 
einmal, dass Aristeides an der vorher schon festgestellten 
Wahlart nichts geändert haben kann (ty]v 8k twv Ivv^a ip^övccov 
atpsaiv oox Ixtvoov, d. h. die Wahlart war noch die gleiche, 
wie a. 487: xXTfjpcooic Ix Tcpoxptrwv), und dann, dass erst a. 457 
die CsoYixat dazu berechtigt wurden, das Archontat zu be- 
kleiden, dass sie aber vorher ebenso wenig, wie das 4. T[(i.T)(i.a 
das Recht hiezu besassen. Sonach müssen wir schliessen, 
dass Plutarchs Angabc durchaus Vermutung, und zwar eine 
irrtümliche, ist. Sie steht eben zunächst in vollem Wider- 
spruch zu Ath. Pol. 26, 2; aber auch diese Darstellung lässt 
eine Frage unbeantwortet, nämlich die nach der Berechtigung 
eines InneiQ zum Amte des S.pyi^y. — 

Nach Ath. Pol. 7, 3 müssen wir folgern (vergl. auch, 
Busolt a. a. O. p. 148), dass Solon das Archontat nur den 
Ä£VTaxooto{jiiSt(Jivoi zugänglich gemacht habe, die damit und 
in Rücksicht auf den ziemlich schwer zu erreichenden grossen 
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Ländbesitz noch lange eine isolierte, exklusive Klasse bilden 
mussten. An der gleichen Stelle erfahren wir aber auch, 
dass Solon überhaupt die i., 2. und 3. Klasse zu Aemtern 
berechtigt habe, und zwar im Verhältnis zu ihren Tijnij(i.ata. 
— Bei Kleisthenes hören wir nichts von einer Veränderung 
in dieser Beziehung, haben auch keinen Grund, eine solche 
anzunehn^en. Erst das Jahr 457 brachte, wie uns Aristoteles 
überliefert, die wichtige Veränderung, dass auch die 3. Klasse 
Zutritt zum Archontat erlangte. In die i. Hälfte dieses 
5. Jahrhunderts mag also der Zeitpunkt zu setzen sein, an 
dem die [tctcsic die Berechtigung erlangten , eine Thatsache, 
die wohl — - denn sie durchbrach zum erstenmale die grosse 
Schranke, durch welche sich die Aristokratie so lange ge- 
schützt hatte — nur die Folge grösserer Ereignisse gewesen 
sein mag. Hier denken wir naturgemäss zunächst an die 
grosse Zeit der griechischen Freiheitskriege, zu deren sieg- 
reicher Beendigung sich alle Klassen in Athen selbstbewusst 
vereinigt hatten; diese Erschütterungen gaben so den mäch- 
tigsten Impuls zur Erhebung des gesamten Volkes. Darum 
ist es wohl möglich, dass damals die Aristokratie sich zu 
Konzessionen bereitgefunden und den Itcttsic den Zutritt zum 
Archontat eingeräumt hat; es ist dies freilich auch nur Ver- 
mutung, die wir nicht weiter zu stützen vermögen. Ob nun 
diese Ausdehnung der Berechtigung der Vermittlung des 
Aristeides zu danken war, wissen wir nicht, doch ist es recht 
wohl möglich; daraus Hesse sich dann auch die Stellung des 
Plutarch erklären, welcher, von einer solchen Volksüber- 
lieferung ausgehend, den Text des Aristoteles in diesem Sinne 
auszulegen versuchte, dabei aber viel weiter ging, als die 
Thatsachen, der Text und die allgemeine Ueberlicferung es 
zuliessen. 

Nun müssen wir nach der oben angeführten Stelle Ath. 
Pol. 7, 3 annehmen, dass zu Solons Zeit die Ceoiflrat nur 
die allerniedersten Aemtcr bekleiden durften-, dass in dieser 
Beziehung bis um die Mitte des 5. Jahrhunderts keine Aende- 
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rung vorgenommen wurde, geht nun aber aus Ath. Pol. 26, 2 
hervor, wonach bis a. 457 die CsoYttai nur die äY^öxXtot ipx^t 
bekleideten, unter denen wir im allgemeinen die von den 
Sii^ot gewählten zu verstehen haben werden (Cf. 62, i). Das 
Archontat aber haben sie bis zu diesem Jahre nicht bekleiden 
können, si (iiju icapempdto täv Iv tote vo(jLot(; (Cf. 26^ 2), ein 
Beweis dafür, dass ihnen das sog. Gesetz des Aristeides das 
Recht dazu nicht gegeben haben kann. Auch hier sehen 
wir deutlich, dass die plutarchische Angabe eine irrtümliche ist ; 
denn wenn Aristeides a. 479 auch die t)-^sc — wenn auch 
nur zu den niedersten Aemtern — berechtigt hätte, welcher 
politische Unterschied hätte dann zwischen den beiden letzten, 
doch bedeutend durch das ttpiYjiJLa getrennten Klassen bestanden ? 
Diese hätten dann von 479—457 genau die gleichen Rechte 
gehabt^ denn von einer Abstufung der niederen Aemter unter 
einander hören wir nirgends etwas, was uns berechtigte, die 
bedeutenderen derselben den CeoYttat, die minder wichtigen 
den d^zB<; zuzuweisen. 

Nachdem nun also a. 457 die Ceo^ttat um eine Stufe 
höher gerückt waren, galt es, auch für die syxoxXioi ap^at, 
die natürhch immer noch von den Cso^ttat bekleidet werden 
konnten und jedenfalls auch bekleidet wurden, eine eigene 
Wahlklasse zu schaffen; dies geschah aber jedenfalls nicht 
gleichzeitig mit dem anderen Akte, da dies sonst Aristoteles 
sicherlich an der Stelle, wo er überdies von der ßerechtig- 
ungsfrage zu sprechen hatte, erwähnt hätte. 

Zu Aristoteles' Zeit besassen die ^-^tec das Recht zu 
den Aemtern, wie aus Ath. Pol. 7,4 hervorgeht; dass ihnen 
dieses Recht aber noch im 5. Jahrhundert zuerkannt worden 
war, das spricht schon (Xen.) Pol. Ath. I, 2 aus mit den 
Worten: 8oxst Sixatov sivai waot twv ap^wv [xststvat h t^ tcj) 
xXT(]p(p xal iv rg ^(etpoTOvicf.*) 



*) Und wenn Ath. Pol. 7, 4 erwähnt, dass zu Aristoteles' Zeit, in der die 
timokraHsche Abstufung nach vier Klassen längst beseitigt war, bei der Bewer- 
bung um Aemter nach dem xeXog gefragt worden sei, dass aber bei dieser Ge- 
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Bei dieser Frage muss nun noch ein anderer Umstand 
berücksichtigt werden : früher nahm man an, dass den Mittellosen 
ein Amt nie als etwas Wünschenswertes erschienen sei, da 
ein solches als ein reines Ehrenamt nur Gefahr und Verant- 
wortung, aber keine Besoldung eingebracht habe, dass es 
ihnen damit faktisch so gut wie verschlossen geblieben sei. 
Dass dies aber eine falsche Annahme war, beweist uns 
Ath. Pol. 24, wo die besoldeten Staatsstellen aus der 
Zeit des i. attischen Seebundes aufgezählt werden, die eine 
ganz unerwartet hohe Zahl gebildet haben müssen. Von Zeit 
zu Zeit blieben allerdings diese Besoldungen aus, wie in dem 
Verfassungsentwurfe der aoYYpötysrq vor der Einsetzung der 
400 (Cf. Ath. Pol. 29, 5 ), durch den aber zugleich den ^tec 
das passive Wahlrecht genommen werden sollte, so dass in 
diesem Falle die Besoldungen eben überhaupt nicht mehr so 
notwendig waren. Und geradeso wurden nach dem Sturze 
der 400 (Cf. Ath. Pol. 33, i) die Zahlungen eingestellt, wobei 
wiederum die ^*^t6<; überhaupt von den Aemtern ausgeschlossen 
blieben. So behielt auch die Demokratie den Gedanken bei, 
den die Oligarchie zur Verteidigung ihres zensitären passiven 
Wahlrechts aufgestellt hatte (Pol. 1273» 24): aSövatov y*P 
töv aTtopoövta xaX(ö<; äp^fstv xal o/oXaCetv. Denn wir werden 
als fast ausnahmslose Thatsache sehen, dass nur, solange die 
Mittellosen zu Aemtern berechtigt sind, auch die [xto^ot dafür 
bestehen. (Cf. Pol. 1293» i ff.; 1320» 17; (Xen.) Pol. Ath. I, 3.—) 

Um nun in der Frage, wann die ^x^(; das Recht zur 
Bekleidung von Aemtern erhalten haben, eine Entscheidung 
zu finden, haben wir vorzüglich Ath. Pol. 24 und 26 zu ver- 
gleichen. Im ersteren Kapitel wird eine grosse Anzahl von 

legenheit niemand etwas von einem xeXo? '8nr]Ttx6v habe verlauten lassen, so 
sehen wir daraus nur, wie unangenehm noch damals die Erinnerung an die 
einstige Beschränkung des Wahlrechts in den Köpfen fortleljte, nicht aber, dass 
sie noch damals bestand. Hieher gehört es auch, wenn uns Ath. Pol. 26, i 
andeutet, bis zum peloponnesischen Kriege sei es, wenn auch nicht Gesetz, so 
doch Brauch gewesen, nur Angehörige der altadeligen Familien auf die Strate- 
genstelle zu bringen; doch trug deren teilweise recht unglückliche Thätigkeit 
sehr viel dazu bei, den Zutritt zu diesem Amte auch faktisch den niederen Klas- 
sen möglich zu machen. 



^4ia 
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Acmtern erwähnt, die in der Blütezeit des attischen Seebundes 
besoldet waren; mag auch bei der Zusammenstellung ein 
kleiner Anachronismus mit untergelaufen sein, auf den Busolt 
(„Griech. Staatsaltert."* p. 168) hinweist, so können wir doch 
annehmen, dass noch vor der Mitte des 5. Jahrhunderts alle 
Staatsämter, wahrscheinlich auch die der Demen, dazu auch 
die Gerichtshöfe besoldet waren, eine Thatsache, die in der 
Berechtigungsfrage eine sehr wichtige Rolle spielt. Erinnern 
wir uns dabei an den schon mehrfach betonten Umstand; dass 
im Verhältnis zu der ungemein grossen Anzahl der zu be- 
kleidenden Aemter die Zahl der zu diesen zur Verfügung 
stehenden Bürger keine zu grosse war; und bedenken wir, 
dass die vielen Kriegszüge diese noch verringerten (Cf. Ath. 
Pol. 26, f.), — und dies traf besonders die oberen Klassen — 
so finden wir es ganz natürlich, dass eine Vermehrung der 
zu Staatsleistungen zur Verfügung stehenden Büi^er in der 
Weise durchgeführt wurde, dass man auch die 4. Klasse dazu 
berechtigte, was vermutlich eben so stufenweise geschah, wie 
überhaupt die Hebung des 4. Standes. Aber diesem konnte 
man nur in der Weise wirklich ein Geschenk geben, dass 
man ihm auch praktisch die Möglichkeit gab, solche Aemter 
zu bekleiden; und dazu diente die Besoldung, die ganz zwei- 
fellos besonders dem niederen Volke helfen sollte, sich an 
den Staatsgeschäften beteiligen zu können. Gleichzeitig hatte 
der attische Seebund die Thätigkeit der Richterkollegien ins 
Ungeheure gesteigert; sie hatten sich fast Tag für Tag zu 
versammeln , so dass die Richter privater Thätigkeit und Er- 
werb ganz unmöglich mehr nachgehen konnten, wesentlich 
anders, als zur Zeit der Einsetzung dieser Volksgerichte; die 
Einflihrung eines Richtersoldes war somit bei dieser gestei- 
gerten Anforderung an den Einzelnen unbedingt nötig, wenn 
man den d^tec das ihnen durch Solon verliehene Recht jetzt 
nicht illusorisch machen wollte.*) Diesem Richtersolde, der 

•) Für wie nötig dies Aristoteles für die attische Demokratie hält, zeigt 
er u. a. Pol. 1320* 17 ff. 
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zwischen 460 und 458 eingeführt wurde, folgte die Einführung 
des Buleutensoldes, der kaum mehr lange auf sich 
warten liess; somit waren die nächst der lxxXY]aia grössten 
Körperschaften des attischen Staatswesens besoldet. (Cf. Wi- 
lamowitz a. a. O. II, 95.) 

Mit der Einführung des Buleutensoldes nun oder wenig- 
stens kurz nachher wurde gewiss auch den ä'^te^ das Recht 
zugestanden, den Posten eines Ratsherrn zu bekleiden, dem 
dann weitere Rechte gefolgt sein mögen. Wir können auch 
die Einführung eines pnoO-og ßooXsottxöi; nur verstehen, wenn 
wir zugleich annehmen, dass dieser allen Bürgern zugute kam ; 
sonst wäre ein darauf hinzielendes 7rpoßöoX80|i.a in der IkxXtq- 
oi'a nie und nimmer durchgegangen, oder wenigstens wäre 
die Missstimmung der nicht berechtigten Klasse damit aufs 
Höchste gesteigert worden. Denn wenn diese mit ansehen 
musste, dass man die überdies schon genügend bevorrechteten 
Klassen durch einen neuen piioä'öc in ihren Rechten noch ein- 
mal besonders bestätigte und befestigte , so war damit auch 
flir die Zukunft alle Aussicht aufzugeben, dass auch die gegen- 
wärtig nicht Berechtigten einmal dieses Recht erhalten sollten. 

Für die Vollberechtigung dieser 4. Klasse glauben wir 
aber auch ein bestimmtes Datum geben zu können. 

a. 451 brachte Perikles ein Gesetz durch (Ath. Pol. 26, 4): 
(fi] |i.sr^)^siv tfiQ Tt^Xsox;, 8<; av (jiy] ü a(i^oiv aatotv tq ^&^oy(A(;, 
Der Grund, den Aristoteles für die Einbringung dieses Ge- 
setzes angibt, nämlich damit gegen die übergrosse Vermeh- 
rung der Bürgerschaft vorzugehen, scheint uns mit der jeden- 
falls richtigen Angabe Ath. Pol. 24, i in Widerspruch zu 
stehen, dass Jahr für Jahr 2 — 3000 Mann infolge der unge- 
schickten Kriegführung verloren gingen, Athen also schwere 
Einbusse an Kriegern erlitten habe. Nun lässt sich aber eine 
sehr gute Erklärung für diesen anscheinenden Widerspruch 
finden. 

Welchen Zweck konnte nur diese Revision der Bürger- 
listen gehabt haben? Offenbar den, dass man die seit langen 
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Kriegsjahren bunt durch einander gewürfelte Masse, die sich 
naturgemäss zumeist zum 4. xiiiruLa zählte, erst auf ihre Le- 
gitimität untersuchen wollte, um dem 4. Stande dann, d. h. 
den als rechtmässige attische Bürger Anerkannten, auch ein 
passives Wahlrecht einzuräumen, an dem nur echtbürtige 
Athener teilzunehmen berechtigt waren. Vorher mag die 
Zahl der Staatsvollbürger eine recht geringe gewesen sein, 
zumal diese sich nur aus den durch die vielen Kriegsdienste 
geschwächten drei ersten Klassen rekrutierten ; jetzt aber war 
mit einem Schlage die Zahl so vergrössert worden, dass wir 
nicht nur das Vorgehen des Perikles, sondern auch die Er- 
klärung des Aristoteles als sehr berechtigt ansehen müssen 
So muss also im Jahre 451 den ^-^Tec das pas 
sive Wahlrecht eingeräumt worden sein , unge 
fähr gleichzeitig mit der Einführung des (i.taä'öc ßooXsotixoc 
und letzterer liess sich gerade damals um so leichter einführen 
als im Jahre 451 der fünfjährige Waffenstillstand zwischen 
Athen und Sparta die Kriegsunruhen beendigte, und seit 456 
(454?) auch die Bundeskasse von Deios nach Athen überge- 
siedelt war, womit sich gewiss ein Aufschwung in den Finanzen 
des Bundeshauptes verband. 

Und auch die übrigen Verhältnisse waren sehr günstig 
dafür, dass man dem 4. Stande die ihm so lange vorent- 
haltenen Rechte zuerkennen konnte. Bei Salamis und Plataiai 
war der 4. Stand allerdings auch schon so hervorragend be- 
teiligt gewesen, dass er schon damals eine Belohnung für 
seine Haltung wohl verdient hätte. Aber einerseits war zu jener 
Zeit das Adelsregiment noch so mächtig, dass es nicht so 
viel vom seinen alten Rechten hergeben wollte; und anderer- 
seits war damals, wie Ath. Pol. 23, i dargestellt wird, dem 
Areopag von allen Parteien in gleicher Weise die Palme des 
Sieges und als Siegespreis die oberste Leitung des Staats- 
wesens stillschweigend zuerkannt worden, so dass die Theten 
keine Gelegenheit hatten, um eine Belohnung für sich be- 
sonders zu kämpfen. Dass es aber jetzt nicht mehr lange 
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nach a. 457 dauerte, bis auch die ^^tsc dieses passive Wahl- 
recht erhielten, dafür spricht noch ein anderer Umstand. Mit 
der Berechtigung der Ce^Yttat zum Archontat war nun zwischen 
den 3 oberen Klassen und der 4. Klasse eine tiefe Kluft ent- 
standen, die nicht geringer war, als die 2 Jahrhunderte lang 
viel bekämpfte zwischen der römischen nobiUtas und der plebs ; 
wäre jene nicht bald überbrückt worden, so müssten wir 
zweifellos etwas von grossen Kämpfen des 4. Standes um 
sein Recht erfahren, die aber verhütet worden sind. So 
müssen wir annehmen, dass weise Staatsmänner und allen 
voran Perikles rasch freiwillig die Kluft überbrückten, wie 
dies mit der Berechtigung der ^Tjtsg zu den niedersten Aemtern 
ganz ausreichend geschehen ist. 

Die drei oberen Stände, die der Hauptgrundbesitzer, 
zählten in ihren Reihen immer noch sehr viele Angehörige 
der altattischen und adeligen Familien, von denen aber viele 
im Kriege ausgestorben oder auch verarmt sein mochten, so 
dass sie dem Staate nicht mehr sehr viel nützen konnten. 
Und neben diesen stand das 4. TtpLYjfjLöt, bestehend aus den 
Besitzlosen, den gewöhnlichen Bürgern, die von Handel 
und Gewerbe lebten, wie auch den Gross- und Klein- 
kapitalisten, die jedenfalls erst seit diesem Jahrhundert, 
in dem der Handel zu so grosser Bedeutung emporgewachsen 
war, eine besondere Rolle spielten. Wenn nun dieser 4. Stand 
auch wesentlichen Anteil am Staatsleben erhielt, so war der 
Kern dieser Neuerung, wie Oncken sagt, der diese allerdings 
in die Zeit des Aristeides setzt, die „politische Gleichstellung 
des Standes von beweglichem Vermögen mit den drei solo- 
nischen Ständen des Grundbesitzes.'' Und dieser Ausbau der 
staatsrechtlichen Verhältnisse zugleich mit der Entwicklung 
des 4. Standes als einer Kapitalmacht, die sich seit der 
Gründung des i. attischen Seebundes mit fortgesetzter Stei- 
gerung vollzogen hatte, war eine ebenso staatsmännische, wie 
folgerichtige That des Perikles. Denn der früher vielfach 
verpönte Handel war auch in Athen zur Blüte gekommen, 
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seitdem die überall verstreuten Kolonien und vielfach eng 
befreundeten Bundesgenossen den Austausch an Erzeugnissen 
aller Kulturländer des Mittelmeeres erleichtert, ja geboten 
hatten. Der erste attische Seebund hatte auch nie mehr eine 
höhere Blüte erreichen und selbst fester bestehen können, als 
zu der Zeit, da er weniger kriegerischen, als vielmehr rein 
merkantilen Zwecken diente, eine Blüte, die sich heute noch 
widerspiegelt in den damals ausgeführten und begonnenen 
Wunderwerken attischer Kunst, an deren Errichtung auch der 

4. Stand einen wesentlichen Anteil hatte. 

So blieben denn die Verhältnisse seit der Mitte des 

5. Jahrhunderts in ruhiger Stetigkeit zunächst erhalten, bald 
aber garantiert durch das erfolgreiche Zusammenarbeiten aller 
Kräfte gegen die auswärtigen Feinde des kleinen attischen 
Staatswesens. Und als dann Schlag aut Schlag über dasselbe 
liereinbrach, als endlich die sizilische Expedition so unsagbar 
jammervoll zu Ende gegangen war, da erhob sich die Olig- 
archie, um das seit 451 ganz verlorene Gebiet dem er- 
matteten Volke abzuringen, ein Kampf, der in den Jahren 
413 — 403 Athen nicht viel weniger geschädigt haben mag, 
als es der gegen den äusseren Feind that. Und eigentümlich : 
das Volk war durch das Unglück und die jahrelangen Qualen 
und Aufregungen so ermattet, dass es sich mit erstaunlicher 
Gefügigkeit von den Reaktionären fast aller Errungenschaften 
berauben Hess, in deren Besitz es sich erst seit kurzer Zeit 
nach so langem, mühevollem Ringen sicher fühlte. 

Die politisch wichtigste That der damaligen Oligarchen 
zur Erreichung dieser Zwecke war jedenfalls die Beschrän- 
kung des Wahlrechts, sowohl des aktiven, wie des passiven 
auf Ve — V» ^^^ gesamten früheren Vollbürgerschaft, wozu sie 
aber erst schritten nach Erlassung einiger noch volksfreund- 
lich und gemässigt aussehender Massregeln, wie der durch 
allgemeine Volkswahlen bestimmten 10 ;rp(5ßooXot und ihrer 
20 Ergänzungsmänner, einer Behörde, die allerdings bei der 
Unbestimmtheit ihres Wirkungskreises und der geringen An- 
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zahl ihrer Mitglieder bald ein oligarchisches Parteiorgan werden 
konnte. Unter den vielen damals vorgeschlagenen und auch 
teilweise durchgeführten Massregeln, die hier eingehend durch- 
zusprechen eine Unmöglichkeit wäre, erscheinen uns zwei als 
die wichtigsten: die Erwählung der 400 und die Bestim- 
mung der Körperschaft der 5000, die wir hier in mög- 
lichster Kürze betrachten wollen. 

Was die Erwählung der 400 betrifft, so haben wir 
hierüber zwei Angaben, die einander anscheinend völlig wider- 
sprechen, aber bei der Sicherheit, mit der sie ausgesprochen 
werden, doch irgendwelche Berechtigung zu haben scheinen, 
so dass wir notwendiger Weise dieselben näher zu betrachten 
haben. Thukydides (VIII, 67, 3) sagt: 

Ixaröv avSpa^, xal zm sxatöv Sxaotov Tcpö« iaotöv zpsl<: • iX-ftdvtac 

8^ aototx; tetpaxöotoix; ovta? Ic tö ßooXeotTiJptov äp^fstv 

Demgegenüber lautet die Angabe des Aristoteles Ath. Pol. 
31, I folgendermassen : 

ßooXeöetv (liv Tetpaxootoo« xata ra Trdttpta, tettapAxovta 
ki ixdtonfjg <t*^c> yoX-^c, ^x TcpoxpiTwv oo<; äv §Xo>VTac ol yoXstat 
TÄv liitkp Tptdxovta etY] ysy^vötcov. — Dazu kommt noch die 
Angabe Lys. XX, 2, 7, 14, 16, woselbst die Erwählung der 
400 durch die yoXstat bestätigt wird. 

Beide so verschiedenen Angaben sind so bestimmt ge- 
halten, dass ein Kern von Wahrheit darin enthalten sein 
muss; aber in jeder finden wir auch Mängel, die wir jedoch 
jedesmal durch die Worte der anderen zu heben vermögen. 
So haben wir uns bei Aristoteles zu fragen : wer wählt die 40 ? 
wie werden diese gewählt? Zwei Fragen von ausserordentlicher 
Wichtigkeit. Bei Thukydides müssen wir uns die Frage vor- 
legen: wie wählen die TrpöeSpot die 100? woraus werden diese 
gewählt ? 

Den ersten Wahlkörper bilden jedenfalls die 5000, auf 
die in der damaligen Zeit das Bürgerrecht beschränkt worden 
war; sie müssen an der Erwählung des Rates beteiligt sein, 
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der dann alle Beamtenwahlen selbst in die Hand nimmt; 
welchen Zweck hätte sonst die Ernennung von 5000 Voll- 
bürgern gehabt, wenn 'diese gar keine Befugnis hätten be- 
kommen sollen ? Später allerdings bestanden die 5000 nur 
noch tcp 6v6^oLti (Cf. Ath. Pol. 32, 3; Thuk. VIII, 89,2), da 
überhaupt nur einmal der Rat zu wählen war. Diese 5000 
wählten aber nicht definitiv, sondern nur durch Trpöxpiotg, und 
zwar phylenweise , worauf aus diesen phylenweise Trpöxpttoi 
für jede Phyle 40 gewählt wurden ; es ist dies also schon eine 
aTpsatc ki aip6tü>v, die wir vorhin als ein echtes Element der 
Oligarchie kennen gelernt haben. Nun fragt es sich, wer 
diese Wahl aus den wpöxptrot vornimmt , und wie diese voll- - 
zogen wird; hier tritt die Angabe des Thukydides helfend 
ein, der .uns sagt, dass die 5 TcpoeSpot lOO Mann zu wählen 
hatten. Die Künfzahl passt zur damaligen Wahlkreiseinteilung 
nur, wenn wir annehmen, dass je 2 Phylen einen irpöeSpoc zu 
wählen hatten; und auf diese 5 npöeSpoi kommen nun die 100 
zu Wählenden. Wie wir nun annehmen, dass jeder TrpöeSpo^ 
von 2 Phylen gemeinsam gewählt wurde, so müssen wir auch 
annehmen, dass die ^tpöeSpot die Wahl der 100 auch phylen- 
weise vornahmen, in der Weise also, dass ein ;rpo'e8po<; zu- 
gleich für zwei Phylen — jedenfalls für die, welche ihn selbst 
gewählt hatten — die Abgeordneten wählt und zwar aus den 
von den 10 . 500 yoXdtat bestimmten TrpöxptTot, d. h. im ganzen 
20, für jede Phyle also 10.*) Von den so gewählten i<X) Mann 
hatte mm jeder sich noch weitere 3 dazu zu wählen, und zwar 
wiederum aus den von den 10 . 500 yoXdtat erlesenen Tcpöxpitot, 
so dass auf diese Weise aus den TrpöxptTOt 400 entnommen 
wurden. 

Darnach lässt sich wohl auch annähernd die Anzahl der 
:rpöxptTOt bestimmen ; 40 mussten aus jeder Phyle definitiv ge- 
wählt werden, 40 weitere waren nötig für eine etwaige l^rtXd^fTjot?, 



*) In der Vorwahl der 400 durch die Phylen sollte, wie Wilamowitz a* 
a. 0. 11^ p. 115 betont, ein Schein der Rückkehr zu den Formen der alten 
Zeit liegen. 
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die man damals wohl auch beibehalten hatte, so dass also 80, 
wahrscheinlich aber 100 aus jeder Phyle vorgewählt werden 
mussten. 

Bei der Erwähiung dieser 400 begegnen uns also vorwiegend 
oligarchischc Elemente *) ; eine Looswahl konnten die Olig- 
archen kaum dabei zulassen , wenn es sich auch hier nur 
um eine Loosung aus den schon vorher bestimmten 5000 ge- 
handelt hätte, bei der afpeaic hatten sie das Resultat besser 
in der Hand. Diese konnte nicht mehr gefährlich sein, weil 
man unter die 5000, von denen die Trpöxptatc vorgenommen 
wurde, doch jedenfalls überwiegend oligarchisch Gesinnte 
aufgenommen hatte. Und aus diesen :tp6xpttot wählten sich 
die oligarchischen 5 TcposSpot, deren jeder gewiss unter starker 
Beeinflussung von seiten der oligarchischen Partei durch seine 
zu den 5000 gehörigen 2 • 500 yoXstat gewählt worden 
war, die ihnen am meisten zusagenden 100, denen sie die 
Auswahl, der übrigen 300 ruhig überlassen zu können glaubten. 
Dass die TrpösSpot, und zwar durch atpsat^, auch in diesen Rat 
aufgenommen werden mussten^ wie jedenfalls die resp. fiikizcm 
eines jeden TcpöeSpoc unter dem Drucke der oligarchischen 
Strömung sehr wohl zu verstehen bekommen haben mögen, 
scheint übrigens natürlich. 

Ueber die Grundsätze für die Bestimmung der 5000 
finden wir bei Aristoteles zweierlei Angaben: 

Ath. Pol. 29, 5: -rijv 8' äXXYjv TroXtteiav imzpi^ai naoay 
'A^7)vata)v tote SovaTcotdTOig xal tote ocöpiaqtv xal zolc; jjpiijjjLaotv 
XiQTOopYetv , [IT] sXaTTOV 7] TcsvtaxtaxtXtotg , wozu die fast wört- 
liche Wiederholung dieser Worte Thukyd. VIII, 65, 3 zu ver- 
gleichen ist, wie auch Thuk. VIII, 67^ 3. Hiezu sind nun 
aber noch folgende Stellen beizuziehen : Ath. Pol. 33 , i : 
zoL irpaYliata ^tapISwxav zol^ 7cevtaxtaxtXtot<; tol^ ix twv oicXwv 
und 33, 2: Ix twv o;rXo)v t-^c TcoXttstac ooayjc. Thuk. VIII 
97, I : etvai 8' aotwv (sei. twv TTsvtaxtoxtXtcov), ojcöaot xal OTcXa 
^tap^X^vtat. — 

~^ *) Cf. Pol. 1294*» S, 12, 29; 1266*14; 1301a 10— 15; 1323» 9. 
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In dieser Frage stimmen nun Thukydides und Aristoteles 
in allen Punkten so genau, vielfach wörtlich, überein, dass 
wir hier einerseits eine Anlehnung des letzteren an ersteren 
annehmen müssen und andererseits eine Gewähr für die Richtig- 
keit jener Angaben in den Persönlichkeiten der beiden grossen 
Autoren selbst besitzen. 

Was die Körperschaft der 5000 betrifft, so muss 
es uns doch zunächst wundem, dass die nach dem Sturze der 
400 eingerichtete gemässigte Demokratie jene von den 400 
übernommen haben soll, wie es uns anscheinend Thukydides 
und Aristoteles überliefern. Doch ist für die beiden Körper- 
schaften der 5000 ein ganz wesentlicher Unterschied wahrzu- 
nehmen. 

Thuk>'dides wie Aristoteles definieren uns die zu den 
5000 der oligarchischen Regierung zu Wählenden in über- 
einstimmender Weise ; Ath. Pol. 29, 5 : tote SovatcoTdiotc xal 
tote oü)(i.a(3iv xal rote 5(pY](JLaatv XigtoDpYstv , jit) SXattov y) 
mvzaY.ioyikioK;. Thuk. VIII, 65, 3: oote (le^sxTiov . . . icXeiootv 
7] TtevtaxtaxiXifotc , xal toötok;, 0? av piaXtata zol<; te 5(pY]- 
[JLaatv xal tote (3(«)|i.aatv äysXelv ototts wotv. Und hiezu ist 
nun noch die Stelle Thuk. VIII, 6y, 3 zu ziehen: {tYjte äp- 
X^jv ap^stv (JLYjSeiJLtav ert ix toö aotoö xöofiLOo (fujTS (JLia^oyopetv. 
Von Wichtigkeit ist hier auch noch Lys. 34, 4: lict- 
^xoLO^s Yap xav tote ^9' t^(jl(öv öXiYapxtatg (d. h. a. 411 & 404) 
YSYev7)[i.§vat(; 00 tod(; Y'^v xsxTYjjiivotx; ^-/ovioic, ttiv 7r(iXtv, äXXa 
xal TToXXooq jt^v aotwv aro^avövtag , ;üoXXo6<; 8' ix t*^(; ttoXswc 

IXTTSOOVTag. 

Auf diese Weise wird der Charakter der oligarchischen 
5000 definiert, während von den nach dem Sturze der 400 
eingesetzten stets als von den oTtXa icape)^6[xevot die Rede 
ist. Aus diesen Angaben ersehen wir, dass die Zugehörigkeit 
zu den ersten 5000 geknüpft war an körperliche und mehr 
noch an finanzielle Leistungsfähigkeit. Wir kennen auch aus 
früheren Zeiten, schon aus Drakons Verlassung, eine Eintei- 
ung der Bürgerschaft, abgestuft nach den Besitzverhältnissen, 

7 
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die aber\ wie es stets in der Demokratie beibehalten wurde, 
nur nach der (pavepd ooata, dem Grundbesitz, nicht nach der 
beweglichen Habe, der iyav^i; ooo^a, bemessen wurden, und 
nach welchen seit der drakonischen Verfassung die timokra- 
tische Abstufung durchgeführt wurde. Bis zur Mitte des 5. 
Jahrhunderts waren aber nur die 3 oberen der aus dieser Ab- 
stufung hervorgegangenen 4 Stände, die (Cf. Ath. Pol. 4, 2) 
schon in der drakontischen Verfassung als oicXa tüapsxöfievoi 
— das sind die aus eigenen Mitteln ihre volle Bewaffnung 
stellenden, zu den 3 oberen Ständen gehörigen und als Hop- 
Uten dienenden Bürger — bezeichnet wurden, zur Bekleidung 
von Staatsämtern berechtigt, erst von da an auch die 4. Klasse 
die der ^tsc. Diese Klasseneinteilung war somit durch das 
Alter geheiligt, sie war allmählich ein Schild der Demokratie 
geworden, deren Anhänger nun auch zweifellos in alle 4 Klassen 
verstreut zu finden waren. Wollten nun die Oligarchen sich 
auf breiterer Basis eine Stütze suchen, so durften sie natürlich 
zunächst den 4. Stand, die ^jisc, nicht gerade so herüber- 
nehmen, wie er als staatsrechtliches Ganzes bestand; denn in 
ihm befand sich neben den grundbesitzlosen Gross kapita- 
listen die ganze grosse Masse der überhaupt besitzlosen 
Proletarier, die natürlich nie die Bestrebungen einer ex- 
klusiv oligarchischen Regierung unterstützt hätten. Dagegen 
der andere Teil der 4. Klasse, die oft sehr reichen , aber 
grundbesitzlosen Kaufleute war für die Oligarchen ein sehr 
willkommenes Objekt, da ja Reichtum doch das egoistische 
Anfangs- und Endprinzip der Oligarchie bleibt. 

So war jedenfalls die solonische Klasseneinteilung für sie 
recht unangenehm , da sie die einen aus diesen Klassen recht 
gerne herübernehmen , die anderen aber weglassen wollten. 
Und dass diese Timokratie ihren Bestrebungen einen Stein in 
den Weg legte, den sie zu beseitigen bemüht waren, das be- 
weist uns der sehr bald gefasste Beschluss Thuk. VIII, 6]^ 
3 : (JLTJts Apx*^v äpxetv [jLY]8e(A.iav lit ix toö aotoö xöa[X0D. Darum 
schufen sie sich ein eigenes System für die Beteiligung am 
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Staatsleben, indem sie die demokratische, auf dem Grund- 
besitz ruhende Klasseneinteilung aufhoben und 
ein neues Mass dafür ansetzten, nach dem Mitglieder aus allen 
Klassen, aus der ersten wie aus der letzten, sich beteiligen 
konnten.*) Und das Mass war nun ein Ansatz von barem 
Vermögen — vielleicht gleich dem Ritterzensus, ins Bare 
umgewandelt — , das immer mehr exklusiv wirkt und egoisti- 
sche Ziele verfolgt, als der Grundbesitz selbst. Nun brauchten 
sie ja auch — ausgenommen für wenige permanent in Amts- 
thätigkeit befindliche Posten, wie die 9 Archonten und die 
jeweiligen Prytanen — keinen (jLia^og mehr zu geben; sie 
hatten ja nur Besitzende in ihren Reihen. (Cf. Ath. Pol. 29, 
5.) So haben sie sich eine exklusive Klasse geschaffen, der 
liaturgemäss die Besitzlosen, deren die grösste Anzahl sich 
immer in dem 4. ti^ti^oL befand, aufs Schärfste opponieren 
mussten. 

Nach diesem Vorgehen war es ziemlich gleichgiltig , in 
welcher Weise sie ihre Beamten wählten, die doch nun ein- 
mal nur aus den Reihen der 5000 entnommen werden durften, 
und zwar von dem Rate, zu dem wieder das aktive wie passive 
Wahlrecht nur den 5000 zustand, gewählt werden sollten. 
Darum konnten auch in dem für die zukünftige Verfassung 
gemachten Vorschlage die niederen Beamten ruhig erloost 
werden, und zwar aus den nach dem vorhin festgestellten 
Masse erwählten 5000; das Loos konnte jetzt nur noch Ge- 
sinnungsgenossen der Oligarchen wählen, es hatte seine demo- 
kratische Bedeutung verloren und nur die für eine geregelte 
und unbeeinfiiussbare Rotation beibehalten; denn dass man 
auf diese Weise eine geordnete Rotation durchführen wollte, 
das zeigt uns Ath. Pol. 31,3: twv 8* äXXwv ap^Äv äXy)V t-^c 



*) Für diese Auffassung spricht auch deutlich die oben angeführte Stelle 
aus Lysias' 34. Rede, die Wilamowitz a. a. O. II , 11, p. 227 anders und 
anscheinend zu künstlich ausdeutet; •(''1^ xexxY][i.evot ist stehende Formel für 
„Grundbesitzer", und diese suchte die Oligarchie als Konservative zu 
vermeiden. 
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ßooXTjc xal Tü)v otpanrjYÄv (ilt) IJetvat (jltJts toötotc (i.ii^'^s äXX(|) 
(jLYjSevl ttXsIov t) aTcaS ap£at rrjv aöt7]v apxi^v. 

So war es um die Berechtigung des S'^(jlo(; in dieser 
Periode kaum besser gestellt, als später in der Zeit der 
tptdtxovta ooYTpaysfc, die zuerst aus looo und dann aus 3000 
von ihnen selbst bestimmten Vollbürgern ihren Rat und die 
Beamten erwählten. (Cf. Ath. Pol. 35, i : Trevtaxootooc 8d 
ßooXsotdc xal rd? SLXkfx<; ap^dg xataanjoavtec Jx Trpoxpitwv Ix 
zm 5(tXiö)v. 36, i: xaraX^YOoatv twv tcoXitäv TpiaxtXt'ooc, i? 
[i.6ta8ü)oovTe(; r^c TtoXitstac 36, 2: ßooXd[JLsvot (tetaSoövai toiq 
iTTtetx^oi Tpi05(tXiotc (Ji.övoy (xetaStSöaatv.) — 

Das Volk hatte in beiden Fällen gar nichts mehr bei der 
Staatsregierung mitzureden , beidemale war die Demokratie 
ganz und gar abgeschafft. Aber gerade dieses radikale und 
auch übereilte Vorgehen der Oligarchen gegenüber der unmittel- 
bar vorhergegangenen, systematisch durchgeführten und tief 
eingelebten Demokratie hat diesen reaktionären Verfassungen 
schon bei ihrer Geburt den Tod gegeben; beide Revolutionen 
haben nur den Erfolg gehabt, dass nach kurzen oligarchischen 
Regierungen und nach vielem Blutvergiessen die alte Demo- 
kratie wiedererstand. 

Und doch bekommen wir bei oberflächlicher Betrachtung 
der nach dem Sturze der 400 eingeführten gemässigten Ver- 
fassung den Eindruck, als sei diese gerade in dem wesent- 
lichsten Punkte, der ßerechtigungs frage, der vorher- 
gegangenen oligarchischen Verfassung gleich geblieben. Aber 
dem ist durchaus nicht so : so gemässigt , ja halbwegs 
oligarchisch , diese von Theramenes und Aristokrates einge- 
richtete Demokratie zu sein scheint, sie hat vor allem Anderen 
das Hauptwerk der Oligarchen, den von diesen neu geschaffenen 
Wahlkörper der 5<X)0, beseitigt. Sie ist zwar nicht 
sofort in die alte Volksherrschaft, wie sie seit a. 451 mit einem 
aktiven und passiven Wahlrecht aller 4 Stände bestand, wieder 
eingetreten ; denn diese hatte — das hatte man am Ende der 
sizilischen Expedition einsehen gelernt — mit den massloscn 
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Beamtenbesoldungen und der gesteigerten Demagogie schlimme 
Früchte getragen. Und auch jetzt stand man noch mitten im 
Kriege, es galt, im Innern ein freies, aber vernünftiges und 
sparsames System einzuführen. Und dies geschah, wie Ath. 
Pol. 33, 2 sagt, aufs Glücklichste: Soxoöot Sk xaXcoc TtoXtieofl^vat 
xata TOOTOoc loög xaipoog , 7CoX^(iOo re xa^eatwTOc xal ix täv 
ojcXcöv T^c TtoXitetag oSoy]<;. (Vgl. dazu auch die lobende Aeusser- 
ung Thuk. VIII, 97, 2.) iJiVfV. V 

Dieses beifäUige Urteil des Aristoteles. -über diese Ver- 
fassung lässt sich sehr wohl begreifen, wexif, /{T)4a, 3?^cteü^fe 
dass dieselbe identisch ist mit der von Aristoteles geforderten 
und gepriesenen ^oXtreta. (Cf. Pol. 1 297 ^ i : 8st rrjv ^toXttetav 
etvat ix Tü)V ta o^Xa l^^övttöv [idvov.) Man übergab nun die Teil- 
nahme an den Staatsgeschäften wiederum an TrevtaxtaxtXtot, 
die aber unterdessen ganz andere geworden waren, als die 
früheren des Jahres 411/ 10. Von ihnen sagt Ath. Pol. 33, i: 
td ÄpdY(i.ata TcapdSwxav tote TtsvtaxtaxtXtotc zol<; ix xcöv S;rXa)v. 
In ähnlicher Weise spricht sich darüber auch Thukydides VIII, 
97, I aus: slvat 8' aäiöv (sei. vm TtsvTaxta^ftXtwv) , 6n6aoi xal 
orcXa 7tap^5(OVTat. 

Somit ist als Grundbedingung für diese TcoXtteta auf- 
gestellt das S^rXa Traps^fsa^at, also eine wesentlich andere, 
als zuvor in der oligarchischen Verfassung; wie oben schon 
ausgeführt, müssen wir unter oTcXa :tapexö(JLsvot die verstehen, 
welche aus eigenen Mitteln ihre Bewaffnung bestreiten konnten, 
also die, welche durch Drakon politische Rechte bekommen 
und bis zum Jahre 451 — was das Vollbürger- und Wahl- 
recht betrifft — allein besessen halten, die drei oberen 
u[n(]|iaTa, so dass der wohl mit Anlehnung an die vorige Ver- 
fassung gegebene Name TcevTaxto^f tXtot nur noch Titel*) 
blieb, nicht etwa die wirkliche Anzahl der Vollbürger aus- 
drücken sollte. Denn nehmen wir an , dass die Bezeichnung 
unoLXioyi'kioi uns wirklich die Anzahl der iirtTt(JLOt wiedergebe, 
so müssten wir hieraus schliessen, dass wiederum eine ganz 

*) Vgl. unseren heutigen terminus: „Die oberen Zehntausend". 
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beschränkte Anzahl der Wohlhabenden ausgeschieden worden 
wäre ; denn welche der herkömmlichen Klassengliederungen 
hätte sich mit der Ausscheidung von 5000 Männern decken 
können? Damit wäre dann nicht der geringste Fortschritt 
von der extrem- oligarchischen Richtung der 400 geschehen, 
und schliesslich Hesse sich bei einer solchen Grundlage des 
Bürgerrechts. das beifällige Urteil des Aristoteles und Thuky- 
*dides.di»*Chacis: nicht verstehen. Also müssen wir annehmen, 
4assL , damals ebci>. doch die Berechtigung wieder auf die 3 
' o'b'-eTdÄ.XTäi&is en ausgedehnt wurde, eine Thatsache, die 
recht wohl in den Rahmen der Geschichte hineinpasst. Eine 
Soldzahlung war hier ebensowenig nötig , da die Berechtigten 
Vermögen besassen, wie gefährlich, da man noch mitten im 
Kriege stand und eine solche Einrichtung die Aemter dem 
nun zurückgesetzten 4. Stande wieder weit begehrenswerter 
hätte erscheinen lassen, als wenn sie nur Ehrenämter gewesen. 
Somit geschah in dieser Verfassungsreform eine Rückkehr 
zur TcdTptoc TtoXtteta, die allerdings eine wesentlich andere 
war, als sie später der Friedensschluss des Jahres 404 in 
unehrlicher Weise verlangte. — Doch nicht lange mehr duldete 
die grosse Masse die Beschränkung, die ihr durch die neue 
Verfassung auferlegt worden war; man kehrte noch im 
Jahre 410 nach der Schlacht bei Kyzikos, wo sich die Flotte, 
das Bollwerk der Demokratie, so besonders ausgezeichnet 
hatte, mit allgemeiner Begeisterung zum Stande der vollen 
Demokratie zurück, indem auf Antrag des Demophantos 
(Cf. Andokid. Tusp. (loot. 96) das ganze Volk a. 410 auf die 
neue Verfassung vereidigt wurde.*) Man lebte sich jetzt allen 
Ernstes wieder in die volle Demokratie ein, die man auch 
durch Gesetzes- und Verfassungsrevision zu stützen eilte. 
(Cf. C. I. A. I, 58, 61 ; Lys. 30, 2.) Zweifellos wurde nun 
auch das Vollbürgerrecht wieder allen Athenern gegeben. 



*) Eigentümlich ist die Wiederholung dieses Bildes während der französi- 
schen Revolution: allgem. Verfassungseid, später Zweikampf zwischen Robe- 
spierre und Danton (Kritias und Theramenes). 
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wenn wir auch darüber keine ausdrücklichen Angaben besitzen ; 
doch dass dies der Fall gewesen sein müsse, sehen wir an 
dem Wiederaufblühen der Demagogie, die nur in einer voll- 
endeten Demokratie denkbar ist. Und dieser alte Fluch der 
extremen Demokratie hatte sich rasch wieder eingestellt; mit 
ihrer ganzen Schmählichkeit beherrschten die Demagogen 
bald wieder das öffentliche Leben, in dem besonders zwei 
ihrer Thaten einen tiefen Eindruck hinterlassen haben, die das 
Vertrauen der Fremden wie der Athener selbst zu dieser 
jungen Verfassung arg schädigen mussten. a. 410/09 wurde 
von Kleophon (Cf. Ath. PoL ^8, 3.) das d-ewptxö'v eingeführt, 
das auf die Athener gewiss weniger acsthetisch-sittlich , als 
vielmehr hödist entsittlichend wirkte. Denn ganz abgesehen 
davon, dass die Diobelie nun ein Köder wurde, womit die 
Demagogen, sich überbietend, um die Volksgunst buhlten 
(Cf. Ath. Pol. 28, 3), so dass allmählich das Volk darin eine 
ganz selbstverständliche Staatsverpflichtung sah, verschlang 
diese thörichte Einrichtung meist alle Ueberschüsse der 
ganzen Staatsverwaltung, anstatt dass diese, gar in diesen 
schweren Kriegszeiten, für militärische Zwecke verwendet 
wurden. — Und nicht lange darauf folgte der Hauptschlag 
der Demagogie, die gesetzwidrige Verurteilung der Feldherrn 
der Arginusenschlacht , wodurch die damalige Demokratie 
vollends in Misskredit kommen musste. So war es ganz 
natürlich, dass nach den nun folgenden letzten, unglücklichen 
Kriegsjahren die Demokratie alle Berechtigung verloren zu 
haben schien; daher sollte anstelle dieser vewidtT] S7](JL0XpaTta 
nach den Friedensbedingungen des Lysandros die 7raTpto<; 
TcoXttsta wieder hergestellt werden, zumal die Demagogie das 
schliessliche Unglück ganz allein verschuldet zu haben schien, 
da man sich erinnern musste, wie die gute Gelegenheit zum 
günstigen Friedensabschluss nach der Schlacht bei Kyzikos 
durch Kleophon abgewiesen worden war. (Cf. Ath. Pol. 34, i.) 
Was nun unter dieser ;cdtTpto<; TroXiteta zu verstehen 
sei, das konnte kaum zweifelhaft sein, das machten erst die 
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für ihre eigene Sicherheit besorgten OHgarchen zu einer Streit- 
frage, die darin allerdings noch bei dem spartanischen Ober- 
feldherrn Unterstützung fanden. Gegenüber der letzten, extremen 
Demokratie konnte nur an die drakontische Verfassung 
gedacht werden, mit einem Bürgerrecht der 3 oberen Tt(nf](iaTa 
und etwa noch einem Oberaufsichtsrecht des Areopag. (Cf. 
Ath. Pol. 35, 2). Und Sparta konnte sich allen Ernstes 
mit einer solchen Verfassung zufrieden geben, die noch keine 
Demokratie und der spartanischen Verfassung gar nicht so 
unähnlich war. 

Offenbar hat auch Sparta und selbst Lysandros nichts Anderes gewollt, 
als eine gemässigte Demokratie mit oligarchischen Elementen ; die Entwicklung 
der attischen Regierung zu einer Autokratie der xptdxovxa war erst 
das Werk dieser Männer selbst, nicht schon bei dem Friedensschluss festgesetzt. 
Denn wozu bedurfte Sparta in diesem Augenblicke der tiefsten Erniedrigung 
und Wehrlosigkeit Athens der Heuchelei, man wolle diese 30 Männer nur 
zur Aufzeichnung einer neuen Verfassung wählen , wenn man schon damals 
beabsichtigte, dass diese überhaupt für immer die Regierungsgewalt in der Hand 
behalten sollten? (Xen. Hell. II, 3 ff.) War Sparta für die Tyrannis der 30, 
dann wäre es nicht zu verstehen, dass es ruhig mit angesehen, dass eine von 
ihm eingesetzte R^erung ohne weiteres abgesetzt wurde und gar wieder einer 
extremen Demokratie Platz machte; damals wäre es doch sonst für Sparta ein 
Leichtes gewesen, das zu Tode getroffene Athen zum Gehorsam zu zwingen. 
Darum hat erst die Aenderung der Politik der 30 (Cf. Ath. Pol. 37, 2) die 
Unterstützung derselben durch spartanische Truppen nötig gemacht; soweit 
Hess sich Sparta von diesen „Tyrannen" mitreissen, weiter nicht, und auch das 
nur, da man ihm eine Wiederholung der alten Kriegsgefahr in sichere Aus- 
sicht stellte. Hätte Sparta selbst gleich mit dem Friedensschluss die Ein- 
setzung einer solchen ständigen Regierung gewollt, dann wäre die Besatzung 
doch viel besser gleich zu Anfang auf der Burg zurückgelassen worden , da 
die spätere Besetzung derselben doch einen besonderen Hass auf sich laden 
musste. Allerdings behaupten Xen. Hell. II 3, 13 und Diod. XIV, 4, dass 
die 30 die spartanische Hilfe gleich bei ihrer Einsetzung gefordert und erhalten 
hätten, was aber nicht wohl glaublich ist; denn welchen Zweck hätte es dann 
noch gehabt, dass sie sich dazu noch mit einer Garde von 300 fj.aoxtYOcp6poc 
(Cf. Ath. Pol. 35, I) umgaben? 

Wollte Sparta die unter seiner Ägide gewiss nur 
vorübergehend zur Gesetzesrevision niedergesetzte Kommission 
als ständige Regierung halten, so wären jedenfalls damals die 
30 auf ganz anderem Wege gewählt worden, als wir dies aus 
Lys. 12, ^6 erfahren: 10 wurden von Theramenes, lO vom 
Ausschuss der oligarchischen Partei, den 5 lf>opot, und 10 von 
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dem ganzen Volke gewählt. Denn kaum konnte den Oligarchen 
z. B. die Nominierung der lo durch Theramenes gefallen, 
noch weniger aber die Wahl der lo durchs ganze Volk. Mag 
dieses auch damals recht mutlos und arg eingeschüchtert 
gewesen sein, es war jedenfalls immer noch das demokratisch 
gesinnte Volk, dessen für alle 4 Stände seit 410 noch be- 
stehendes Vollbürgerrecht eben in jener konstituierenden Ver- 
sammlung zu Kolonos zum letztenmale ausgeübt wurde. 
Aber mag das so durch Wahl aTcavTwv bestimmte letzte 
Drittel der tptdxovta auch in der Körperschaft der 30 der 
gemässigten, volksfreundlichen Richtung angehört haben, wie 
es die Wirkung der freien Volkswahl sein musste, sie konnten 
sich gegen die oligarchische Strömung nicht halten und wurden 
gewiss rasch von Theramenes ins Schlepptau genommen, so 
dass die anfänglich demokratische Wahlart schliesslich doch 
nur den Wert hatte, dass sie für die neue Regierung Stimmung 
machte, ohne dieser jedoch ein wirkliches Gegengewicht zu 
schaffen. Aus allem aber erscheint es klar, dass die 30 zu- 
nächst durchaus kein einheitliches Ganzes waren und gerade 
durch die Art ihrer Erwählung nicht dazu angethan waren, 
ein oligarchischer Regierungskörper zu werden ; dazu wurden sie 
erst später und nur auf kurze Zeit. 

Mit dieser 'Wahl war auch wieder für lange Zeit das 
Bürgerrecht der 4 ttfjLtJjjiata sistiert, das viel zu demokratisch 
war, als dass es die Oligarchen hätten aufnehmen können. 
Und doch mussten sich die 30, wollten sie nicht ganz isoliert 
dastehen, wieder auf eine breitere Grundlage stützen, aus 
der sie ihre ihnen ergebenen Beamten und ihren Rat bestellen 
konnten. Wer diese Basis bildete, darüber haben wir ausser 
den Zahlenangaben Ath. Pol. 35 und 36 keine Nachricht, 
cap. 35, I sagt Aristoteles: Trsvtaxootooc 8h ßooXeotac xal 
Totc äXXac ipx^^ xaTaoT7]oavT6<; Ix Tüpoxpitcov ix twv )(tXta)V, 
wobei Ix Td)v xt^^ö)v epexegetisch zu Ix Ttpoxpitcov aufzufassen 
ist. Also handelt es sich hier wieder um die alte 
oligarchisch - exklusive Wahlform der atpsot^ Ix TrpoxpiTODV. 
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Bei solchen Doppelwahlsystemen ist es naturgetnäss von be- 
sonderer Wichtigkeit, wer die Vorwahl vornimmt, da durch 
diese der eigentliche Wahlkörper für die definitive Wahl 
bestimmt wird. So ist es zweifellos, dass die Tupoxplvovtec 
hier die 30 selbst waren, nicht etwa das Volk, das jenen 
sonst leicht die Wahl sehr schwer hätte machen können 
Aus diesen 1000 entnahmen sie also alle Beamten, wie auch 
den Rat, während jetzt die xXi^poiaic ganz abgeschafft wurde ; 
geradeso selbstverständlich war es, dass sie nun dem Volke 
auch die Gerichtsbarkeit nahmen und ihrem Werkzeug, dem 
Rat, übergaben, wodurch sie dann die ganze Regicrungs- 
gewalt in einer Hand vereinigten. Mit diesem Schritt brach 
man nun völlig mit der Demokratie, deren unantastbarstes 
Recht, die avaYxaiotdtYj Sövajjitc, gerade die Volksgerichte 
bildeten. (Cf. Ath. Pol. 9, i; Pol. 1274a 15.) 

Bei dieser großen Kompetenz der so eng begrenzten 
Vollbürgerschaft war es denn ganz natürlich, dass zu 
diesen Beamtenwahlen die 30 der grossen Menge gar keine 
Stimme mehr lassen konnten, sich daher selbst nach eigenem 
Gutdünken einen passenden Wahlkörper schufen. Wie dieser 
aber beschaffen war, woraus die Vollbürger entnommen wurden, 
darüber haben wir keine sichere Nachricht. Die Angabe Ath. 
Pol. 35, I : i% td)v xtXtcov verändern zwar v. Hefwerden-Leeuwen 
und WilamowitzKaibel in ihren resp. Ausgaben in Trevtaxta- 
XtXtüDv, eine Abänderung, die uns nicht als günstig erscheint; 
denn wie wäre es denkbar, dass die Oligarchen später, ge- 
drängt durch Theramenes und um für sich Stimmung zu 
machen, die Anzahl der Berechtigten von 5000 auf 3000 
heruntergesetzt hätten, wodurch sie doch nur die Anzahl der 
Verstimmten vergrössert hätten? Allerdings haben wir sonst 
bei keinem Schriftsteller eine Angabe über die 1000, während 
wir von den 3000 schon durch Xen. Hell. II, 3, 18 ff. wussten; 
doch ist dieses Fehlen weiterer Belegstellen noch durchaus 
kein Beweis gegen die Richtigkeit der aristotelischen Angabe. 
— Ueberlegen wir also, wie diese 1000 bestimmt wurden, so 
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müssen wir uns sagen, dass diese ebensowenig aus einer be- 
stimmten Klasse entnommen werden konnten, wie die 5CXX) 
der oligarchischen Regierung der 400; denn einer ganzen 
Klasse, selbst der der 7rsvtaxooio|td8t(ivot, an die sonst der Zahl 
nach am ehesten zu denken wäre, konnten sie nie sicher sein, 
da in jeder gewiss die verschiedenartigsten politischen Elemente 
vereinigt waren. Auch haben sie nicht etwa nur nach dem 
Gesichtspunkt des Reichtums ihr Bürgerrecht verteilt, wie wir 
deutlich aus Aristoteles' und Xenophons Darstellung sehen; 
denn gerade den Reichsten waren sie am allergefährlichsten 
indem sie diese oft unter den nichtigsten Vorwänden zu Tode 
führten, um ihr Vermögen an steh reissen zu können , wobei 
sie aber nur das Recht hatten, die nicht zu den 5000 Ge- 
hörigen ohne Richterspruch zu töten (Cf. Ath. Pol. 37, i). 
So müssen wir annehmen, dass in den zuerst gewählten 1000, 
wie auch in den späteren 3000 durchaus nicht etwa die Ver- 
treter einer bestimmten Klasse zu sehen sind; die Oligarchen 
bestimmten vielmehr dazu lediglich solche, die ihren Bestre- 
bungen am meisten zuzustimmen schienen.*) 

Aus diesen Verhältnissen heraus lässt sich auch recht 
gut die Verstimmung aller Klassen gegen das Tyrannenregiment 
verstehen und das wirklich einmütige spätere Zusammenwirken 
aller gegen dasselbe. Diese 30 wählten also zunächst gewiss 
die Angehörigen der oligarchischen Partei, an der wohl in der 
Regel freilich nur Reichere sich beteiligen mochten , die man 
aber leicht in allen 4 ttfJLtJiJLaTa finden konnte; aus dieser 
oligarchischen Partei sind gewiss auch die 10 äp^ovrec toö 
necpai^(oc hervorgegangen, die bei dem Peiraieus, einem wicht- 
igen Stützpunkt der Demokratie, besonders notwendig waren 
und darum auch von den Oligarchen selbst erwählt werden 
mussten. 

Bald aber sollte die gefährliche Art der Erwählung der 
30 ihre Früchte tragen; die atjpeot<; war in 3 verschiedene 
Hände gegeben worden, die Gewählten mussten sich in Parteien 
*) Vgl. dazu das ol)en in Anknüpfung an Lys. 34, 4 gesagte. 
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teilen, wobei sich die lO vom Volke gewählten Vertreter des- 
selben zumeist an den gemässigteren Theramenes ange 
schlössen haben mögen. Die Ausdehnung des Bürgerrechts 
auf 3000 Köpfe hatte vielleicht das Volk einigermassen in 
seiner Aufregung beruhigt, da wurde im Innern des Regierungs- 
körpers der Streit eigentlich erst akut. Mit dem Falle des 
Theramenes hatten die Dreissig alle Sympathie verloren; die 
Demokratie gewann denn auf dem Schlachtfelde rasch die Ober- 
hand. Bald auch folgte der Sieg der Demokratie in dem Ver- 
fassungsstreite; zwar versuchten die 3000 von den 30 als 
Vollbürger Anerkannten nach der Absetzung der ,, Tyrannen** 
eine Ausgleichsregierung einzusetzen, indem sie aus den Ölig- 
archen, also wieder einer eng begrenzten Körperschaft — 
aip60tc4Saip6Td)v, Tivwv — eine neue Regierung von 10 Mann 
aufstellten, die aber rasch, der Engherzigkeit des Parteistand- 
punktes, nach dem sie gewählt waren, und ihrer geringen 
Anzahl entsprechend, ein Abbild der 30 wurden (Cf. Ath. Pol. 
38). Die eigentliche Aussöhnung der Parteien brachte aber 
erst die Einsetzung eines zweiten Dezemvirats, das aus allen 
Freunden der Ordnung entnommen wurde, also durch die 
segensreiche , ehrliche und volksfreundliche afpsoiq ii 
a ;c dt V T (0 V bestimmt wurde, daher auch Aristoteles, auf den 
aristokratischen und gemässigt demokratischen Charakter dieser 
Behörde verweisend, sagt: etXovto 8sxa tod<; ßsXttOTOt)? etvat 
Soxoövtac ; diese öffneten dann unter Führung ihrer Häupter 
Rhinon und Phayllos und in Verbindung mit Pausanizis der 
Demokratie wieder Thür und Thor. (Cf. Ath. Pol. 38, 3 und 
4.) Aber alle Parteien waren mürbe geworden durch die Er- 
fahrungen der letzten Jahre , man wollte nun schrittweise 
vorgehen; nur darüber, dass die neue Verfassung wieder 
demokratische Bahnen einschlagen müsse , war man sich 
ganz klar. 

Aber durch welche Grenzen jetzt das Bürgerrecht 
bezeichnet wurde, darüber haben wir keine sichere Angabe. 
Einen sehr wichtigen Wink hiefür gibt uns aber Ath. Pol. 39, 6, 



— 109 — 

wo die ersten Ausgleichsmassregeln nach dem Sturze der 
oligarchischen Regierung besprochen werden: softivac 8h 
Soövat . . . toD<; Iv T(p äotet (sei. äp^avtae;) Iv toU ta TtfMiJji.aTa 
TTape/ofiivotc Hier ist nun die wichtigste, aber vielumstrittene 
Frage die nach den Ttjttjjtata ^caps^öjisvot, denen Wila- 
mowitz a. a. O. das 9. Kapitel des 2. Buches widmet. Dabei 
kommt er zu dem Schlüsse, dass darunter die 3 oberen 
solonischen Stände, also wiederum eigentlich nur die oirXa 
TTapexoP'Syot zu verstehen seien, eine Ansicht, der wir nicht 
beipflichten können. Jedenfalls erinnert uns ersterer Ausdruck 
sofort an die letztgenannten, führt uns somit auf den Ge- 
danken, dass auch TtjttJjjiaTa irape'xso^at ein terminus technicus 
sei zur Bezeichnung eines staatsrechtlich anerkannten Ganzen, 
dass also die darunter zu verstehen seien, welche mit ihrem 
Vermögen für die Staatssteuern in censitärer Abstufung auf- 
zukommen hatten. Dazu aber gehörten auch die ä^Te<;, 
wie aus Ath. Pol. 7, 3 hervorgeht: sxaoTot<; ava Xöyov t^) 
(le^sd-st TOD TtjiYJfJLatoc äLnoSidoix; ty]v ipx'^jv * tote 8h zb ätjtixöv 
TsXoöotv ♦ . . . Diese Worte zeigen deutlich , dass auch die 
Steuer der 4. Klasse als tljttjjta bezeichnet wurde, dass also 
unter den TtjtTjjjiaTa 7rape5(ö|t6V0t die 4 drakont i seh- so Ioni- 
schen Klassen der iroXiTSDÖ|tsvot zu verstehen sind. 

Und dass wirklich eine ganz entschiedene Neubegrenzung 
der Vollbürgerschaft vorgenommen wurde, darauf führt uns 
auch eine Betrachtung der eKd-ovat des mit Rhinon gewählten 
2. Zehnerkollegiums, von denen Ath. Pol. 38, 4 sagt : ot 8^ nspl 

töv Tiv(dva XaßövTec ryjv iTTijJidXetav h äXtYapX^'pt ^^^^ eoftovag' 

sSooav Iv 87)[i6xpaTio^. 

Dazu tritt noch die Angabe, die Aristoteles Ath. 
Pol. 40, 2 über ein tpTfjytafia des Thrasybulos macht, das 
wegen Gesetzwidrigkeit abgewiesen worden war : Iv ^ (letsStSoo 
T^C TtoXttstac iraat TOt<; Ix n6tpatsa><; ooYxatsX^oöotv , wv hioi 
yavspwc ^'^av SooXot. Dieses tpyjytaiJLa hätte nicht nur vielleicht 
die Demokratie von 451 wieder hergestellt, sondern auch 
vielen Sklaven das Staatsbürgerrecht verliehen, was gegen Ehre 
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und Herkommen gewesen wäre. Wohl wenige Stimmen mögen 
sich gegen die Ausdehnung des Bürgerrechts auf alle Athener 
ausgesprochen haben; Aristoteles lässt deutlich durchblicken, 
dass man das Gesetz habe fallen lassen, um nicht den Sklaven 
den Eintritt in das Bürgerrecht zu eröffnen. Daher darf diese 
Stelle nicht in dem Sinne ausgelegt werden, man habe ein 
Vierklassenbürgerrecht nicht dulden wollen; denn dass ein 
solches, wenn wohl auch nicht sofort mit den Errungenschaften 
des Jahres 451, wieder aufgenommen wurde, das sehen wir 
aus dem bekannten ^iifin\i/x des Teisamenos (Andok. irep. 
[loOT. 81 — 84): TcoXiteöeod-at 'AdiQvaiooc xata ta irdtpta, vöjjiok; 
8^ Xpfl(i^oii Tolc SöX<ovoc. Durch diese formelle Festsetzung 
des Staatsbürgerrechts wurde auf die alte Verfassung Solons 
zurückgegriffen und ein massvolles Vorgehen begründet, zu 
dem recht gut der Antrag passte, dem Areopag wieder die 
Gesetzesoberaufsicht zu übergeben. Und worin bestand nun 
das allen gemeinsame Bürgerrecht der vier Klassen bei Salon ? 
Es umfasste die Teilnahme an Volksversammlung und 
Volksgerichten, die auch jetzt alle miteinander ver- 
band; das Hess sich, wollte man die oligarchische Bahn des 
vergangenen Jahrzehnts verlassen, nicht umgehn. Und jene 
eoftovat vor den ttjJiYJjJiaTa irape)(ö[isvoi waren der erste rechtliche 
Akt dieser neuen Bürgerschaft, sie waren auch allzeit als 
wichtigste richterliche Kompetenz der Gesamtheit, als ein In- 
grediens der Demokratie anerkannt. Und wie diese 4 Stände 
einst nach solonischem Gesetze die Wahlen vorzunehmen hatten, 
so wurde dies gewiss auch jetzt wieder eingeführt, als. man — 
wohl unter der Leitung des Zwanzigerrats (Andok. tc. [ioot. 81) 
— nach dem Antrage des Teisamenos die vojiod^tat zu er- 
wählen hatte. 

Und wenn danach Phormisios, gegen den Lysias' 
34. Rede gehalten ist, den Antrag stellte, das Bürgerrecht 
auf die Grundbesitzer zu beschränken, wobei angeblich 5000 
desselben hätten verlustig gehen müssen , so sehen wir deut- 
lich, dass damals nicht nur die drei oberen Klassen das 



— 111 — 

Bürgerrecht besassen; denn wie hätten sich unter diesen 5CXX) 
Bürger finden sollen, die keinen Grundbesitz nachweisen konnten ? 
Zu den jroXtT60Ö[ievot mussten daher damals auch die Angehörigen 
der 4. Klasse zählen, so dass wir sehen, dass wir es hier mit 
einem Bürgerrecht aller 4 Klassen zu thun haben. 

Und wenn wir vorhin einräumten, dass man wohl nicht 
sogleich auf die Errungenschaften von 451 zurückgegangen 
sei, so betraf dies nur die allerersten Massregeln; denn bald 
erstand wieder die volle Demokratie, formell wohl eben ein- 
geführt durch die von Teisamenos beantragten vo\LoMzai. Jm 
Jahre 399 hält Andokides unter dem Schutze der freien 
Demokratie seine Mysterien rede, im Jahre 395 begegnet uns 
bereits wieder das gefährliche Anzeichen der vollen Demokratie, 
das ^sa>pcx6v; dass aber wohl noch am Ende des Jahres 403 
eine Rückkehr zu den Errungenschaften von 451 geschah, 
darauf führt uns eine dem Vorgehen vom fahre 451 ent- 
sprechende Massregel, die man auch jetzt anwandte, um die 
mit dem unbeschränkten Bürgerrecht zu Begabenden nach 
Recht und Gesetz auszuscheiden. Athenaeus 577 B berichtet 
uns nämlich, dass noch im Jahre des' Eukleides Aris to- 
phon den Antrag gestellt habe, dass nur die von Bür- 
gern und Bürgerstöchtern, d. h. wieder ki aji^potv aatoiv 
erzeugten Kinder das volle Bürgerrecht besitzen sollten, ein 
Antrag, der Gesetz wurde, später aber einige Milderungen 
erfuhr. Dieses ?I>Tf]f>to(JLa war zweifellos ein sehr notwendiges; 
denn in den Kriegszeiten und den so vielfach wechselnden 
Verfassungsformen mit den verschiedenartigsten Berechti- 
gungsprinzipien war das Bürgerrecht ein ganz unklarer Be- 
griff geworden , vielen gegeben und genommen worden , wo 
keine Berechtigung dazu vorlag. Naturgemäss waren aber 
wieder die meisten Eindringlinge bei den Theten zu finden, 
in deren Reihen sich gewiss nicht wenige in den Wirren 
des Krieges und der Parteikämpfe zugelaufene Fremde oder 
auch Halbbürtige eingeschlichen hatten. 
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So waren die Grundsätze für die Berechtigung aller 4 
Klassen wieder festgestellt, und es handelte sich nur noch 
darum , den Wählmodus wieder festzusetzen. Selbstver- 
ständlich war dabei jedenfalls der Grundsatz der Wahlen IS 
a7ravt(iDv,d. h. aus allen vier ujtiiJjiaTa, ein Prinzip, das an 
und für sich schon ein entschieden volkstümliches ist. Aber 
wir finden im 4. Jahrhundert, wie wir aufs Klarste aus dem 
systematischen, zweiten Teile der aristotelischen Schrift ersehen, 
immer noch neben einander die aipeatc und die xXYJpwotc, von 
denen letztere allerdings einen immer grösser werdenden Um- 
fang annimmt, entsprechend ihrem Charakter der Unbeeinfluss- 
barkeit und der bei ihr gegebenen Garantie einer geregelten 
Rotation. — Offenbar ist aber auch damals schon eine 
Aenderung eingeführt worden betreffs der irpöxptotc, von der 
uns Ath. Pol. 8, i spricht: xXtJpwot«; i% xoa[ieot(ov. 

Diese Wahlform , über deren Charakter schon oben 
gesprochen wurde, und welche uns das diametrale Gegenteil 
der echt oligarchischen aipeotc ki atpetwv darstellt, nimmt 
Busolt (a. a. O. p. 170) schon für die Mitte des 5. Jahrhunderts, 
also für die Zeit der ersten Aufnahme der 9^xb<; ins Voll- 
bürgerrecht, in Anspruch, eine Annahme, die aber für 
diese Zeit noch kaum viel Wahrscheinlichkeit für sich hat. 
Das Geschenk, das man a. 451 den Theten in Gestalt des 
Vollbürgerrechts mit passivem Wahlrecht gegeben , hatte 
bedenkliche Früchte getragen, indem diese Klasse schon damals, 
wie wieder im Jahre 410, ganz in die Hände der Demagogen 
gefallen war, vor denen man sie jetzt wenigstens einigem 
massen behüten wollte, indem man nun wieder die Vorwahl 
den Demen gab und für diesen Akt die Looswahl einführte. 
So waren nun beide Stufen der Wahl dem Loose überlassen, 
wodurch man die Beamtenwahlen überhaupt ganz unabhängig 
machte von den Parteiströmungen und der Beeinflussung von 
aussen, dem Amtsträger die Individualität nahm und das Amt 
selbst zur Schablonenthätigkeit herabdrückte, so dass in der 
jedenfalls damals auch noch strenge geforderten, jeden Bürger 
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zur Teilnahme an der Staatsarbeit berufenden Rotation 
durchaus nichts Bedenkliches mehr gesehen werden konnte. 

Damit eben war das Prinzip der Demokratie gewahrt: 
die Stärke und Unabhängigkeit des Ganzen, der 
sxxXYjoia, die vor allem gefordert wurde, war gesichert durch 
die Schwäche und Unselbständigkeit des Einzelnen. 

Wir haben uns hier länger bei der Wahlrechtsfrage auf- 
gehalten, weil wir der Ueberzeugung waren, dass das einzelne 
Wahlsystem an und für sich durchaus noch keinen absoluten 
Charakter aufweise , sondern erst im Zusammenhange mit 
gewissen Bedingungen eine bestimmte Färbung annehme; und 
als wichtigste dieser Vorbedingungen erschien uns stets die 
Frage des Wahlrechts, insbesondere der Ausdehnung desselben, 
das als ein ganz wesentliches Merkmal jeder Verfassung stets 
zu berücksichtigen ist. 

In diesem Abschnitte haben wir uns vorwiegend mit der 
% X 7] p u) a t ? und ihrer theoretischen wie praktischen Bedeutung 
beschäftigt; dabei haben wir uns vorwiegend an die Verhält- 
nisse der ßooXY] gehalten, weil in ihr die verschiedensten 
Prinzipien dieser Wahlform am deutlichsten hervortreten, 
während die anderen Loosämter dieselben meist weit schwächer 
wiedergeben und auch nach dem Prinzip der Demokratie mit der 
Zeit immer weniger aus dem allgemeinen Rahmen heraustreten. 

Um aber das Bild vollständig zu machen, wollen wir uns 
nun noch in möglichster Kürze die zweite Hauptform vor 
Augen führen, nach der in Athen Staatsbeamte gewählt zu 
werden pflegten, die aipsaic. Dabei dürfen wir den in Athens 
historischer Zeit aus den frühesten geschichtlichen, ja aus den 
urheimatlichen Verhältnissen beibehaltenen Brauch der Anse- 
tzung einer Minimalaltersgrenze für den Zutritt zu Aem- 
tern übergehen, da wir hierin nicht eine Wahlform, sondern eine 
zwar für die Stabilität der Verfassung wichtige , aber doch 
immerhin nur eine Vorbedingung der Wählbarkeit zu erken- 
nen haben. 

8 
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Die direkte Wahl. 

Da wir unter ,,WähIen" eigentlich eine Handlung elues 
denkenden Subjektes verstehen, so haben wir hi der atps^ii; 
die Wahl xat' s^o'^y^v vor uns; denn sie ist diejenige 
Wahlart, bei der das Resultat mit am meisten in der Hand 
der Wählenden (vielfach aber auch in der des Kandidaten) 
liegt Wo also eine bestimmte Klasse auf den Wahlakt 
Einfluss erhalten und möglichst aus einem bestimmten Kreise 
die Beamten wählen lassen will, — dann wird zugleicii oft nur 
einem begrenzten Teile der Bürgerschaft das Wahlrecht gegeben 
— da ist die aipsni^ am ehesten angebracht , die eigent» 
lichste Wahlf orm der Farteipolitik.*) Sie ist also jeden- 
falls, von politischer Seite betrachtet, die eigentlichste Wahlart 
der Oligarchie, wie es auch Aristoteles an mehreren Stellen 
ausspricht **)^ wird aber, wie ebenfalls oben schon ausgeführt 
wurde^ um so mehr demokratisch , je breitere Schichten sich 
an der Wahl beteiligen dürfen, da sie damit der demokratischen 
Wahl H iitavrüjv sich nähert, bezw. diese erreicht 

Einen solchen zwischen dem cxklusiv-oligarchischcn und 
dem demokratischen Standpunkt vermittelnden Charakter 
(timok ratische Abstufung mit aktivem Wahlrecht einer grossen 
Kürperschaft, bezw. aller jtoX:T8f>6tiEvot;***) hat auch die aipeau 
der höheren Beamten in der d rakontisc he n Ver- 
fassung (Cf. Ath. Pol. 4), wo dieselben^ und zwar mit einer 
timokratischen Abstufung, von der ßofiXiJ der 401 erwählt 
werden. I) Es wird allerdings an dieser Stelle nicht gesagt^ dass 
Drakon dieser Behörde die Erwähl ung der höheren Beamten 
anheimgegeben habe; aber aus den politischen Verhältnissen jener 



*) VgL die uLpEoLi^ bei den ATchoötenwrthkn ?.u den Sieiten des Pdsi- 
strsitos, der 400 und der 30. 

•*) Cf, PoL 1373^ 26r 1292*39 — ''4; 1294^8^ iz^ 29; 1298" 40-'' 5, 
***) Cf- fol 1300^ 32. 

■|-) D'e von WilanuiiviU a, p, O. ausgesprochene Auifitchl, dnss -iUü I^t.- 
amten der dmkoiitisciion Verffis^iimfi^ die milUarisdien ausgenommen, erlotjsl 
worden seien, kann uns nicht überzeugen. 



J 
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Zeit müssen wir so schliessen. Drakon gab das Recht der 
Teilnahme an der ausübenden Regierungsgewalt den ö^tXtTs'jovrs^ 
(4, 2), d. h. wie wir schon oben in Anlehnung an Äth. Pol. 
4, 3 bemerkt haben, den drei ersten 11(173 [lata, deren Ange- 
hörige in strengem Turnus Ratsmitglieder werden mussten 
und sicherlich auch alle wurden. Nun berichtet Ath. Pol. 
4, 2: aTTsSeSoTO (jlsv ri TCoXttsta Tot<; OTcXa 7rapexo(XEVüt? * "^poövro 
8s TOüC [J.SV Ivvsa äp/ovTsc .... — Aus dieser Nebeneinander- 
Stellung des OTcXa 7rap6)(ö|JLsvot und des •gpoövto mag nun, 
wenn auch nicht zwingend, geschlossen werden, dass Aristoteles 
für beide Angaben das gleiche logische Subjekt gelten lassen 
wollte, d. h. die OTcXa 7rape)(ö(JL£Vot , also eine persönliche 
Beteiligung aller 7roXtTeoö|JL£Vot an der Wahlhandlung annahm 
und so allgemeine Volkswahlen postulierte, wie sie die übrigens 
immer mehr als unecht betrachtete Stelle Pol 1274^ i fi. 
schon für Drakons Zeit ansetzt. Doch halten wir diese für 
durchaus unmöglich, und zwar wegen des gar zu gewaltigen 
Schrittes, mit dem der Gesetzgeber von der extremsten Adels- 
herrschaft des Areopag übergegangen wäre zu einer höchst 
volkstümHchen Verfassung, ein Umstand, der von so tief ein- 
schneidender Bedeutung gewesen wäre, dass die Geschichts- 
schreibung ihn nie aus dem Auge hätte verlieren dürfen. Nur 
dieser , allerdings höchst schwerwiegende Grund hindert uns, 
die Wahlen allen TuoXttsodjJisvoc zuzuweisen , so dass wir nur 
noch zwischen zwei Behörden zu wählen haben, die damals 
überhaupt hiezu in Betracht kommen konnten, zwischen Areopag 
und Rat, von denen wir wieder nur die ßooXYj hier für möglich 
halten. Denn dem von Busolt (a. a. O. p. 141) für wohl 
denkbar erklärten Areopag dürfen wir hier sicherlich nicht die 
besprochene Kompetenz zuweisen, wie aus folgenden Erwä- 
gungen zu schHessen: Ath. Pol. 3, 6 werden die Befugnisse 
des Areopag vor Drakon aufgezählt, wozu nach Ath. PoK 8, 
2 noch die .Wahl der Beamten kam, eine Angabe, von der 
auch Busolt und Kaibel (a. a. O.) annehmen, dass sie sich auf 
die vordrakontische Verfassung beziehe. 

8* 
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Vergleichen wir nun die Summe der für die Verfassung 
vor Drakon angegebenen Kompetenzen des Areopag mit den 
ihm durch Drakon und Solon (Cf. Ath. Pol. 8, 5) verliehenen 
bezw. belassenen, so finden wir, dass dieselben, wiesen wir 
ihm auch die Beamtenernennung in Drakons Verfassung zu, 
in beiden Fällen ganz die gleichen wären, d. h. dass die Ver- 
fassung Athens sich auf diesem Gebiete durchaus nicht weiter 
entwickelt hätte , und dass, was das Wichtigste ist , für die 
ßouX'/J Drakons eigentlich nichts mehr zu thun übrig bliebe. 
Dieser muss bei ihrer Einsetzung die Wahl der Beamten 
übertragen worden sein, für welche wir damit die einzig 
lichtige Zeitfolge finden: Wahl durch den Areopag, 
durch den Rat, durch die Volksversammlung, eine 
Steigerung , die allein dem Fortschreiten der athenischen 
Demokratie entspricht. Dass dies so der Fall war , dafür 
mag, wenn auch nicht allein zwingend, auch die sonst so 
vielfach nachzuweisende und wohl auch gesuchte Ueberein- 
stimmung dieser Massregel mit den Ath. Pol. 30, 2, 5 und 
31, 2, 3 berichteten, durch die Verfassungsänderungen der olig- 
archischen Partei des Jahres 41 1 vollzogenen Neuorganisationen 
sprechen. Denn nach beiden Verfassungsvorschlägen sollte 
dort der ßooXY] die Wahl der Beamten anheimgestellt werden. 

Zum Beweise der Richtigkeit unserer Annahme kommt 
uns noch ein anderer Umstand zu Hilfe ; die im Jahre 621 
durchgeführte drakontische Verfassungsorganisation muss nach 
ihrer historisch-chronologischen Datierung als eine Antwort 
auf das kylonische Attentat und das darauf gefolgte KoXwvstov 
i-^Qr aufgefasst werden, d. h. als eine Reaktion gegen die 
Uebermacht des Hochadels. Kylon , der Aristokrat, hatte 
das Volk betrogen und sich als Gewaltherrscher auf der 
Akropolis festsetzen wollen, er war ein P'eind des Staatswesens 
geworden; aber auch Kylons Gegner sollten Athens Feinde 
werden. Die Alkmaioniden, ebenfalls Angehörige des Hoch- 
adiLjls, luden auf sich und ganz Athen die Schuld der Altar- 
schandung; die ganze Adelspartei war durch diese beiden 
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Gewaltakte in Missachtung gekommen und hatte dazu allge- 
meine Unruhe und Unsicherheit ins Land gebracht. Ein 
Gesetzgeber, der sich nun irgendwie Geltung und Beifall beim ' 
Volke verschaffen wollte, musste sich zunächst gegen die 
Adelspartei wenden und zumeist gegen deren Privilegien. 
Megakles , der Alkmaionide , gegen den sich weit mehr , als 
gegen den eigentlichen Urheber des Frevels , der allgemeine 
Hass wandte, war in dem betreffenden Jahre Archon gewesen ; 
nachdem nun er und sein ganzes Geschlecht des Landes ver- 
wiesen war, wandte man sich mit Unwillen gegen die, welche 
ihn zu den Ihrigen gerechnet und ihn selbst erwählt hatten, 
d. h. gegen die Hochburg der Aristokratie, den Areopag. 
Diesem sollte nun vor allem die Möglichkeit genommen werden, 
wiederum solche Männer an die Spitze des Staatswesens zu 
stellen; und dies geschah, indem man ihm die Wahlen aus 
der Hand nahm und sie dem Volke bezw. der ßooXV] der 401 
übergab. 

Auch erscheint es als politisch ganz selbstverständlich, 
dass Drakon nicht dem Areopag das Recht gab, das wir hier 
für die ßooXT] in Anspruch nehmen. Er wollte breitere Volks- 
schichten zur Mitregierung berechtigen, hat daher den drei 
oberen xi(X7][Ji.aTa das Recht gegeben, an den Aemtern und an 
der ßooXT] teilzunehmen, — eine gewiss volksfreundliche Mass- 
regel. Und zugleich sollte er diese völlig wert- und zwecklos 
gemacht haben, indem er die Wahl zu den Aemtern, zu denen 
er allen drei Klassen Zutritt gegeben hatte, doch wieder der 
erzaristokratischen Körperschaft des Areopag gab ? Das sollte 
Drakon gethan haben? Dieses Vorgehen wäre nicht nur un- 
gerecht und unpolitisch, sondern geradezu sinnlos gewesen. 
Im Gegenteil: wer war mehr dazu berechtigt und befähigt, 
die Beamten aus den drei Tt[Ji.Y](xaTa auszuwählen, als die ßooXi^, 
die selbst aus diesen entnommen wurde ? 

Somit glauben wir, deutlich genug dargethan zu haben, 
dass Drakon die aipeatc der hgheren Beamten in die Hände 
der ßooXTj gelegt haben muss ; wir haben mit dieser Massregel 
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Drakons noch keine Demokratie, sind ihr aber doch um einen 
grossen Schritt n^ihcr gekommen auf dem Weg^c der gemässig- 
ten Oligarchie (at^peatc ^x uym^ aber die tlv3? sind ziemlich 
viele). Die Wahlen gehören nun der ßoi>Xi^ und damit den 
drei oberen Ti\t.-q^oLTa , den oTcXa iraf^e^oiitvoL. Eine 
Demokratie haben wir erst von dem Zeitpunkte an anzunehmen^ 
an dem auch das 4. Ttpj^a, die BesitKlo^en, die sich ja stets 
in der Mehrzahl befinden, ein Bürgerrecht erhalten, wie es 
ihnen mit einem aktiven Wahlrecht in der nxTtXifjata Athens 
erst Solon*) gegeben hat 

Wenn uns also auch die drakontische Verfassung 
im Verhältnis zu der eupatridischen des vordrakontischen 
Adelsstaates schon auf demokratischen Bahnen zu gehen 
scheint — denn jetzt wurde das Bürgerrecht mit dem aktiven 
Wahlrecht auf drei ganze Klassen ausgedehnt und an eintMi 
gewiss sehr niedrigen MinimaKsteuersatz geknüpft — , so erhalt 
sie dennoch ein oligarchisches Gegenge^vicht 
durch die Abstufung des passiven Wahlrechts 
nach der Steuerfähigkeit 

Und so sehr auch die nach dem Sturze der 400 von 
Thcramenes und Aristokrates eingerichtete Verfassung dieser 
drakon tischen zu gleichen scheint, gerade diesen oljgarchischcn 
Charakter einer abgestuften Timokratic, der allerdings durch 
demokratische Elemente , wie die Looswahl und Ausdehnung 
der nokitBia ^ paralysiert worden war , hat dieselbe nicht 
angenommen. 

Aber trotz aller Wandlungen und Fortschritte, welche die 
athenische Verfassung von jener Zeit bis zur vollendeten 
Demokratie durchgemacht hat, trotz des oben besprochenen 
Prinzips der aüroxpatLa des Syjjio^, ist doch stets ein Moment 
erhalten geblieben 1 das sich aus der frühen aristokratischen 



*) Darum sagt auch^ wie wir schon üben besprochen haben ^ Aristoteles 
Pol. 12^1^32 mit Recht, dass der demokratische Gesetzgeber tioloo die Äp"/*t' 
pE3LGiL dem Volke gegeben habe^ die er öls Wahlen airavtuiv ati so viden 
bt^Ueti als Eigemümlicbkeit jeder Demokratie bezeichnet* 
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und oligarchischen Zeit herleitet: es ist das der atpeatc, die 
wir zu allen Zeiten neben der xX75p(oat(; angewandt 
finden. Haben wir vorhin angedeutet, dass erstgenannte Wahl- 
form ein Element der Oligarchie sein könne, haben wir sie 
auch als ein Element der Demokratie gefunden, je nach der 
Ausdehnung des Wahlkörpers, so müssen wir bei eingehender 
Betrachtung ihres Charakters auch zugeben, dass sie sehr 
wohl eine a?peot<; aptaTtvÖTjv sein, das Ziel einer Bestwahl 
sehr gut erreichen kann, dass sie also nach Aristoteles' Grund- 
sätzen recht eigentlich ein apiaTOXpaxtxöv*) sein kann. Denn 
der Umstand, dass bei der atpeoK; der Einfluss der Wählenden 
auf das Resultat des Wahlaktes ein sehr grosser ist, d. h. 
dass einer wirklich nach der besten Einsicht des Volkes und 
nach seinem wahren Werte gewählt werden kann, macht diese 
Wahlart auch zu einer aristokratischen ; wir haben hierin das 
Prinzip der alten afpeatc apnTivÖTjv zu erkennen, wenn auch 
immer weniger mit Rücksicht auf das Phantom der eo^^vsta, 
so doch mit besonderer Berücksichtigung der Erfahrung, 
Bildung und Befähigung zu einem bestimmten Amte. Und 
eine Wahl mit solchen Prinzipien dürfen wir mit Recht eine 
atpsatc; aptaxivSTjv nennen. So sehen wir, dass die atpeati; 
eine Bestwahl, also ein aptOTOXpaTtxöv in ihrer Wirkung zu 
sein vermag, allerdings ohne dass damit notwendig angenommen 
werden müsste, dass dies allein der Grund für eine Anwend- 
ung derselben gewesen sei ; denn es berührt sich ja nicht selten 
das Interesse der Demokratie mit den Forderungen der 
Aristokratie sehr enge, wie aus den folgenden Erörterungen 
hervorgehen wird. 

Einen rein aristokratischen Charakter dieser Wahl- 
art finden wir in Athen in der Zeit vor Drakon, wo die 
Beamtenwahlen durch den Areopag vollzogen wurden; von 
diesen sagt Ath. Pol. 3,6: t^ yotp aipsatg töv ap/övicöv iptaTtvSrjv 



•) Dass Aristoteles auch für die Aristokratie die atpeotc in Anspruch 
nimmt, spricht er deutlich aus Pol. 1273a 17; 1294b 8; 1300» lö — b 5. 



'^^mm-' 
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«al tcXootivSyjv i^v, und 8,2 : tö '^ap apy^ouov 7) Iv 'Af>ei(p Tcdfq) 

Und seit dieser Zeit finden wir während der ganzen 
attischen Demokratie, wenn auch mehr und mehr eingeschränkt, 
diese Wahlform , die , einst gewiss auf alle staatlichen Posten 
angewandt, jetzt nur noch auf einigen Gebieten Geltung be- 
hielt, und zwar da, wo spezielle Befähigung eines Amtsträgers 
zur Bekleidung seines Amtes nötig war, so bei allen mili- 
tärischen , technischen und den obersten Finanzämtern , mit 
denen wir uns noch kurz zu beschäftigen haben werden. 

Dieser Grundsatz wurde am folgerichtigsten beobachtet 
bei allen militärischen Aemtern (Cf. Ath. Pol. 6i, i: 
y_eLpOTOVor)ot Ss xal tolq npbc, töv 7röXs[Ji.ov cupy^oii.c aTuaaac), 
welche noch die Ath. Pol. 62, 3 erwähnte Bestimmung beson- 
ders auszeichnete: ap/stv Ss zolq (jlsv xata 7röXe[Jiov ap/a? 
ISe^il TuXsovdxLC, T(öv S'aXXoDv oo8e[Ji.tav , ttXyjv ßooXeöoat 8i<;. — 
Letzteres Prinzip finden wir auf das Schlagendste bestätigt 
durch Perikles, Nikias und Phokion, von denen wir erfahren, 
dass sie lange Zeit Jahr für Jahr das Strategenamt innehatten, 
wodurch, wie Scholl betont, in vielen Fällen eine konservative 
Stabilität in der Leitung der Geschäfte garantiert wurde. 
(Cf, Plut. Perikl. 16; Plut. Phok. 8 und 19; Phrynich. 
bei Meineke fragm. II, 589.) 

Hier wurde also das schon öfter hervorgehobene Prinzip 
der Demokratie, dem man durch Einführung der Looswahl 
eine besondere Stütze hatte geben wollen , dass nämlich kein 
Amt so mächtig werden dürfe, dass es sich vom Ganzen der 
exxXTjata unabhängig machen könnte, doppelt durchbrochen; 
denj) in der That wurde durch die Wahl apiOTivÖTjv — und 
als eine solche muss die Strategenwahl notwendiger Weise 
aufgefasst werden — und durch die mögliche und stets geübte 
Iteration dieses Amt allmählich zum wichtigsten Staatsamt. 
(Cf Thuk. II, 65 : axpaTYjYÖv si'Xovto xai Tüavta toc Tzpd'{\Laxa 
l;rErp£t|>av. Diod. XII, 42 : aTpaTYjYÖg wv xal ttjv oXtjv i^YeiiOviav 
r^üav. Aristoph. 'ExxXyjg. 246, 711, 832, 870 ff.). Aber die 
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Gefahr einer unvernünftigen Leitung und Heeresorganisation 
schien den Athenern — und dies nicht ohne Berechtigung — 
weit grösser, als die Gefahr auf der anderen Seite, gegen die 
man für gewöhnlich einen Schutz zu haben glaubte in der 
Kollegialität von lo gleichzeitigen atpatirjYoL Aber sogar 
diesen letzten Schutz der Demokratie hat man der vernünftigen 
Leitung geopfert, einmal, indem man von Zeit zu Zeit in be- 
sonders kritischen Verhältnissen einem Einzelnen ein Ober- 
kommando über die 9 anderen Feldherrn übertrug (Vgl. hier- 
über Gilbert: ,, Beiträge zur inneren Geschichte Athens** 
p. 41 ff., wo gute Quellenangaben zu finden sind; Löschke : 
De titulis aliquot atticis quaest. histor. ; C.I. A. 278; Thuk. II, 
58; Plut. Per. 13) und dann, indem man von der Mitte etwa 
des 4. Jahrhunderts an die Kompetenzen der 10 Feldherrn 
teilte, so dass jeder ganz und gar selbständig in seinem 
Wirkungskreise schalten konnte (Cf. Ath. Pol. 61). 

So tritt namentlich in den Organisationen der späteren 
Zeit bei der atpsatc der aTpa-cYjYOL der ausgesprochen aristo- 
kratische Grundsatz einer aips^iQ aptauvSyjv zu Tage, zumal 
die OTpaT7]70i zu allen Zeiten — von kleineren Beschränkungen 
abgesehen — aus allen Bürgern mit passivem Wahlrecht ge- 
nommen werden konnten ; denn in einem grossen Wahlkörper 
ist die Wahrscheinlichkeit , taugliche zu finden , auch eine 
grössere, als in einem kleinen, und die apsTYJ, die Tüchtigkeit, 
ist ja das Prinzip der Aristokratie. Da aber eine solche 
Wahl aus allen vollberechtigten Staatsbürgern dem ahnenlosen, 
aber fähigen und thatkräftigen Manne aus dem Volke — an- 
fangs freilich wohl mehr theoretisch, später aber auch praktisch 
— die gleiche Aussicht gab, wde den Gliedern der ältesten 
Adelsfamilien, so hatte diese Wahl in diesem Falle auch einen 
entschieden demokratischen Charakter, den wir stets bei 
der Anwendung einer Wahlform auf alle 7coXtTeoö(X£Vot haben 
anerkennen müssen. 

Haben wir oben einen oligarchischen Charakter der dra- 
kontischen Wahlen im allgemeinen wegen der Abstufung der 
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Wählbarkeit nach dem Masse des Zensus anerkannt, so sehen 
wir hier im einzelnen, dass die Wahlen zu den Kriegsämtcrn, 
wozu ja alle vollberechtigten Staatsbürger befähigt, eben des- 
halb auch dem demokratischen Prinzip gerecht worden. Aus 
diesen Gründen muss uns die drakontische Staats- 
verfassung als ein ehrwürdiges Monument vermitteln- 
der Politik erscheinen, da sie, am Abschluss einer eupatri- 
dischen Epoche stehend, in friedlichster Webe in die Bahnen 
der Demokratie übergeleitet hat. Diese Ausgleichsbestrebungcn 
spiegeln sich aufs deutlichste wider in AtL Pol. 4, wo 
von der Stufenfolge der einzelnen Aemter die Rede ist. Aller- 
dings lässt sich dabei die Uebe rli eferung Ath, Pol. 4, 2, 
welche u. a. F. Cauer und Busolt zu verteidigen suchten, 
unmöglich halten, weshalb wir die zuerst von Weil (Jouro. 
des Savants 1891.) vorgeschlagene Emendatioii aufnehmen, 
welche allerdings den Ansatz von 100 Minen für die f^tpxTTfjYO 
(und iTüTuap/ot) beibehält, dagegen für die ap-^QVT=c (und lOL^iai) 
eine wesentlich höhere Zahl, und zwar einen Ansatz von 200 
Minen einsetzt, woraus sich auch paläograpbisch nicht schwer 
die Verderbnis erklären liesse. 

Mit einem Ansätze von 100 Minen, gegenüber 10 Minen 
der Äp)jovTe(;, mit dem die Strategie weit über das Archontat 
gestellt worden wäre, hätte man diese Behörde zur wichtigsten 
des drakontischen Staatswesens gemacht, was aber durciiaus 
nicht zulässig ist, zumal noch nach Solon die Parleikampfe 
sich wesentlich um das Archontat drehen, wie wir aus den 
Vorgängen vor und nach der Amtsführung des Damasias sehen 
(Cf. Ath. Pol. 13); auch bestätigt Ath. Pol 22, 2, dass noch 
um das Jahr 500 die OTpaTTj^ot dem äp)((üv ;:oX^ttap^o^ unter- 
geordnet waren.*) 

*) Busolt und Cauer führen zur Verteidigung ihres AtisnLzes von lo und 
100 Minen für die äp)^ovTe<; bezw. OTpctTYjYOt an, die durch Kylim^ AUenlat ge- 
witzigte und geängstigte Aristokratie habe das Ariil desi nrjkt\i,'X^yo'z au^ Miss- 
trauen beschränken wollen und dafür 4 oxpaxfjY^Ji n'^ rliykn kommandierende 
eingesetzt, — die aber immerhin noch dem apyu)V Trr/^Ep.apyo^ unlergeürdnet 
blieben, so dass dieser also doch nicht beschränkt war — habe nber zugleich» 
um dieses Amt für ihre reichsten Familien zu reservieren^ dasselbe an einen 
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Das neu geschaflfene Amt wäre durch einen Zensus, der 
so viel höher war als der des Archontats, entschieden ein 
reaktionäres gewesen, hätte dann aber durchaus nicht in Ein- 
klang stehen können mit dem sonstigen Charakter der drakon- 
tischen Verfassung 3 so aber war neben das oberste, durch den 
hohen Zensus stets für die Wohlhabenden reservierte Amt 
eine Behörde getreten, die durch ihren um die Hälfte nied- 
rigeren Ansatz ihr entschieden Volkstum liches Wesen 
offenbarte. Damit hat denn Drakons Neuschöpfung eine grosse 
politische Bedeutung erhalten; nun war dieses Amt für alle 
TcoXiTeoo'jisvot erreichbar geworden, es war ein demokra- 
tisches, und zwar das erste, geworden. So bildete dieses 
Amt eine neue Brücke zur Zukunft, deren volkstümlichere 
Richtung mit demselben inauguriert wurde. 

Und sehen wir uns um nach einer Brücke zur Vergangen 
heit, da ja die drakontische Verfassung an einem solchen 
Wendepunkt steht, so gibt uns auch hierüber Ath. Pol. 4, 2 
Aufschluss : tootooc (sei. toöc OTpaTTj^oög . .) 8h äte^Y^av toöc 
;EpOTavst<; ....*) to5<; Ivooc: (i^XP^ so^üvwv .... 

Wir begegnen also hier der uralten Behörde der Prytanen, 
die hier noch eine administrative Kompetenz haben , dabei 
auch an die alte Oberaufsichtsbehörde, den Areopag, erinnern. 
(Cf Ath. Pol. 4, 4: (iTj . . ßooXKj ii ki 'Apsioo TuaYOo) . . . 
SisTTJpst tac apjjac, 07r(i)<; xata toüc vöfxoog ap/coatv.) Wie dieser 
haben sie aus der aristokratischen Vorzeit die Aufgabe über- 
kommen, die Beobachtung der Gesetze zu beaufsichtigen (Cf. 
Herod. V, 71), eine mehr theoretisch verständliche, als praktisch 
wichtige Kompetenz. Und wie wir bei jedem Fortschritt im 
Verfassungsleben bemerken können, dass sich dieser markiert 

so hohen Zensus geknüpft. Diesen Aufstellungen können wir aber nicht bei- 
pflichten, da sie von der gewiss nicht zutreffenden Voraussetzung ausgehen, dass 
die drakontische Verfassung in aristokratischem Interesse aufgebaut sei, was 
durchaus nicht der Fall ist; war auch die Wirkung davon, dass man dieses 
Amt durch aipsotc besetzte , nebenbei auch die einer atpsotc aptaTtv8Y)V , die 
Tendenz bei Errichtung dieses Amtes war gewiss eine demokratische. 

*) . . .y.al TOüC OTpaTYjYOU? iral touc inKapy^oo^ . . . erscheint mir un- 
zweifelhaft als Glossem zum Übjektsakkusativ toütoüc. 
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durch den Uebergang der Exekutive auf eine neue Behörde, 
während schonender Weise der früheren meist noch die A d- 
ministrative belassen wird (Cf. Ath. Pol. 3, 2 und 3), so 
sehen wir auch hier den Fortschritt vom Adelsregiment zu 
der gemässigt volksfreundlichen Verfassung im Uebergang der 
Exekutive von den Tcpotavstc auf die jüngeren, lebenskräftigeren 
Behörden, auf die äp)(0VTe? und die atpaTT^Yot , die jedenfalls 
damals schon einen praktisch viel wichtigeren Wirkungkreis 
hatten als die Prytanen, welche schon bald verschwinden und 
nur noch in einer Anzahl von Benennungen eine Spur ihres Seins 
und Wirkens hinterlassen haben. Wie uns also diese damals 
schon überlebte und durch neue Institutionen überflüssig ge- 
machte Behörde in dieser Verfassung die oligarcliische Seite 
repräsentiert, die zur Versöhnung der Adelspartei gewahrt 
bleiben sollte, sehen wir mit der Errichtung der Strategie die 
Bahnen der Demokratie beschritten, die nicht mehr verlassen 
wurden. Doch auch dieser Behörde wurde gleich ein Zügel 
angelegt, indem man sie dem ap^wv TroX^iiap/o^; unterordnete, 
der gewiss noch lange dieses Supremat inne hatte. 

Auf die Frage betreffend die Anzahl der atpaTYjYOL er 
halten wir von Aristoteles keine Antwort; nur dass die Kompe 
tenzen dieser neuen Behörde gleich bei ihrer Einsetzung auf meh- 
rere gleichzeitige und gleichberechtigte Amtsträger verteilt wur- 
den, scheint doch eine unbedingt sichere Annahme. Denn welchen 
Zweck hätte es sonst gehabt, neben den durch die ßooXv] er- 
wählten 7roX^[Jiapxo<;, der damals zweifellos noch nach dem 
Masse seiner militärischen Fähigkeit zum Oberkommandierenden 
aller attischen Streitkräfte erwählt wurde, wieder einen Einzelnen 
zu stellen? Nehmen wir aber mehrere an, so ist die Zahl 4, 
entsprechend der damaligen ^ Anzahl der Phylen , die wahr- 
scheinlichste , so dass sie vermutlich mit Berücksichtigung 
der Phylen, deren Oberbefehl sie zu übernehmen hatten , ge- 
wählt wurden.*) Dieser Annahme der Mehrzahl der atpaTYjYO'l 

*) Wenn Kaibel a. a. O. p. 129 in Anlehnunp^ an Ath. Pol. 4, 2 {h"^- 
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folgen wir um so lieber, als dadurch die Kompetenzen der 
neuen Behörde kollegialisch geteilt erscheinen , worin wir 
ein wesentlich demokratisches Element zu erkennen haben. 

Eine Veränderung dieser Organisation fand erst um 
das Jahr 501/0 statt, wie wir aus Ath. Pol. 22, 2 ersehen: 
sTTstTa Tooc atpariTjYOoc "(ipoövTO xata yoXdc, \% sxaatYjc; (r^g) yoX-^c 
Sva, T-^c 8s aTraaTj«; atpattac r^Y£(xa>v -i^v 6 ;roX£[JLap*/oc. Wie ist 
nun diese Angabe zu verstehen, wie kam man damals auf den 
Gedanken einer Neuorganisation dieses Amtes? Seit der 
drakontischen Staatsgesetzgebung hatten bis zu jenem Jahre 
zwei Verfassungsänderungen die Verhältnisse im Staatswesen 
umgestaltet, die solonische und die kleisthenische. Beide haben 
offenbar die Militärgesetzgebung Drakons unangetastet gelassen, 
da wir von einer Veränderung in dieser Beziehung, gar nichts 
erfahren, und eine solche speziell durch Solons Organisationen 
durchaus nicht notwendig gemacht wurde. Kleisthenes aber 
hatte eine ins Staatsleben tief einschneidende Aenderung 
vorgenommen, die Einteilung des Landes in 10 Phylen, 
wodurch die uralten vier ionischen Phylen staatHch ganz 
beseitigt wurden. Bei dieser Aenderung machte nun die 
Wahl von 4 Beamten, die früher mit Rücksicht auf die 
4 Phylen gewählt worden waren, jedenfalls Schwierigkeiten; 
man musste zunächst von einer Verteilung derselben auf die 
neuen Phylen absehen und sie durch einen Wahlakt „IS 
axavTcov", wie es später wieder geschah, bestimmen. Kleisthenes 
nahm also bei diesen Beamten, ebenso wie bei den seit Peisi- 
stratos durch aipe^ic bestimmten Archonten, keine Veränder- 
ung des Wahlmodus vor, der jetzt aber veraltet war und 
bald nach der Einführung der kleisthenischen Organisation 
dieser angepasst werden musste. (Cf. Plut. Arist. 5 : iv Ss 
Mapa^wvi [JLSTa iffi saoTOö <pi)X^<; 'ApiaTst'SYj? . . .; Plut. Kim. 8: 
8dxa övTa(; oltco yoX*^«; [itac sxaaTOV . . . .) So haben wir vom 



'foC) schliesst, es habe 2 OTpatY|YOt und 2 iTCTrap^oi gegeben, so scheint uns 
diese Folgerung weder sprachlich zwingend, noch sachlich wohl annehmbar, 
im Hinblick auf die spätere Entwicklung dieses Amtes. 
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Jahre 501 etwa an 10 atpaTTjYot', die jeweils durch Abstim- 
mung ihrer Phyle gewählt und aus dieser entnommen wurden. 
(Vgl hiezu Lugebil a. a. O.) 

Die so bei Beginn des 5. Jahrhunderts durchgeführte 
Neuordnung dieses Amtes bheb aber nicht lange bestehen; 
um die Mitte dieses Jahrhunderts glich die wenigstens theo- 
retisch auch auf die Strategie in Anwendung kommende Aus- 
dehnung des Wahlrechts auf das 4. Tt[Ji.7][Jia dieses Amt mit 
den Forderungen der Demokratie völlig aus. Dazu kam aber 
noch eine weitere Veränderung, die Hand in Hand ging mit 
einer Veränderung der Stellung der arpaTYjYoi (Vgl. Wilamowitz: 
Philolog. Untersuchungen I, 17). Seitdem die Strategie zum 
obersten Kriegs verwaltungsamt — der 7coXs(xap)(oc hatte schon 
im Anfange dieses Jahrhunderts diese Stellung grösstenteils 
verloren — geworden und die neue Behörde der taStap/oi 
an die Spitze je eines Phylenregiments gestellt worden war, 
löste man die Strategen von den Phylen los und bestimmte sie 
durch Wahl „14 aTcdvTWv", wenn auch thatsächhch die Phylen 
noch möglichst berücksichtigt wurden. (Cf. Ath. Pol. 61, i; 
Aescb. xat. Kttjo. 13; Xen. Mem. III. 4, i; Lugebil a. a. O.; 
Droysen: Hermes IX, 8 fif.) 

Der Charakter dieser Behörde hat sich allmählich gänz- 
lich verändert; kleine, so unbedeutend erscheinende Ueber- 
f^änge haben die Entwicklung dieses früheren Nebenamtes zum 
wichtigsten Staatsamte verborgen. Die Ausdehnung des aktiven 
und passiven Wahlrechts kam auch für dieses Amt in An- 
wendung, sie machte es zu einem durchaus volkstümHchen ; aber 
gleichzeitig wirkte die unbeschränkte Wahl ,,IS aTudvTWV'* nach 
dem Prinzip der Bestwahl, nicht selten freilich auch dema- 
gogisch (Cf. Pol. 1305^29). 

Dies war also die Bahn, auf der die Strategie über das 
Archontat gesiegt hat; denn thatsächlich begann seit der 
Mitte des 5. Jahrhunderts auf diesem Gebiete jene ganz eigen- 
artige Bewegung, die endlich dazu führte, dass, allen Tra- 
ditionen zum Trotz, das Archontat hinter die Strategie zurück- 
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trat, die sich immer mehr von den Grundsätzen der Demo- 
kratie entfernte, damit zugleich mehr und mehr den Charakter 
des Exklusiven, aber auch Konservativen annahm, eine That- 
sache, die nicht wenig dabei mitgewirkt haben mag, dass man 
dieses Amt in die römische Kaiserzeit, und zwar als Haupt- 
Staatsamt, herübernahm. (Vgl Gilbert: ,,Gnech, Staats- 
altertümer: I, 152 ff.; Neubauer: Athen- reipubi. quaen. 
Roman, temp. fuerit conditio). — 

Fragen wir uns aber, wie es dazu kam, dass die sonst 
so eifersüchtig ihre ^xötoxpaiia bewachenden Athener dieses 
Amt so mächtig werden li essen , so müssen wir die nächste 
Erklärung hiefür den Zeitumständen selbst entnehmen ; die 
fast unaufhörlichen Kriege des 5. und 4. Jahrhunderts gefähr* 
deten Athen so beständig, dass die, wenn auch nicht recht 
volkstümHche, Wahl allgemein anerkannter Heerführer als die 
einzige Rettung des bedrohten Gemeinwesens erschien; auch 
müssen wir bei der Beurteilung dieses Amtes doch bedenken, 
dass sich trotz seiner Ansehnlichkeit*) doch nur solche dazu 
meldeten und gewählt wurden, die selbst auf grössere Er- 
fahrung zurückblicken, und in die ihre Mitbürger Vertrauen 
setzen konnten, zumal sich auch eine Unfähigkeit auf diesem 
Posten am Amtsträger selbst am allerschlimmsten rächen 
musste. Und die Athener hatten es offenbar selbst sehr 
wohl gefühlt, mit welcher ausserordenthchen Macht sie dieses 
Amt bekleideten, wie wir aus Ath. Pol. 44. 4 ersehen, wo 
die Wichtigkeit, die sie gerade den Wahlen zu diesen Kriegs- 
ämtern vor allen übrigen beilegten, deutlich dargethan ist 
Und noch viel klarer spricht sich dieses Bewusstsein der 
Athener aus an den Stellen, wo für die a-rpatTjYot', was sonst 

*) Die grosse Bedeutung dieses Amtes wird an einer grossen Anzahl von 
Stellen ausgesprochen; so z, B. : Lys. 13, 7; 26, 20. Aristoph. opvtU'. Soo ; 
(Xen.) Pol. Ath. I, 3; Tsokr. 8. 54; Plut. Phok. 7. ähnlich Pol, 1305a 7 ff, ; 
Meineke II, 466, 510; Vita Sophocl. i; Ath. Pol. 4, 2. Auch lel^^n die 
häufigen Hinweise auf den ambitus gerade für diesen Posten^ für wie bt^^kni- 
tend und begehrenswert dieses Amt gehalten wurd*.-. Vgl. Gilbert: ,, Bei- 
träge zur inueren Geschichte Athens'- p 14 ff. , p. 27; Plnr. Phok. Ü\ Dem. 
Xlil, 19. 
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bei keiner Behörde geschah, der Beweis einer guten demo- 
kratischen Gesinnung gefordert wird, die man bei diesem so 
selbständigen Amte weniger entbehren zu können glaubte, 
als bei jedem anderen.*) 

Also nicht unüberlegt oder unbewusst geschah es, wenn 
die Athener diesem Amte eine solche weit über ihre sonstigen 
Prinzipien hinausgehende Macht einräumten. Im Gegenteil, 
wir müssen zugeben, dass die Athener hier mit richtigem 
politischen Verstand von der Befolgung ihrer demokratischen 
Grundsätze bis ins Aeusserste abgegangen sind, ein Zeichen 
eines gesunden Charakters, in dem sich der Patriotismus doch 
höher entwickelte als die poHtische Eifersucht. — 

Haben wir oben bei der theoretischen Behandlung der 
xXv^pwaic das Aufhören der Parteikämpfe bei Anwendung dieser 
Wahlform — im Gegensatz zur aipsatc — konstatiert, so 
haben wir hier auch den negativen Beweis für die Richtigkeit 
jener Anschauung. Denn die durch die oben angeführten 
Stellen bezeugte Berücksichtigung der demokratischen Gesinnung 
der für das Strategenamt zu Wählenden zeigt uns deutlich, 
dass wir die Wahl, die ja „iS axavTCöv'' geschieht, für ein 
politisches Vertrauensvotum der Gesamtheit erklären 
müssen, die Nichtwahl für das Gegenteil, ein Verhältnis, das 
sich auch geschichtlich sehr wohl nachweisen lässt. So war 
Perikles Jahr aus Jahr ein aTpair^YÖc, er war der gefeierte 
TTpOGidtTjc TOö 8y][ji.oo, der Monarch, dem Alles sich beugte, 
bis plötzlich die Athener fühlten, dass sein Ruhm und seine 
Wünsche ihn doch zu sehr über die Demokratie erhoben und 
ihr entfremden mussten ; sofort schwand sein Einfluss, Perikles 
fiel in der Volksgunst und wurde nicht wieder gewählt. — 
Das gleiche Bild sehen wir in der Zeit, in der Nikias, der 



*) Vgl. Dein. xax. AfjfJLoaO-. 71: v.cd xob^ p.ev v6[Xooc irpoXsYSiv xü) 
pYjTopt xal TU) oxpaTYjYü> (x<|>) TTjV TCapoc ZOO 8y]|jlou iriaTiv öc^toövxt Xa|j-ßav£'.v, 
TraiBoTTOfelcjO-a'. xaxa xoü? v6|j-oi)c, Y*r]v evxoc opiov xsxxYjod-at. (Lys. 15, 7.) 
Lys. 13, 10: KtioMvztz oh OfJLsl? si'Xsad-s ev.slvov irpsaßsuTYjv auxoxpdxopa. 
ov Xü) TCpoxspüi £X£t axpaxYjYOv )^etpoxovr]t)'£vxa aTC£$ox'.|j-ocaax£, 00 vo|JLtC'>v'cs<;> 

SüVOOV StVat Xü) kXtJ^'E'. XÖ) üp.£X£pÜ). 
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Vertreter der Aristokraten, um diesen Posten mit den demo- 
kratischen Kandidaten Hippokrates und Demosthenes ringen 
musste. ^;Cf. Thuk. V, 46; Plut. Nik. lO; C. I. A. 273, 
Ol. 88, 3 und Ol. 88, 4; Löschcke: a. a. O.) 

So hatten die Athener stets in ihren Wahlen zu militä- 
rischen Stellen, die sie, in richtigem Gefühle von der Bedeutung 
derselben, stets nach dem Gesichtspunkt der Befähigung, also 
aptaTtvSYjv , besetzten, den besten Beweis vor Augen für den 
Wert ihrer xXTjpwat?, die doch geradezu ein Merkmal der attischen 
Verfassung blieb, weil sie dem Umfang ihrer Anwendung nach 
doch bedeutend über die aTpsot? siegte; sie bildete somit das 
richtige und zumeist auch genügende Gegengewicht gegen 
volksfeindliche Bestrebungen, welche die nun einmal nicht ganz 
zu entbehrende arpsat(; leicht unterstützen konnte. 

Oben hatten wir die Behauptung aufgestellt, dass sich bei 
der atpsaic die Prinzipien des Konservativen sehr wohl mit 
demokratischen Grundsätzen vereinigen Hessen ; und dafür haben 
wir auch wirklich ein sehr sprechendes Beispiel in der Erwäh- 
lung der ebenfalls zum Gebiete der militärischen Aemter gehö- 
renden aü)(ppovtaTat und xoa|iY]Ta[ des 4. Jahrhunderts. 
Hierüber verdanken wir Aristoteles folgende sehr eingehende 
Angabe Ath. Pol. 42, 2 und 3 : Ijcav Sk Soxtfxaa^watv ot ifrißoi^ 
fioXXsYSVTS«; 01 Tüatsps? aotöv xata fukdc;^ öjiöaavtec atpoöVTai 
Tpet(; Ix T(bv yoXstwv twv !iizhp tsTTapdxovTa styj ys^ovötcdv, o5c 
av rjY«vtat ßsXTtaTOoc stvat xal i7tiT7]SetoTaTOo<; i7rt(xeXsio3'ai twv 
iyTjßcov, §x 8^ TOOTCDv 6 Sfi^OQ sva T*^- ^^\fi(; IxaaTTjc /eipOTOvei 
oüD^povtotTjv xal xoo(JL7)'n]v Ix zm aXXwv 'Aö-Yjvaicov kizl 7cdvTa<;. 
(Cf! Bullet, de corr. hell. XII, 149; XIII, 257.) Dass wir in 
der Erwählung der aw^poviarai das Prinzip der Best wähl, 
also nach aristotelischer Theorie ein apioTOxpaTtxov , erkennen 
müssen, zeigt uns, ausser der Anwendung der aTpeatc, die 
Forderung, Leute zu wählen, oü<; av T^YÄvtai ßeXTiaTOoc elvat 
xal iTciTTjSstoTdTODC. Dieser Wahlakt gleicht doch aufs Genaueste 
einer afpsotc; aptattvSYjV, wie sie einst der Areopag vollzogen 
hatte. Dazu kommt noch der Ansatz einer Mini mal al ters- 

9 
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grenze, die nicht wenig über das gewöhnliche Mass hinaur 
gerückt erscheint und durch die so gegebene Gewähr einer 
grösseren Reife an und für sich schon konservativ -gemässigt 
wirkt. AufifälHg aber ist bei diesem Amte der Wechsel 
der Wahlkörper, welche die privat-pädagogische und die 
militärisch-staatliche Seite der Ephebie vertreten. Zunächst 
sind es die am meisten bei dieser Frage beteiligten Vater der 
Epheben, die jeweils aus ihrer Phyle die drei Vorzuschlagenden 
zu bestimmen hatten ; auf diese Weise wurde hier sicherlich 
das erreicht, was z. B. bei der in den Demen vorgenommenen 
Tcpöxpiotc der Buleuten durch Einführung der Vorlooswahl auf- 
gegeben worden war, dass man nämlich die anerkannt tüchtigsten 
in den Phylenversammlungen leichter ausfindig machen konnte, 
als dies bei einer Wahl „i| aTtdvTcoy" möglich gewesen wäre. 
Nun gaben aber die Väter die Angelegenheit aus der Hand, 
die weitere Wahl war keine private mehr, sondern berück- 
sichtigte auch politische Interessen. Jetzt wählte das ganze 
Volk aus diesen 30 Ttpöxpirot für jede Phyle einen der von 
den Wählern seiner Phyle Vorgeschlagenen, wir können unf; 
natürlich denken: mit besonderer Rücksicht auf seine demo- 
kratische Gesinnung. (Bullet, a. a. O. ; „Mitteilungen des 
deutsch-arch. Inst." (Köhler): IV, 327).*) So vereinigten sich 
zur Erwählung dieser Behörde die beiden Prinzipien, das einer 
atpsotg apioTtv87]y und das einer volkstümlichen Wahl, — ge- 
wiss nicht zum Schaden des attischen Staatswesens. 

Dasselbe Prinzip wurde denn auch befolgt bei der 
Wahl des xoo(jL7)TTf]<; , des Oberaufsehers über die loi^poviitoti 
und das Ephebenwesen überhaupt, der später der alleinig^e 
Leiter desselben wurde. Dieser wurde zwar durch den einen 
Akt einer direkten aijpsot«; bestimmt, die aber, als aTpeatc s£ 
aTrdvTCov, ebenso wie die Erwählung der aTpatyj^oL, im wesent- 
liehen den Charakter einer Bestwahl hatte, mit der sich frei- 
lich auch der Gesichtspunkt einer populären Wahl reclit wohl 



*) Vergl. dazu die jedenfalls auch das demokratische Int^rewe venr^rende 
Erwählung der 2 TcatSoxptßat und der StSccGxaXot. 
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vereinigen konnte und gewiss auch vereinigt hat. (Cf. Ditten- 
berger: Sylloge 347, v. 70.) 

Wir haben uns länger bei der Erwählung der militärischen 
Beamten — und dazu müssen wir ja auch die oöxppovtarat und 
den %oa[i7)T7]? rechnen — aufgehalten, weil sich hier die 
Prinzipien der Erwählung am leichtesten verfolgen lassen und 
sich eine solche Konsequenz in der Anwendung einer Wahl- 
form, wie gerade atif diesem Gebiete, auf keinem anderen ge- 
wahrt findet. Um nun nur kurz noch ein weiteres ordentliches 
Amt zu betrachten, für das als Wahlmodus die aTpeaic ange- 
wandt wurde, wenden wir uns zu den 10 IXX7]V0'ca(iLai, 
deren Erwählung viel des Interessanten bietet, zumal sie auch 
eine weitgehende Aehnlichkeit mit der der OTpaTirjYOi aufweist. 

Die Organisation dieser Behörde ist keine rein attische, die 
lXXY]V0Ta[üat sind die Reichsschatzmeister des i. Seebundes, 
die wahrscheinlich zunächst ihren Sitz auf Delos hatten und 
dann seit der Ueberführung der Bundeskasse nach Athen 
dortselbst von der Mitte des 5. Jahrhunderts bis zum Ende 
des peloponnesischen Krieges die Leiter des ganzen Finanz- 
wesens waren. (Cf. Harpokr. s. v. ; Thuk. I, 96; Herod. III, 89.) 
Die Zehnzahl dieser Behörde ist vielleicht erst auf attischem 
Boden entstanden und gestattet den Schluss, dass sie ursprüng- 
lich mit Rücksicht auf die 10 Phylen angenommen worden 
sei ; bald aber änderte sich, wie die Inschriften es darthun, die 
Wahlform in gleicher Weise, wie bei den atpaTYjifoi, indem sie 
,i€ aTcavTwv'' gewählt wurden, allerdings mit gewisser that- 
sächlicher Berücksichtigung der Phylen. Eine weitere Analogie 
mit den Feldherrn weisen sie auch insofern auf, als auch hier 
das Kollegium einen Vorstand hatte, der sich seit a. 442 stets 
vermerkt findet. (Cf. Dittenberger Sylloge: 15, 5 = C. I. 
A. I, 240; 16, 2 = C. I. A. I, 243; 17, 5 = C. I. A. I, 
244; — Löschcke a. a. O. p. 9 ff.) 

Fragen wir uns nun, warum diese Behörde durch atpsatc 
bestimmt wurde, während im 5. Jahrhundert sonst alle Finanz- 
ämter durch xXTjpwatc besetzt wurden, so kann die Antwort 

9* 



— 132 — 

nicht zweifelhaft sein. Die Wahl der iXXTQvOTaiitat ist geradeso 
eine atpsofc iptattvSYjv, wie die der atpatiQYOt, und dies 
aus mehreren Gründen. Einmal gehörte gewiss ein ausser- 
ordentliches Geschick dazu, bei dem so weit verzweigten 
attischen Seebunde, der ganz gewaltige Summen nach Athen 
fliessen liess, das ganze Gebiet zu beherrschen; diese Fähig- 
keit konnte man nicht von einem Jeden erwarten, so dass 
man hiefür nicht die %XY]pa>at<; anwenden durfte, sondern durch 
aTpsatc die Brauchbarsten bestimmen n^usste. Dann glich die 
Wahl zu einem solchen Amte, das zu Unterschleifen doch 
gewiss genug Gelegenheit bot, gewiss auch einem moralischen 
Vertrauensvotum, wie die zu der Strategie vornehmlich einem 
politischen. — Aber wir müssen auch die Umstände bedenken, 
unter denen dieses Amt geschaffen wurde. Dasselbe bestand 
gewiss seit der Zeit, da man eine Bundeskasse auf Delos an- 
legte, wo sicherlich alle Verbündeten oder doch wenigstens die 
bedeutendsten derselben ihre Vertreter bei dieser Zentral- 
behörde besassen. Dass damals aber dieses Amt nicht durch 
die specifisch athenisch-demokratische Wahlart der xXTjpcoatc 
besetzt wurde, scheint um so klarer, als doch zunächst mehr 
aristokratische als demokratische Staatswesen am Bunde be- 
teiligt waren. Und auch nach der Uebersiedelung dieses 
Postens nach Athen, wo dieser dann von Athenern allein be- 
setzt wurde, bedurfte man zur Erwählung einer Behörde, an 
deren tüchtiger, sachgemässer Amtsführung die fremden Staaten 
kein geringeres Interesse hatten, als die Athener selbst, einer 
Wahlform , die den ersteren doch wenigstens verständlich 
war; und dies war doch gewiss nur die natürliche Wahl- 
art der atpeotc, während die xXY]p(oot^ für viele oder wohl die 
meisten ein unverständlicher Begriff gewesen sein mag, wie sie 
es doch sogar für manchen Athener war. Dabei war 
es für die Verbündeten dann allerdings ganz gleichgiltig , ob 
die IXXY]voTa(jLtat atpeast xata yoXdc oder ,,s| airdvt(ov" ge- 
nommen wurden; ihre Hauptforderung mag die einer aipsaic, 
apiattvSyjv gewesen sein, wie sie am besten durch den Modus 
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„1$ aTcdvTwv'* mit möglichster Berücksichtigung der Phylen 
gewährleistet war*). (Cf. C. I. A. I, 260, Ol. 89, 4; C. I. A. 
I, 259, Ol. 89, 1; C. I. A. I, 188, Ol. 92, 3.) 

Wie also hier die Forderung besonderer finanzpolitischer 
Fähigkeit die Anwendung der aTpsatc veranlasst hatte, so muss 
der gleiche Gesichtspunkt auch massgebend gewesen sein für 
den Wahlmodus der höchsten Finanzämter des 4. Jahrhunderts, 
der inl tö ^sooptxdv, des ta(ita<; tcöv otpaTtooTtxwv und des in\ 
rg StotXKjoet, auf die hier nicht näher eingegangen werden kann, 
obwohl dieses Gebiet gerade in unserer Frage noch viel des 
Interessanten bietet ; allerdings mag bei den beiden zuletzt ge- 
nannten, ebenso wie bei den tajiiai der beiden Staatsschiffe 
und anderen Einzelposten für die Anwendung der aipBaiQ auch 
noch der Umstand gesprochen haben, dass ein Einzelamt viel 
einfacher und natürlicher durch diese Wahlart als durch 
%kripo»Gi(; sich besetzen Hess. Aber bei alledem bleibt uns 
hier »stets die Rücksicht auf finanztechnische Fähigkeit, welche 
die Anwendung der aipBai^ veranlasst haben muss, geradeso 
wie bei dem twv xpYjvwv iTctiisXYjTTjc (Ath. Pol. 43, i) und den 
apxtxsxTOvsc kzl tac vaöc (Ath. Pol. 46, i) die bautechnische, 
der überhaupt stets, wo sie nur irgend in Frage kam, Rech- 
nung getragen wurde. — 

Dieses Verhältnis führt uns zum Schluss auf eine weitere 
Eigentümlichkeit des attischen Beamtenwesens, auf die schon 
Headlam (a. a. O. p. 72 und 104) hingewiesen hat, und die 
uns mit einer anscheinend schwachen Seite der Wahlorgani- 
sation aussöhnen muss. Bedenken wir den grossen Raum, 
den die xXYjpcoot«; in der Aemterbesetzung einnimmt, dazu die 
— etwa abgesehen von den militärischen Aemtern — doch 

•) Dieser Charakter der eben besprochenen Behörde, die nicht nur atti- 
sches Staats-, sondern auch Reichsamt war, gibt uns vielleicht auch eine Er- 
klärung für jene isolierte Stellung, welche die £XXY]vÖTa|JLiat nach Ath. Pol. 30, 2 
im oligarchischen Zukunftsstaate einnehmen sollten; sehr ansprechend ist die 
Erklärung, welche Wilamowitz a. a. O. p. 119 hiefür gibt, indem er in der 
Isolierung der ^XXY]voxa|JLiat die Absicht sieht, die ßoüXTj durch ihre perma- 
nente Amtsführung über die gesarote Finanzpolitik zu stellen und so die ^XXyj- 
voTa|JLtat zu beschränken. 
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sehr geringe Anzahl der durch aTpeatc zu besetzenden Posten, 
so könnten wir leicht zu dem Schlüsse kommen, dass einem 
tüchtigen, strebsamen Manne, soferne ihn nicht gerade das 
Loos traf und er vielleicht weder Fähigkeit noch Lust zur 
Bekleidung miHtärischer Aemter besass, gar keine Gelegenheit 
geboten gewesen sei, sich dem Staate nützlich zu machen. 
Und doch wurde gerade hiefür auf das ausgiebigste gesorgt 
durch die Bestimmung, dass alle nicht dem ordentlichen 
Dienste angehörenden Funktionen, die meist tech- 
nische oder politische Bildung verlangten, stets durch 
direkte Wahl zu bestimmen seien, teils aus den Trittyen, 
Demen oder Phylen (Cf. Aesch. xat. Tt(jLoxp. 30 — 31), teils 
aus dem ganzen Volke, je nachdem diese Teile von der betr. 
Angelegenheit in Mitleidenschaft gezogen wurden und sich 
die Anzahl der zu Wählenden mit diesen Gliederungen ver- 
einigen Hess oder nicht. Solcher ausserordentlicher Beamter 
gab es eine ungemein grosse Anzahl, auch sie entbehrten ge- 
wiss in den meisten Fällen, sobald ihr Mandat länger als 
30 Tage währte (Cf. Aesch. a. a. O.), weder der ii'^B\LO'^la 
StxaorYjptoo , noch des Rechtes der iTctßoXiiJ, waren also auch 
auf diese Weise vor ihren nicht amtierenden Mitbürgern aus- 
gezeichnet. 

Diese ausserordentlichen Aemter lassen sich nach 
ihren Funktionen in zwei Hauptgruppen teilen, in Aemter der 
Politik, der auswärtigen sowohl, wie der inneren, und in 
rein technische. Die Mannigfaltigkeit der auf diesen Ge- 
bieten geschaffenen ausserordentlichen Aemter war naturge- 
mäss eine sehr grosse und bot so den allerverschiedenartigsten 
Elementen und Talenten die bestmögliche Gelegenheit, sich 
selbst einerseits hervorzuthun und andererseits dem Staate 
nützlich zu machen. 

Von besonderer Wichtigkeit sind für uns natürlich die 
politischen Aemter, und auch hier wieder mehr die der inneren, 
denn die der auswärtigen Politik, die damals noch nicht die 
Bedeutung hatte, die ihr heute eingeräumt werden muss. Der 
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Verkehr mit fremden Staaten beschränkte sich in Friedens- 
zeiten hauptsächlich auf Gesandtschaften, zumeist zum Zwecke 
von Ehrenbezeigungen, wenn ihre Aufgabe auch unter Um- 
ständen ein ausserordentliches Geschick erforderte (Vgl. die 
TCapaTcpsoßsta) ; sie hatten ihren Staat in der jeweils passendsten 
Weise zu vertreten, mussten also jedenfalls fähige, politisch und 
diplomatisch geschulte Männer aufweisen können: um solche 
bestimmen zu können, bedurfte man naturgemäss der a^psaL«;. 
Eine besondere parteipolitische Rücksicht hat für diese Wahl- 
form weder vorgelegen, noch ist sie dadurch herangebildet 
worden ; sondern stets war es die Rücksicht auf das Beste des 
Vaterlandes, welche die Wahl aptativSYjv über Parteirücksichten 
stellte. Darum finden wir oft in einer Gesandtschaft die 
denkbar verschiedensten Männer und Strömungen vereinigt, 
ein Zeichen , dass solche Wahlen keine Partei wählen waren. 
(Cf. Xen. Hell. VI, 1 1 1 ; Dem. u. Aesch. : TrapaTrpeoßsia. — 
C. I. A. II, 251, c. a. 307; C. I. A. II, Suppl. 15b, p. 423, 
I. Hälfte des 4. Jahrhunderts ; Hicks p. 123, No. 66, v. 10 ff, 

a. 3950 

Von grösserer Bedeutung in unserer Frage sind dagegen 
die ausserordentlichen Magistraturen der inneren Politik. Auf 
diesem Gebiete waren die gewöhnlichen Geschäfte unter die 
ap/at des ordentlichen Dienstes verteilt, die ßooXiiJ und eine 
Anzahl anderer Aemter, die sämtlich erloost wurden und 
eine Wiederwahl gar nicht oder nur im beschränktesten Masse 
gestatteten. So wurden von diesem hochwichtigen Gebiete 
viele ferngehalten, die gewiss oft mehr leisten konnten, als die 
im Amte befindlichen äp/ovisc xXYjpcotoi. 

Und dies sah man sehr wohl ein, indem man selbst dem 
Loose nicht die Fähigkeit zutraute, in gegebenen Fällen 
auch wirklich die Tüchtigsten und Brauchbarsten zu be- 
stimmen, — auch ein Zeichen, dass man, wenigstens in der 
historischen Zeit, das Loos kaum mehr als Ausspruch der 
Gottheit oder als Wunsch des Schicksals ansah.*) Darum 

♦) Sonst hätte man ja gerade bei den hieher gehörigen zahlreichen Tem- 
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bestimmte man in besonders kritischen Verhältnissen ausser 
den regelmässigen Beamten auch noch ausserordentliche Ma- 
gistraturen, und zwar stets durch aTpsatc:, indem man durch 
freie, direkte Wahl die tüchtigsten Leute mit Recht ver- 
nünftiger zu finden glaubte, als durch das blinde Loos. 

Zwar scheint es, als ob man sich hier doch zu weit 
von dem Prinzip der Demokratie entfernt habe, indem man 
gerade in kritischen Lagen des Staates, die den revolutionären 
Elementen immer den meisten Nährstoff abgaben oder äogar 
durch diese erst heraufbeschworen waren, der direlcten Wahl, 
die doch so leicht antidemokratischen Charakter annehmen 
konnte, die Bestimmung der Hilfsbeamten anheimgab. Aber 
offenbar vertraute man hier mehr auf den Charakter dte.ser 
Wahlform als einer Bestwahl, als man ihre demagogische und 
volksfeindliche Seite fürchtete. Und man hatte ja auch ge- 
wisse Gründe, weshalb man diese Furcht vergessen konnte: 
denn einmal erhielten all diese Aemter stets den Charakter 
des Ausserordentlichen, indem man ihnen, was bei den regel- 
mässigen Beamten nicht der Fall war, stets ein gewisses 
Mandat übertrug, nach dessen Vollziehung auch ihr Amt er- 
loschen sein musste ; und dann bestanden neben ihnen die 
ordentlichen Beamten eben doch ungestört fort, so dass auch 
hiedurch den neu errichteten Aemtern der Stempel des Ausser- 
ordentlichen aufgedrückt wurde. Somit war die beste Garantie 
für eine zweckentsprechende Thätigkeit der ausserordentlichen 
Beamten, dass man ihnen keine zu grosse Kompetenz ein- 
räumte, welche die regelmässigen Beamten und die Stimme 
der IxxXrjata ausser acht lassen konnte. 

Die Notwendigkeit, solche ausserordentliche Magistraturen 
einzusetzen, die in der Erledigung besonders schwieriger Auf- 
gaben die ordentlichen Beamten unterstützen oder diesen ihre 
Arbeit abnehmen sollten, fühlte man besonders am Ende des 



pelbauten genügend Veranlassung gehabt, durch den Gott den BauntüJskr seines 
Hauses bestimmen zu lassen, was aber, soviel wir sehen können^ vernünftig'?'" 
Weise niemals geschehen ist. 
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5- Jahrhunderts, das uns gerade in dieser Frage nahezu das 
ganze Material liefert. 

In all diesen Fällen war eben die IxxXifjoia ein viel zu 
schwerfälliger Körper, als dass sie den ausserordent- 
lichen Aufgaben gerecht hätte werden können; und 
gleichzeitig besass man zu der Fähigkeit der jeweils vor- 
handenen Beamten kein genügendes Zutrauen und hatte auch 
kein Urteil darüber, inwiefern man ihnen die richtige Ver- 
tretung der Volksinteressen in besonders schwierigen Ver- 
hältnissen anvertrauen könnte. Dazu bedurfte es also stets 
allgemein vom Volke anerkannter Männer ; sie mussten aipeosi 
bestimmt werden, um so das für den Staat Nützlichste zu 
erreichen. Eine Gefahr für die Selbständigkeit des Staats- 
wesens brauchte man von der Einsetzung einer Untersuchungs- 
kommission, wie der aus Anlass des Mysterienfrevels nieder- 
gesetzten CiTCYjTai (Cf. Andok. irsp. [loot. 36, 40, 65...), 
ebenso wenig zu fürchten, wie von den nach dem Sturze der 
30 eingesetzten, ebenfalls das klagende Staatswesen vertreten- 
den aövStxot und G\i\'ko^el<; (Vgl. R. Scholl: Vorlesungen 
über griech. Staatsaltertümer.), denen man auch nur von Fall 
zu Fall eine recht eng begrenzte Kompetenz gegeben hat. 
Aber in beiden Fällen bedurfte man einer ausserordentlichen 
Behörde, da der gewöhnliche Beamtenstand den verwickelten, 
grossen Aufgaben nicht gewachsen zu sein schien ; da brauchte 
man denn anerkannt fähige Leute, die man nur durch aipeotc 
bestimmen konnte. (Vgl. Wilamowitz a. a. O. I, 233, A. 94.) 

Wesentlich anders lagen die Dinge bei der a. 413 erfolgten 
Einsetzung der 10 TrpößooXot und der a. 404 erfolgten der 
Tptaxovta oo^^poL^olQ Den ersteren ist gleich bei ihrer 
Erwählung eine Kompetenz eingeräumt worden, die sich mit 
den Forderungen der Demokratie nicht vereinigen Hess und 
unvorsichtiger Weise noch dazu der oligarchischen Strömung 
der damaligen Zeit gar nicht einmal Rechnung trug. Denn 
wenn Thuk. VIII, 3 sagt, man habe beschlossen, ip/^jv ttva 
TcpecsßoT^pcov avSpcöV iXeo^J-at , oTzive(; izepi t(bv Tcapövrcov, ox; av 
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xatpöc IQ, TtpoßooXsoaooat , so müssen wir uns fragen, wie sich 
denn diese Behörde mit der ganzen athenischen Verfassung 
vertrug, zumal ihr genau die gleiche Kompetenz wie der ßooXij 
der 500 gegeben war, die wir als ein ganz wesentliches Ele- 
ment des demokratischen Athen anerkannt haben. Und bei 
einem Wettkampf zwischen diesen beiden Körperschaften 
musste unbedingt die neu eingesetzte Behörde siegen , deren 
Macht auch der Mangel einer bestimmten Befristung, wie sie 
stets der Demokratie eigen war, nur noch steigern musste. 
Auch machte die geringe Anzahl der ÄpößooXot ihre Amts- 
führung zu einer viel thätigeren, vereinfachten, gegenüber der 
der ßooXii}, so dass diese rasch durch die oligarchische 
Konkurrenz ausser Wettbewerb und Thätigkeit gesetzt werden 
musste. So ist dieses praktische Beispiel die beste Illustration 
zu dem theoretischen Satze des Aristoteles Pol. 1299*^ 35: 
aXX' 0^00 ä(iy(o aotat at ap^at, ot TtpdßooXot xa^satactv knl 
TOt^ ßooXsüTatc. — Dies war auch das Ziel, das die Oligarchen 
bei der Einsetzung dieser Behörde im Auge hatten ; denn 
zweifellos haben die TrpößooXot nicht erst mit der Zeit oligar- 
chische Tendenzen angenommen, wenn sie sich auch vielleicht 
allmählich noch enger zu einem zielbewussten Zusammen- 
arbeiten vereinigt haben: sie waren gewiss schon als eine 
oligarchische Gewalt gewählt worden.*) 

Hier hatte die cupsGic; überhaupt schon viel Gefährliches 
an sich; die Strömung im Volke war gewiss schon stark 
oligarchisch gefärbt , die Aussicht , von dieser Seite her die 



•) Wattenbach („De quandringentorum Athenis factione*') behauptet zwar, 
es habe in Athen keine Partei gegeben , auf die man auf Jahre zurttck die 
oligarchische Verschwörung verfolgen könnte; dies ist aber ganz unwahrschein- 
lich. Eine solche Partei muss schon bestanden haben, sonst wäre der gewalt- 
same Umsturz nicht so leichten Spieles gelungen; die Oligarchie, auf die schon 
der Hermen- und Mysterien frevel schüchtern hingedeutet halte, rauss sich schon 
vor der Einsetzung der itpoßooXot in der sxxXYjata eingelebt und breit gemacht 
haben, die von den Oligarchen unzweifelhaft vorgeschlagene Wahl und Ein- 
setzung der itpoßoüXot, zu denen u. A. der Oligarch Hagnon gehörte (Lys. 
'^. 65)., ist dann erst die erste öffentliche Kundgebung der Veränderung der 
politischen Lage. 




— 139 — 

gewiss versprochene Rettung *) zu erlangen, leitete, zumal man 
zur Demokratie kein rechtes Vertrauen mehr hatte, die Stimmen. 
So gefährlich die Zeiten waren, so sehr sie eine kraftvolle 
Leitung verlangten, diese wäre damals besser vom Loose ab- 
hängig gemacht worden , als von der direkten Wahl ; denn 
die Leistung hat hier nicht der Erwartung entsprochen , hat 
nur geschadet. So war hier die a^psatc in Verbindung mit 
übergrosser Kompetenz der Erwählten zu einem Element der 
Oligarchie geworden; die Erteilung einer so grossen Macht, 
wie sie den ÄpoßooXoi gegeben wurde, war das beste Mittel, 
diesem oligarchischen Exekutivkomitee den Sieg über die 
Demokratie noch zu erleichtern. 

Doch hatte man etwas gelernt durch diese Erfahrung; 
das a. 410/09 eingesetzte Kollegium der ooYYp«9st<; (C. I. A. 
I, 58; Andok. irep . [looT . 96) erhielt keine solchen Kompetenzen, 
die ihm eine so gefährliche Macht in die Hand gegeben 
hätten; ihre Wirksamkeit war gewiss in Verbindung rnit der 
der avaYpayeic (C. I. A. I, 61) eine gesegnete, wurde aller- 
dings durch die Vorgänge in der äusseren Politik und durch 
die letzten Unglücksschläge des peloponnesischen Krieges auch 
wieder aufgehoben. 

Was man aber a. 41 1/ 10 gelernt hatte, dessen Richtigkeit 
musste noch einmal bestätigt werden durch die Erfahrung, 
die das Jahr 404/3 bringen sollte; man hatte sie wohl noch 
nicht vergessen, die Lehre, die man den Oligarchen zu ver- 
danken hatte , wollte wohl auch nicht noch einmal die Probe 
auf ihre Richtigkeit machen, aber man wurde dazu gezwungen, 
wie Ath. Pol. 34, 3 sagt: ncLzoLizXa^eU 6 S'yjfioc YJvaYxAod'Y] 
5(SLpotovstv TY]V oXtYotpxtav. — 

Auch hier war die Anwendung der atpsoic geboten, und 
zwar im Sinne der Oligarchen; aber diese Wahlform allein 
war noch nicht das Bedenklichste, sie konnte sich ja, wie wir 
gesehen, ganz leicht mit der Demokratie vereinigen, wenn auch 



*) Ath. Pol. 29, I und Pol. 1304b 12 erwähnen das Lockmittel der 
Oligarchie. 
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hier die Lage der Zeit eher gegen als für die atpsat<; sprach. 
Die Hauptsache lag hier wieder, wie bei Einsetzung der 
;rpQßooXoL, in einer zu grossen Kompetenzsphäre der 
tptdxovTQt. Denn auch im Jahre 404/3 erkennen wir die Re- 
signation der Demokratie und die Vorboten des Verfassungs- 
wechsels in der Einsetzung einer aasserordentlichen Behörde 
mit ganz ausserordentlichen Kompetenzen, wie es wohl Sparta 
selbst nicht einmal verlangt hatte. Darum sagt Lys. 12, 71 
von dieser Revolution: 0Y)pa|i^VY)(; ixsXsoaev 6[ia^, tptdtxovta 
avSpdatv sicttpetJjotL tyjv äöXlv. (Cf. Diod XIV, 3 und 4: löst 8s 
zQuq ^pirj[Ji£voij^ ßooXyjv ts xal tac äXXac «px^c xaTaor^oat. 
Ath, Pol. 35, 5.) 

Bei einer so allmächtigen Behörde war der furchtbare 
Schritt, das Bürgerrecht auf 1000 Mann zu beschränken, wo- 
durch erst der Wechsel in der Verfassung vollendet wurde, 
gar kein so auffälliger mehr ; die atpeotc , die eben , der vor- 
handenen Strömung entsprechend, vorwiegend Oligarchen in das 
neue Kollegium gezwungen hatte (Cf. Lys. 12, y6) , und die 
ausserordentliche Kompetenz der 30 hatten der Revolution 
den Boden sehr geebnet. 

Diese letzte schwere innerpolitische Krisis ist zu Athens 
Glück bald vorüber gegangen; sie hat aber in den Athenern 
eine bleibende Lehre zurückgelassen , deren Beobachtung wir 
— allerdings nur negativ — in der ganzen griechischen Ge- 
schichte der Folgezeit nachweisen können. Innerpolitische 
ausserordentliche Magistraturen wurden nach der Neugründung 
der Demokratie überhaupt nicht mehr eingesetzt ; schon das 
Andok. :tsp. [tuar. 83 — 85 erwähnte Kollegium der 50O 
vofjLO^^tai. die durch die ganz ausserordentliche Verwirrung der 
Gesetzgebung notwendig geworden und neben die 'd'SO|iod'£Tai, 
die dieser ihrer früheren Aufgabe (Cf. Aesch. xar. Tt(Jioxp. 
38 — 39) nicht mehr gerecht werden konnten, gestellt worden 
waren , wich offenbar absichtlich seiner Zahl und seiner be- 
schränkten Kompetenz nach von denen des Kollegiums 
der 30 aTjY7pa^eLC ab, die ja eigentlich auch nur zur Gesetzes- 
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revision eingesetzt worden waren. Und obwohl auch a. 403 
die Lage in Athen eine äusserst schwierige war und die Ein- 
setzung einer ausserordentlichen Behörde leicht zu verstehen 
gewesen wäre, so war es doch einer der ersten Schritte der 
Demokratie, 'nach der Wiederausdehnun^ des Bürgerrechts auf 
alle 4 Tt{i.Tf]{i.ata j die regelmässigen Beamten durchs Loos zu 
bestimmen, die auch wirklieb der Lage bald Herr wurden. 
(Cf. Andok. irep. [loar. 82; Xen. Hell. II, 4, 43.) — 

So konnte das Ende des 5. Jahrhunderts für die Athener 
wiederum ein guter Beweis sein für den Wert ihrer aus früher 
Zeit überkommenen xXtjpcdgk; : sie rief in geregelter Rotation 
nahezu Mann für Mann auf das Staatsschiff, oligarchische Um- 
triebe konnte es dabei ebensowenig geben, wie eine Ab- 
hängigkeit der sxxXYjota von einer allmächtigen Behörde. Die 
individuelle Stärke war den Aemtern durch das 
Loos genommen, aber sie leisteten das Normale 
mit gutem Erfolge. 

Und neben diesen Loosämtern konnte immerhin noch ein 
Raum frei bleiben für eine beschränkte Anzahl von Aemtern, 
die mit begrenzten Kompetenzen durch oLipBGK; besetzt wur- 
den, solange diese eine Wahl apwttvSTjv, eine Wahl nach dem 
Gesichtspunkte der Fähigkeit, nicht dem der Partei, blieb. 

Jener allein war auch massgebend für die andere Kate- 
gorie der ausserordentlichen Magistraturen, für die rein tech- 
nischen, die hier noch kurz berührt werden sollen, die aber 
naturgemäss , was die Wahl betrifft , in politischer Beziehung 
ganz zurücktreten*). 



*) Auf diesem Grebiete wird, wie Aesch. xax. Kty)g. 14 — 16, 28—30 
hervorhebt, im attischen Staatsrecht streng unterschieden zwischen äp^^Yj und 
e7ct|jL£Xsta, zwischen ordentlichem und nusserordentlichem Amte, ein Unterschied, 
der unsere Frage praktisch kaum alteriert. Denn wenn auch die emoTaxat 
Tü>v ^YjjioGiwv epY*"^> ^^^ Baukommissionen für bestimmte öffentliche Bauunter- 
nehmungen , nach Aeschines' deutlicher Angabe als öcp^^at zu fassen sind, so 
müssen wir sie dennoch als nicht zum ordentlichen Dienste gehörig nnsehen. 
Denn nicht nur die Veranlassung zu ihrer Einsetzung ist eine ausserordentliche, 
ganz unbestimmte, sondern gerade ihre Einsetzung nd hoc mit einem ganz be- 
grenzten Mandat, nach dessen Ausführung sie wieder abtreten, kennzeichnet sie 
als ausserordentliche Magistraturen, wie wir es auch noch aus anderen Eigen- 
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Gerade auf diesem technischen Gebiete ging man mit 
der Ernennung der ausserordentlichen Magistratur äusserst 
weit; für jede fast alltäglich kommende technische Frage 
wurden stets die kompetenten Kräfte gewählt oder zu wählen 
gesucht, teils aus allen* Athenern . teils aus den Phylen, De- 
men u. s. w., je nachdem die einzelnen Distrikte besonders 
bei der betr. Arbeit beteiligt waren. (Aesch. xat. Ttjjioxp. 30.) 
So werden nach C. I. A. II, 753 drei Männer aus dem Pei- 
raieus gewählt zur Uebernahme und technischen Revision eines 
Theaters. War ein Götterbild anzufertigen, so wurde hiefür 
eine technische Aufsichtskommission bestellt (C. I. A. II, 300 ; 
IV, 331*; I, 318.); sollte eine Flotte auslaufen, bedurfte man 
wieder einer Revisionskommission, der oLizoazokelQ. (Cf. Harpokr. 
und Suid. s. v. ; Bekker: Anekd. Graec. 203, 22;" Boeckh: 
Seeurkunden XIV^, 20 ff. p. 466.) Musste ein Tempel erbaut 
oder erneuert werden (C. I. A. I, 314, 322; II, 829, 834, 
836, 839, 1054 u. a. 0.),.mussten Mauern oder Gräben ange- 
legt werden (C. I. A. II, 830— -832; Aesch. xat. KtYja. 31.), 
oder musste eine Landverteilung vorgenommen werden (C I. A. 
I, 31.)' immer brauchte man wieder ausserordentliche tech- 
nische Kommissionen. 

Und alle diese bestimmte die atpsotc; man gab sich eben 
nicht der selbstgefälligen Täuschung hin, jeder Athener besitze 
auch in den technischen Fragen dieselbe natürliche Fähigkeit, 
wie man sie nicht ohne Berechtigung auf dem Gebiete der 
inneren Politik für den gewöhnlichen Geschäftsgang von ihnen 



ttimlichkeiten derselben erkennen. Denn während wir mit ganz wenigen Aus- 
nahmen finden , dass die ordentlichen Staatsämter durch Kollegien von lo 
Männern besetzt werden, sehen wir hierin gerade bei den als ötp^^ai zu bezeich- 
nenden Posten den grössten Wechsel. (2: C. I. A. II, 187; 3: C. I. A. I, 
318, II, 300; — 5: C. I. A II, 834, ly, 33ie; - 10: C. I. A. II, 836, 
— Aesch. xax Kttjo. 31. — ) Und einen weiteren Unterschied von der or- 
dentlichen Magistratur haben wir hier doch auch darin zu erkennen, dass diese 
eiriaxaxat keine andere Befristung ihres Amtes haben, als die bis zur Ausfüh- 
rung ihres Bauauftrages, der doch gewiss in vielen Fällen über ein Jahr, die 
Normalfrist des ordentlichen Amtes, hinausging. So wich man hier nicht nur 
mit der Wahlform, sondern auch mit Kollegialität und Befristung ab von den 
Prinzipien der Demokratie, gewiss zu ihrem eigenen Wohle. 
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voraussetzen zu können annahm ; hier konnte das Loos doch 
zu bedenkliche Fehler machen Dieses liess sich zur Bestim- 
mung des dTctatdtYjc des Tempelbaues — entgegen . Fustel de 
Coulanges' Theorie — , der, wie erst die grossartigen For- 
schungen von Bötticher („Tektonik") dargethan haben, ein wahres 
Meisterwerk der feinsten Technik und Statik ist, ebenso wenig 
anwenden, wie zu der eines atpatrjYoc oder im rg StotXYJoet. 
In all diesen Fällen, die dem fähigen, strebsamen Manne 
ein grosses Feld zu öffentlicher Thätigkeit darboten, wurde 
die aipsatc angewandt, eine atpeotc nach dem Masstabc des 
Wissens und Könnens: es war eine at'psat«; aptOTivSrjv im 
edelsten Sinne des Wortes, der beste Beweis für die 
Vernunft der Athener, die ihren Staat nicht zur toten Maschine, 
sondern zum lebensvollsten und lebenswürdigsten Organismus 
machten. Und wo diesem Gefahren drohten, da war auch 
wieder umsichtig gesorgt; die Schöpfer der attischen Staats- 
verfassung, wie sie sich im Laufe der Zeit entwickelt hat, sie 
haben ihr auch die Waffen gegeben, um besondere Gefahren 
abzuwehren. Und solche Gefahren, wie sie überhaupt auch 
die theoretisch beste Organisation in sich .tragen kann, waren 
auch hier auf dem Gebiete der Beamtenwahlen nicht zu um- 
gehen ; das Loos konnte geradeso gut Momente der Gefahr in 
sich bergen, wie die direkte Stimmwahl. Doch haben wir 
mehrfach berührt, durch welche Mittel man sich gegen diese 
Gefährdungen zu verteidigen wusste, wenn wir auch die aller- 
dings höchst wichtigen Massregeln, welche die Demokratie 
zum Schutz ihrer Selbständigkeit und Sicherheit gegenüber 
den einzelnen Beamten getroffen, hier nicht näher besprechen 
können. Dieses sind namentlich drei, die 8oxi(iaata, die 
eo-ö-ovat und die kizix^ipozo'/ioi ap)föv'C(ov. Während die 
erstere das Vorrecht aller Staatsbürger gegenüber den Nicht- 
bürgern garantierte, dann die Rechtschaffenheit des Beamten 
Standes in allgemein moralischer Beziehung im Auge hatte 
und vielfach, wie namentlich bei den Archonten, sehr streng 
gehandhabt wurde (Cf. Ath. Pol. 45, 3; 55, 2.), waren die 
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eÖ^ovat ein Schutz des Staatseigentums gegenüber Uebergriffen 
oder Unterschleifen des einzelnen Beamten (Cf. Ath. Pol. 48, 3 ; 
54, 2.) ; zwischen diesen beiden Prüfungen des attischen Bürgers 
vor und nach seiner Magistratur lag die begrenzte Zeit seiner 
Amtierung, während deren er weder beliebig zur Verantwort- 
ung gezogen, noch vom Amte suspendiert werden konnte. 
Doch war auch hier noch Gelegenheit gegeben, den Staat 
und die Bürgerschaft vor einer Vergewaltigung ihrer Ge- 
rechtsame zu schützen, indem in jeder xopta IxxXiQoia eine 
kmyeipoxovia ap5((bv (Cf. Ath. Pol. 61, 3.) stattfand, durch die 
sich Gelegenheit bot, nach Volksbeschluss einen Beamten 
wegen ungerechten oder unehrlichen Gebahrens zur Verant- 
wortung und ev. Bestrafung zu ziehen. Auf diese Weise wahrte 
sich die ixxXiQot'a, die Seele des demokratischen Staats- 
organismus, ihre Autokratie, die ausserdem noch durch die 
grosse Anzahl der Aemter überhaupt und durch das 
für die meisten Aemter ausgesprochene Verbot der Iteration, 
durch Kollegialität, wie sie in den weitaus meisten Fällen 
eingeführt war , und durch die kurze Befristung der 
Amtszeiten eine Garantie ihres Bestandes erhalten hatte. 

Unter diesen Bedingungen fanden dann die Beamten- 
wahlen statt, teils durch xXiQpcöai^, teils durch y^sipozovia; 
in beiden haben wir äusserst günstige Momente erkannt, wenn 
uns auch dabei gewisse Gefahren nicht verborgen geblieben 
sind. Doch haben wir keine dieser beiden Wahlformen als 
absolute Elemente dieser oder jener Verfassungsart anzuer- 
kennen vermocht, sondern haben festgestellt, dass der für 
die Farbe jeder Wahlform massgebende Faktor 
die Ausdehnung des Wahlrechts, des aktiven wie des 
passiven, ist. — 

Wir sehen somit, dass die Praxis ganz unabhängig von 
dem theoretischen Werte irgend eines Wahlmodus bleibt. Und 
dies haben die Athener auch anerkannt: die Theorie vom 
aataaiaotov der xXyjpco-sk; war ihnen doch nicht in dem Grade 
massgebend, dass sie diese bis ins Aeusserste befolgt hätten; 
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sie haben im Gegenteil stets eine vernünftige Mischung 
der Elemente verschiedener Verfassungsarten wie auch 
der verschiedenartigsten Wahlsysteme gesucht, und 
diese Eigentümlichkeit der attischen Verfassung war eine glück- 
liche. Aber all diese bunten Elemente bauten sich auf einem 
Fundamente auf, an dem die Athener nicht gerüttelt haben, 
solange sie noch frei waren; es war dies der Haupt- 
faktor der athenischen Demokratie: das allge- 
meine aktive und passive Wahlrecht. 
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